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WICHTIGER HINWEIS 

Dieser Umwandlungsbericht ist weder ein Angebot zum Verkauf von Aktien der Westwing 
Group AG noch eine Aufforderung, der Westwing Group AG ein Angebot zum Kauf von 
Aktien der Westwing Group AG zu machen. Ein solches Angebot findet nicht statt und be-
darf gegebenenfalls einer gesonderten Veröffentlichung und, sofern dies aufgrund natio-
naler rechtlicher Bestimmungen erforderlich ist, eines gesonderten Prospekts. Dieser 
Umwandlungsbericht ist kein Prospekt gemäß der Verordnung (EU) 2017/1129 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2017. Die Gesellschaft übernimmt im Zu-
sammenhang mit diesem Umwandlungsbericht keine Haftung für etwaige zukunftsgerich-
tete Aussagen. 

Dieser Umwandlungsbericht ist ferner kein Angebot zum Verkauf von Wertpapieren in 
den Vereinigten Staaten von Amerika („USA“). Wertpapiere dürfen in den USA nur nach 
vorheriger Registrierung oder ohne vorherige Registrierung nur aufgrund einer Ausnah-
meregelung verkauft oder zum Kauf angeboten werden. 

Dieser Umwandlungsbericht stellt zudem weder eine Angebotsunterlage noch ein Ange-
bot zum Verkauf oder zur Ausgabe noch eine Aufforderung oder ein Angebot zum Kauf 
oder zur Zeichnung von übertragbaren Wertpapieren an die Allgemeinheit dar, auf wel-
che Section 85 des Financial Services and Markets Act 2000 des Vereinigten Königreiches 
(„FSMA“) anwendbar ist, und sollte nicht als Empfehlung an irgendeine Person angesehen 
werden, im Rahmen der formwechselnden Umwandlung Wertpapiere zu kaufen oder zu 
zeichnen. Dieser Umwandlungsbericht richtet sich nur an die nachfolgenden „Relevanten 
Personen“: (i) Personen außerhalb des Vereinigten Königreichs; (ii) Personen, die Aktio-
näre der Westwing Group AG und von Artikel 43 der Financial Services and Markets Act 
2000 (Financial Promotion) Order 2005 (in der jeweils geltenden Fassung) („Order“) er-
fasst sind; (iii) Personen, die Branchenerfahrung mit Investitionen im Sinne von Art. 19 (5) 
der Order haben; sowie (iv) „high net worth companies“, „unincorporated associations“ 
und andere Institutionen, die von Art. 49 (2) (a) bis (d) der Order erfasst sind. Personen, 
die keine Relevanten Personen sind, dürfen nicht aufgrund dieses Umwandlungsberichts 
oder seines Inhalts tätig werden oder auf diesen vertrauen. Investitionen oder Investiti-
onstätigkeiten, auf die sich dieser Umwandlungsbericht bezieht, stehen nur Relevanten 
Personen zur Verfügung und werden nur mit Relevanten Personen unternommen. 

Dieser Umwandlungsbericht darf weder ganz noch in Teilen ohne vorherige schriftliche 
Zustimmung der Westwing Group AG veröffentlicht, reproduziert, an Andere verteilt oder 
auf sonstige Weise zugänglich gemacht werden.  
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1. EINLEITUNG 

Die Westwing Group AG ist eine nach deutschem Recht gegründete Aktiengesell-
schaft mit Sitz in Berlin, eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Char-
lottenburg unter HRB 199007 B (nachfolgend „Westwing Group AG“ oder die 
„Gesellschaft“). Die Verwaltung der Gesellschaft befindet sich in München und 
die eingetragene Geschäftsanschrift der Gesellschaft lautet Moosacher Straße 
88, 80809 München. 

Die Westwing Group AG soll von der Rechtsform einer deutschen Aktiengesell-
schaft in die Rechtsform einer Europäischen Gesellschaft (Societas Europaea, 
„SE“) mit der Firma Westwing Group SE (nachfolgend „Westwing Group SE“) 
umgewandelt werden. Die SE ist eine auf europäischem Recht gründende 
Rechtsform und die formwechselnde Umwandlung erfolgt gemäß Art. 2 Abs. 4 
i. V. m. Art. 37 der Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates vom 8. Oktober 
2001 über das Statut der Europäischen Gesellschaft in seiner geltenden Fassung 
(„SE-VO“). Daneben finden bei dieser formwechselnden Umwandlung insbeson-
dere das Gesetz zur Ausführung der SE-VO vom 22. Dezember 2004 („SEAG“) 
sowie das Gesetz über die Beteiligung der Arbeitnehmer in einer Europäischen 
Gesellschaft vom 22. Dezember 2004 („SEBG“) Anwendung. Für diese formwech-
selnde Umwandlung gelten außerdem die Vorschriften des Aktiengesetzes 
(„AktG“) und des Umwandlungsgesetzes („UmwG“). 

Der Vorstand der Gesellschaft hat für die formwechselnde Umwandlung der 
Westwing Group AG in die Rechtsform der SE einen Umwandlungsplan erstellt, 
dem die Satzung der Westwing Group SE („SE-Satzung“) als Anlage beigefügt ist. 
Der Umwandlungsplan, einschließlich der zukünftigen Satzung der Westwing 
Group SE, wurde am 16. Juni 2021 in notariell beurkundeter Form aufgestellt 
(UR-Nr. 2950/2021 des Notars Dr. Bernhard Schaub in München) („Umwand-
lungsplan“). Gemäß Art. 37 Abs. 7 SE-VO bedarf der Umwandlungsplan der Zu-
stimmung und die Satzung der Westwing Group SE der Genehmigung durch die 
Hauptversammlung der Gesellschaft. Vorstand und Aufsichtsrat der Gesellschaft 
schlagen deshalb der ordentlichen Hauptversammlung am 5. August 2021 unter 
Tagesordnungspunkt 11 vor, dem Umwandlungsplan zuzustimmen und die dem 
Umwandlungsplan als Anlage beigefügte Satzung der Westwing Group SE zu ge-
nehmigen. Der Aufsichtsrat der Westwing Group AG hat durch Beschluss vom 
18. Juni 2021 der formwechselnden Umwandlung gemäß des Umwandlungsplans 
zugestimmt und einen entsprechenden Beschlussvorschlag an die ordentliche 
Hauptversammlung verabschiedet. 

Vor der Entscheidung der ordentlichen Hauptversammlung ist von einem oder 
mehreren gerichtlich bestellten unabhängigen Sachverständigen gemäß Art. 37 
Abs. 6 SE-VO („Umwandlungsprüfer“) zu bescheinigen, dass die Gesellschaft 
über Nettovermögenswerte mindestens in Höhe ihres Kapitals zuzüglich der kraft 
Gesetzes oder Statut nicht ausschüttungsfähigen Rücklagen verfügt. Das zustän-
dige Landgericht München I hat die Ernst & Young GmbH Wirtschaftsprüfungsge-
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sellschaft, Arnulfstraße 59, 80656 München, zum Umwandlungsprüfer bestellt. 
Der Umwandlungsprüfer hat seine Prüfung durchgeführt und am 18. Juni 2021 
eine Bescheinigung nach Art. 37 Abs. 6 SE-VO vorgelegt. 

Die formwechselnde Umwandlung erfolgt unter Beibehaltung der Identität des 
Rechtsträgers. Das bedeutet, dass die formwechselnde Umwandlung gemäß 
Art. 37 Abs. 2 SE-VO weder die Auflösung der Westwing Group AG noch die 
Gründung einer neuen juristischen Person zur Folge hat. Die Beteiligung der Ak-
tionäre besteht unverändert fort. Zudem soll die Gesellschaft ihren Sitz in Berlin, 
Deutschland, sowie ihre Verwaltung in München, Deutschland, beibehalten. 

Der Vorstand der Westwing Group AG erstattet zur Information der Aktionäre 
den nachfolgenden Umwandlungsbericht gemäß Art. 37 Abs. 4 SE-VO, um die 
rechtlichen und wirtschaftlichen Aspekte der formwechselnden Umwandlung zu 
erläutern und zu begründen sowie die Auswirkungen darzulegen, die der Über-
gang von der deutschen Rechtsform der Aktiengesellschaft in die Rechtsform ei-
ner SE für die Aktionäre und Arbeitnehmer haben wird. 

Alle Angaben in diesem Umwandlungsbericht beziehen sich, sofern nichts ande-
res vermerkt ist, auf den Zeitpunkt seiner Erstattung im Wege der Unterzeich-
nung. 

2. DIE WESTWING GROUP AG 

2.1 Sitz, Verwaltung, Unternehmensgegenstand und Geschäftsjahr 

Die Westwing Group AG hat ihren Sitz in Berlin, Deutschland, und ist eingetragen 
im Handelsregister des Amtsgerichts Charlottenburg unter HRB 199007 B. Die 
Verwaltung der Gesellschaft befindet sich in München, Deutschland, und die ein-
getragene Geschäftsanschrift der Gesellschaft lautet Moosacher Straße 88, 
80809 München, Deutschland. 

Unternehmensgegenstand der Westwing Group AG ist gemäß § 2 Abs. 1 der Sat-
zung der Westwing Group AG („AG-Satzung“) die Entwicklung, Vermarktung und 
Erbringung von Internetdienstleistungen (e-commerce für unterschiedliche Gü-
ter, insbesondere Einrichtungsgegenstände, Möbel, Dekorationsaccessoires, An-
tiquitäten, Heimtextilien und verwandte Produkte), Erbringung von Logistik-
dienstleistungen, digitalen Dienstleistungen und alle mit dem vorgenannten Un-
ternehmensgegenstand zusammenhängenden Dienstleistungen in Deutschland 
und/oder im Ausland, selbst oder mittels Tochtergesellschaften oder anderwei-
tig. 

Die Westwing Group AG übernimmt dabei die Funktion einer geschäftsleitenden 
Holdinggesellschaft, die selbst keinen Umsatz mit Dritten generiert, sondern Er-
träge mit konzernintern erbrachten Dienstleistungen erzielt. 
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Das Geschäftsjahr der Westwing Group AG ist das Kalenderjahr gemäß § 20 der 
AG-Satzung. 

2.2 Konzernstruktur 

Die Westwing Group AG hält als oberste Muttergesellschaft des Konzerns unmit-
telbare und mittelbare Beteiligungen an insgesamt 25 Tochtergesellschaften der 
Westwing Group AG (die Westwing Group AG gemeinsam mit ihren direkten und 
indirekten Tochtergesellschaften der „Westwing-Konzern“). Es handelt sich um 
18 direkte Tochtergesellschaften in Deutschland und sieben (7) indirekte Toch-
tergesellschaften im Ausland. Es sind insgesamt neun (9) dieser Tochtergesell-
schaften operativ tätig. Eine Übersicht über die Struktur des Westwing-Konzerns 
ist diesem Umwandlungsbericht als Anlage beigefügt. 

2.3 Geschäftstätigkeit und Geschäftsentwicklung 

Dieser Bericht beschränkt sich auf eine zusammenfassende Darstellung der Ge-
schäftstätigkeit des Westwing-Konzerns, die aufgrund der Identität des Rechts-
trägers von der formwechselnden Umwandlung der Westwing Group AG in eine 
SE unberührt bleibt. 

Die Westwing Group AG ist seit vielen Jahren international im europäischen 
Markt für Home & Living E-Commerce und derzeit europaweit in insgesamt elf 
(11) verschiedenen Ländern tätig. 

Der Westwing-Konzern kombiniert mit seinem einzigartigen Konzept eines 
„Shoppable Magazine“ E-Commerce mit einem Interieur-Magazin. Dabei bietet 
der Westwing-Konzern seinen Kunden ein ausgewähltes Produktsortiment aus 
allen einschlägigen Home & Living-Kategorien, z.B. Textilien, Möbel, Beleuch-
tung, Küchenaccessoires und Dekoration. Das Produktsortiment, welches direkt 
über die Website erworben werden kann, wird zusammen mit täglich wechseln-
den, visuell ansprechenden Inhalten präsentiert, zu denen beispielsweise Interi-
eur-Themen, Home-Stories und Home-Styling-Tipps gehören. Es handelt sich um 
das inspirierende Angebot eines täglichen Einrichtungsmagazins mit der Mög-
lichkeit, Lieblingsstücke für Home & Living zu entdecken und diese sofort zu 
shoppen. Das Angebot umfasst Own-Label- und Private-Label-Produkte sowie Ar-
tikel von über 4.000 regionalen und globalen Drittanbietern aus dem Ho-
me & Living-Markt. 

Die Inhalte werden von einem großen Team von Art-Direktoren, Innenarchitek-
ten, Videofilmern und Fotografen erstellt, die mit Style- und Merchandising-
Teams zusammenarbeiten. Der Westwing-Konzern beschäftigt zur Umsetzung 
der Geschäftsstrategie insgesamt mehr als 1.900 Mitarbeiter aus mehr als 60 
verschiedenen Nationen und konnte im Jahr 2020 ein Bruttowarenvolumen von 
EUR 520 Mio. umsetzen. 
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Die Geschäftsentwicklung des Westwing-Konzerns ist von der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung geprägt, wobei sich aufgrund der COVID-19-Pandemie eine 
rasante Änderung des Verbraucherverhaltens und eine Verlagerung vom statio-
nären Handel zum E-Commerce entwickelt hat. Die Umsatzerlöse des Westwing-
Konzerns nahmen im Jahr 2020 erheblich zu, da Kunden mehr Zeit zu Hause ver-
brachten und sich intensiver mit Home & Living und E-Commerce befassten. Die 
wesentlichen Kennzahlen des Westwing-Konzerns entwickelten sich in den ver-
gangenen Jahren wie folgt: 

Leistungsindikatoren und Ertragslage  2020 2019 2018 

Bruttowarenvolumen (in EUR Mio.) 502,0 310,0 291,0 

Bestellungen, insgesamt (in '000) 4.074 2.428 2.399 

Aktive Kunden (in '000) 1.529 949 934 

Umsatzerlöse (in EUR Mio.) 432,9 267,3 253,9 

Bereinigtes EBITDA (in EUR Mio.) 50,0 -10,3 3,1 

Konzernjahresgesamtergebnis (in EUR Mio.) 29,8 -38,0 -2,0 

Cashflow aus betrieblicher Tätigkeit   
(in EUR Mio.) 

47,8 -13,5 -9,5 

Anzahl der Vollzeitmitarbeiter (zum Stichtag) 1.671 1.290 1.143 

Bilanzsumme zum 31.12. (in EUR Mio.) 229,0 165,4 197,5 

 
Weitere Angaben zum Geschäftsverlauf sowie zur Ertrags-, Vermögens- und Fi-
nanzlage der Westwing Group AG sowie des Westwing-Konzerns können den Ge-
schäftsberichten der Westwing Group AG für das Geschäftsjahr 2020 und für das 
Geschäftsjahr 2019 entnommen werden. Die Dokumente sind auf der Internet-
seite der Gesellschaft abrufbar unter: 

https://ir.westwing.com/websites/westwing/German/3100/berichte.html. 

2.4 Verfassung der Gesellschaft 

2.4.1 Organe 

Die Organe der Gesellschaft sind der Vorstand, der Aufsichtsrat und die Haupt-
versammlung. Die jeweiligen Kompetenzen sind im Aktiengesetz, in der AG-
Satzung und in den jeweiligen Geschäftsordnungen des Vorstands und des Auf-
sichtsrats geregelt. 

2.4.1.1 Vorstand 

Der Vorstand der Gesellschaft besteht gemäß § 7 Abs. 1 der AG-Satzung aus ei-
ner oder mehreren Personen und der Aufsichtsrat bestimmt die Zahl der Vor-
standsmitglieder. Der Vorstand leitet die Geschäfte der Westwing Group AG in 
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eigener Verantwortung und vertritt sie gerichtlich und außergerichtlich. Die Ge-
sellschaft wird dabei gemäß § 8 Abs. 2 der AG-Satzung durch zwei Vorstandsmit-
glieder oder durch ein Vorstandsmitglied gemeinsam mit einem Prokuristen ver-
treten. Ist nur ein Vorstandsmitglied bestellt, vertritt dieses die Gesellschaft al-
lein. Der Aufsichtsrat kann gemäß § 8 Abs. 3 der AG-Satzung einzelnen Vor-
standsmitgliedern die Befugnis zur Einzelvertretung erteilen und alle oder einzel-
ne Vorstandsmitglieder generell oder für den Einzelfall vom Verbot der Mehr-
fachvertretung gemäß § 181 2. Alternative Bürgerliches Gesetzbuch („BGB“) be-
freien. 

Der Vorstand der Gesellschaft besteht im Zeitpunkt der Erstattung dieses Um-
wandlungsberichts aus zwei Mitgliedern, namentlich Herrn Stefan Smalla und 
Herrn Sebastian Säuberlich. Herr Stefan Smalla ist allein zur Vertretung der Ge-
sellschaft ermächtigt und vom Verbot der Mehrfachvertretung gemäß § 181 
2. Alternative BGB befreit. 

Die Vorstandsmitglieder sind unter der Geschäftsanschrift der Gesellschaft, 
Moosacher Straße 88, 80809 München, Deutschland, erreichbar. 

2.4.1.2 Aufsichtsrat 

Der Aufsichtsrat der Westwing Group AG besteht im Zeitpunkt der Erstattung 
dieses Umwandlungsberichts gemäß § 9 Abs. 1 der AG-Satzung aus vier Mitglie-
dern, die von der Hauptversammlung gewählt werden. Der Aufsichtsrat bestellt 
die Mitglieder des Vorstands und überwacht den Vorstand bei der Leitung des 
Unternehmens. 

Im Zeitpunkt der Erstattung dieses Umwandlungsberichts sind Herr Christoph 
Barchewitz (Aufsichtsratsvorsitzender), Frau Dr. Antonella Mei-Pochtler (stellver-
tretende Aufsichtsratsvorsitzende), Herr Michael Hoffmann und Herr Thomas 
Harding die Aufsichtsratsmitglieder der Westwing Group AG. 

Die Aufsichtsratsmitglieder sind unter der Geschäftsanschrift der Gesellschaft, 
Moosacher Straße 88, 80809 München, Deutschland, erreichbar. 

2.4.2 Corporate Governance 

Die Westwing Group AG unterliegt als börsennotierte deutsche Aktiengesell-
schaft der Erklärungspflicht nach § 161 AktG zu den Empfehlungen des Deut-
schen Corporate Governance Kodex („DCGK“). Der Vorstand und der Aufsichtsrat 
der Westwing Group AG haben zuletzt im Dezember 2020 eine Entsprechenser-
klärung abgegeben. In der Entsprechenserklärung haben sie erklärt, dass den 
Empfehlungen des DCGK mit einzelnen, in der Entsprechenserklärung näher be-
zeichneten und begründeten Ausnahmen entsprochen wurde und wird. Die Ent-
sprechenserklärungen der Westwing Group AG sind im Internet dauerhaft abruf-
bar auf der Internetseite der Gesellschaft unter: 
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https://ir.westwing.com/websites/westwing/German/5100/ 
entsprechenserklaerung.html. 

2.4.3 Mitarbeiter und Mitbestimmung 

Ende Dezember 2020 beschäftigte der Westwing-Konzern insgesamt 
1.671 Mitarbeiter in Vollzeit. 

In der Gesellschaft gelten keine Bestimmungen über die Mitbestimmung der Ar-
beitnehmer in Aufsichts- oder Verwaltungsorganen. 

Bei der Westwing Group AG ist kein Betriebsrat eingerichtet und in- oder auslän-
dische Betriebsräte wurden im Westwing-Konzern nicht gebildet. Es besteht we-
der ein Konzernbetriebsrat noch ein Gesamtbetriebsrat. Auf europäischer Ebene 
wurden weder ein Europäischer Betriebsrat noch ein anderes Vertretungsorgan 
gebildet. 

2.5 Kapitalstruktur und Aktionäre 

2.5.1 Grundkapital und Börsennotierung 

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 20.903.968,00 und ist eingeteilt in 
20.903.968 auf den Inhaber lautende Stückaktien (Aktien ohne Nennbetrag) mit 
einem anteiligen Betrag am Grundkapital von EUR 1,00 je Aktie. Der Anspruch 
der Aktionäre auf Verbriefung ihrer Anteile am Grundkapital ist gemäß § 5 Abs. 2 
Satz 1 der AG-Satzung ausgeschlossen. Aktien unterschiedlicher Gattungen sind 
nicht vorhanden. Die Westwing Group AG hält zum Zeitpunkt der Erstattung die-
ses Umwandlungsberichts 343.275 eigene Aktien, aus denen der Gesellschaft 
gemäß § 71b AktG keine Rechte zustehen. Im Übrigen gewährt jede Aktie in der 
Hauptversammlung gemäß § 15 Abs. 1 der AG-Satzung eine Stimme. Somit be-
stehen im Zeitpunkt der Erstattung dieses Umwandlungsberichts 20.560.693 
Stimmen. 

Die Aktien der Gesellschaft (ISIN DE000A2N4H07 / DE000A3H3L77) sind seit dem 
9. Oktober 2018 zum Handel im Regulierten Markt an der Frankfurter Wertpa-
pierbörse mit weiteren Zulassungsfolgepflichten im Teilbereich Prime Standard 
zugelassen. Die Aktien sind ferner in den Freiverkehr an den Börsen Berlin, Düs-
seldorf, Hamburg, Hannover, München und Stuttgart einbezogen und über die 
elektronische Handelsplattform XETRA der Deutsche Börse AG handelbar. Seit 
dem 21. Dezember 2020 ist die Westwing Group AG im Aktienindex SDAX der 
Deutsche Börse AG gelistet. 

Die Aktien der Westwing Group AG sind globalverbrieft. Die vorhandenen Globa-
lurkunden werden mit der formwechselnden Umwandlung der Westwing 
Group AG in die Westwing Group SE unrichtig (vgl. Ziffer 7.1.2). Die globalver-
brieften Aktien der Gesellschaft sollen in einer oder mehreren neuen, von der 
Westwing Group SE ausgestellten Globalurkunde(n) verbrieft werden. 
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2.5.2 Genehmigte und Bedingte Kapitalien und Ermächtigungen an den Vorstand 

2.5.2.1 Genehmigte Kapitalien 

Bei der Westwing Group AG besteht gemäß § 4 Abs. 3 der AG-Satzung die Er-
mächtigung des Vorstands, das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 
6. August 2023 mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals um 
insgesamt bis zu EUR 30.383,00 durch Ausgabe von bis zu 30.383 neuen auf den 
Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bareinlagen zu erhöhen („Genehmigtes 
Kapital 2018/I“). 

Zudem besteht gemäß § 4 Abs. 4 der AG-Satzung die Ermächtigung des Vor-
stands, das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 6. August 2023 mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals um insgesamt bis zu 
EUR 3.088,00 durch Ausgabe von bis zu 3.088 neuen auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien gegen Bareinlagen zu erhöhen („Genehmigtes Kapital 2018/II“). 

Zusätzlich besteht gemäß § 4 Abs. 5 der AG-Satzung die Ermächtigung des Vor-
stands, das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 6. August 2023 mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals um insgesamt bis zu 
EUR 57.708,00 durch Ausgabe von bis zu 57.708 neuen auf den Inhaber lauten-
den Stückaktien gegen Bareinlagen zu erhöhen („Genehmigtes Kapi-
tal 2018/III“). 

Weiterhin besteht gemäß § 4 Abs. 6 der AG-Satzung die Ermächtigung des Vor-
stands, das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 6. August 2023 mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals um insgesamt bis zu 
EUR 7.500,00 durch Ausgabe von bis zu 7.500 neuen auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien gegen Bareinlagen zu erhöhen („Genehmigtes Kapital 2018/IV“). 

Das Genehmigte Kapital 2018/I, das Genehmigte Kapital 2018/II, das Genehmigte 
Kapital 2018/III sowie das Genehmigte Kapital 2018/IV haben ihre jeweiligen 
Zwecke bereits vollständig erfüllt und sollen daher nicht fortbestehen und wer-
den nicht in die SE-Satzung überführt. 

Außerdem besteht gemäß § 4 Abs. 7 der AG-Satzung die Ermächtigung des Vor-
stands, das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 6. August 2023 mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals um insgesamt bis zu 
EUR 4.350.000,00 durch Ausgabe von bis zu 4.350.000 neuen auf den Inhaber 
lautenden Stückaktien gegen Bareinlagen zu erhöhen („Genehmigtes Kapi-
tal 2018/V“). Das Genehmigte Kapital 2018/V soll fortbestehen und die Sat-
zungsregelung in der AG-Satzung zum Genehmigten Kapital 2018/V wird daher 
unverändert als § 4 Abs. 3 in die SE-Satzung überführt. 

Ergänzend besteht gemäß § 4 Abs. 8 der AG-Satzung die Ermächtigung des Vor-
stands, das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 6. August 2023 mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals um insgesamt bis zu 
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EUR 2.847.853.,00 durch Ausgabe von bis zu 2.847.853 neuen auf den Inhaber 
lautenden Stückaktien gegen Bareinlagen zu erhöhen („Genehmigtes Kapi-
tal 2018/VI“). Das Genehmigte Kapital 2018/VI soll fortbestehen und die Sat-
zungsregelung in der AG-Satzung zum Genehmigten Kapital 2018/VI wird daher 
unverändert als § 4 Abs. 4 in die SE-Satzung überführt. 

2.5.2.2 Bedingtes Kapital 

Zudem besteht gemäß § 4 Abs. 9 der AG-Satzung in einer Höhe von 
EUR 5.000.000,00 ein bedingtes Kapital („Bedingtes Kapital 2018“). Das Bedingte 
Kapital 2018 soll fortbestehen und die Satzungsregelung in der AG-Satzung zum 
Bedingten Kapital 2018 wird daher unverändert als § 4 Abs. 5 in die SE-Satzung 
überführt. 

2.5.2.3 Ermächtigungen an den Vorstand 

Durch Beschluss der außerordentlichen Hauptversammlung der Westwing Group 
AG am 21. September 2018 (UR-Nr. 5693/2018 des Notars Dr. Bernhard Schaub, 
München) unter Tagesordnungspunkt 4 Buchstabe a) wurde dem Vorstand die 
Ermächtigung zur Ausgabe von auf den Inhaber oder Namen lautenden Wandel-
schuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten 
und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumen-
te) (gemeinsam „Schuldverschreibungen“) im Gesamtnennbetrag von bis zu 
EUR 100.000.000,00 mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts 
(„WSV-Ermächtigung“) bis zum 20. September 2023 erteilt. Sofern die form-
wechselnde Umwandlung der Westwing Group AG in die Rechtsform der SE bis 
zu diesem Datum erfolgt ist, gilt die WSV-Ermächtigung somit auch noch für den 
Vorstand der Westwing Group SE fort, soweit sie im Umwandlungszeitpunkt be-
steht und nicht ausgenutzt worden ist. Zur Bedienung von Ansprüchen aus den 
im Rahmen der WSV-Ermächtigung ausgegebenen Schuldverschreibungen hat 
die außerordentliche Hauptversammlung der Westwing Group AG vom 
21. September 2018 unter Tagesordnungspunkt 4 Buchstabe b) das Bedingte Ka-
pital 2018 geschaffen, das in der zum Umwandlungszeitpunkt bestehenden Höhe 
durch unveränderte Überführung der Satzungsregelung zum Bedingten Kapi-
tal 2018 in die SE-Satzung fortbesteht. 

Durch Beschluss der außerordentlichen Hauptversammlung der Westwing Group 
AG am 21. September 2018 (UR-Nr. 5693/2018 des Notars Dr. Bernhard Schaub, 
München) unter Tagesordnungspunkt 5 wurde der Gesellschaft die Ermächtigung 
zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG 
bis zum 20. September 2023 erteilt („Ermächtigungsbeschluss I“). Von dieser 
Ermächtigung wurde Gebrauch gemacht und im Zeitraum vom 14. August 2019 
bis zum 30. Oktober 2019 hat die Gesellschaft im Rahmen eines Aktienrückkauf-
programms insgesamt 800.000 Aktien zurückgekauft. Hiervon wurden bis zum 
Zeitpunkt der Erstattung dieses Umwandlungsberichts 498.425 eigene Aktien zur 
Bedienung von Optionen, die an derzeitige und ehemalige Vorstandsmitglieder 
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und Mitarbeiter des Westwing-Konzerns sowie Unterstützer der Gesellschaft 
ausgegeben wurden, verwendet. 

Der Ermächtigungsbeschluss I soll grundsätzlich nicht fortgelten, sondern der 
Hauptversammlung der Westwing Group AG am 5. August 2021, die unter Ta-
gesordnungspunkt 11 über die Zustimmung zur formwechselnden Umwandlung 
der Westwing Group AG in die Westwing Group SE beschließen soll, wird unter 
Tagesordnungspunkt 9 vorgeschlagen, dem Vorstand unter Aufhebung des Er-
mächtigungsbeschlusses I eine neue Ermächtigung gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG 
zum Erwerb eigener Aktien und zu deren Verwendung, einschließlich der Er-
mächtigung zur Einziehung erworbener eigener Aktien und Kapitalherabsetzung 
sowie zum Ausschluss des Bezugsrechts bis zum 4. August 2026 zu erteilen. Sollte 
die Hauptversammlung der Westwing Group AG am 5. August 2021 diese Er-
mächtigung wirksam erteilen, gilt sie nach Wirksamwerden der formwechseln-
den Umwandlung der Westwing Group AG in die Westwing Group SE für den 
Vorstand der Westwing Group SE fort, soweit sie im Umwandlungszeitpunkt be-
steht und noch nicht ausgenutzt worden ist. Sollte die Hauptversammlung der 
Westwing Group AG am 5. August 2021 dem Vorstand die entsprechende, unter 
Tagesordnungspunkt 9 vorgeschlagene Ermächtigung nicht wirksam erteilen, gilt 
hingegen der Ermächtigungsbeschluss I bis zum 20. September 2023 und somit, 
sofern die formwechselnde Umwandlung der Westwing Group AG in die Rechts-
form der SE bis zu diesem Datum erfolgt ist, auch noch für den Vorstand der 
Westwing Group SE fort, soweit er im Umwandlungszeitpunkt besteht und noch 
nicht ausgenutzt worden ist. 

Durch Beschluss der außerordentlichen Hauptversammlung der Westwing Group 
AG am 21. September 2018 (UR-Nr. 5693/2018 des Notars Dr. Bernhard Schaub, 
München) unter Tagesordnungspunkt 6 wurde der Gesellschaft in Ergänzung des 
Ermächtigungsbeschlusses I, die Ermächtigung zum Einsatz von Eigenkapitalderi-
vaten beim Erwerb eigener Aktien bis zum 20. September 2023 erteilt („Ermäch-
tigungsbeschluss II“). 

Der Ermächtigungsbeschluss II soll grundsätzlich nicht fortgelten, sondern der 
Hauptversammlung der Westwing Group AG am 5. August 2021, die unter Ta-
gesordnungspunkt 11 über die Zustimmung zur formwechselnden Umwandlung 
der Westwing Group AG in die Westwing Group SE beschließen soll, wird unter 
Tagesordnungspunkt 10 vorgeschlagen, dem Vorstand unter Aufhebung des Er-
mächtigungsbeschlusses II eine neue Ermächtigung zum Einsatz von Eigenkapi-
talderivaten beim Erwerb eigener Aktien bis zum 4. August 2026 zu erteilen. Soll-
te die Hauptversammlung der Westwing Group AG am 5. August 2021 diese Er-
mächtigung wirksam erteilen, gilt sie nach Wirksamwerden der formwechseln-
den Umwandlung der Westwing Group AG in die Westwing Group SE für den 
Vorstand der Westwing Group SE fort, soweit sie im Umwandlungszeitpunkt be-
steht und noch nicht ausgenutzt worden ist. Sollte die Hauptversammlung der 
Westwing Group AG am 5. August 2021 dem Vorstand die entsprechende, unter 
Tagesordnungspunkt 10 vorgeschlagene Ermächtigung nicht wirksam erteilen, 
gilt hingegen der bestehende Ermächtigungsbeschluss II bis zum 
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20. September 2023 und somit, sofern die formwechselnde Umwandlung der 
Westwing Group AG in die Rechtsform der SE bis zu diesem Datum erfolgt ist, 
auch noch für den Vorstand der Westwing Group SE fort, soweit er im Umwand-
lungszeitpunkt besteht und noch nicht ausgenutzt worden ist. 

Durch Beschluss der außerordentlichen Hauptversammlung der Westwing Group 
AG am 21. September 2018 (UR-Nr. 5693/2018 des Notars Dr. Bernhard Schaub, 
München) unter Tagesordnungspunkt 7 wurde der Gesellschaft in Ergänzung des 
Ermächtigungsbeschlusses I und des Ermächtigungsbeschlusses II die Ermächti-
gung zur Ausübung von Erwerbsrechten auf den Erwerb eigener Aktien aus be-
stehenden Vereinbarungen, insbesondere Angel Agreements, und zum Erwerb 
eigener Aktien erteilt bis zum 20. September 2023 erteilt („Ermächtigungsbe-
schluss III“). 

Der Ermächtigungsbeschluss III soll bis zum 20. September 2023 fortgelten und 
gilt somit, sofern die formwechselnde Umwandlung der Westwing Group AG in 
die Rechtsform der SE bis zu diesem Datum erfolgt ist, auch noch für den Vor-
stand der Westwing Group SE fort, soweit er im Umwandlungszeitpunkt besteht 
und noch nicht ausgenutzt worden ist. 

2.5.3 Aktionärsstruktur 

Der Gesellschaft sind Beteiligungen an der Westwing Group AG grundsätzlich nur 
bekannt, soweit diese durch Stimmrechtsmitteilung nach dem Gesetz über den 
Wertpapierhandel (Wertpapierhandelsgesetz, „WpHG“) mitgeteilt werden. Auf 
dieser Grundlage lässt sich die Aktionärsstruktur hinsichtlich der nach WpHG 
meldepflichtigen Beteiligungen zum 10. Juni 2021 wie folgt zusammenfassen: 

Aktionär  Zahl der Aktien
  

Anteil am Grundkapi-
tal in % (gerundet) 

Rocket Internet SE 6.041.918 29,0 

The Capital Group Companies, Inc. 1.659.000 8,0 

Summit Partners RKT S.à r.l. 1.428.827 6,9 

Amiral Gestion 1.031.818 5,0 

Tengelmann Ventures 1.023.450 4,9 

Janus Henderson Group plc 643.033 3,1 

Inflection Point Investments Li-
mited 

633.538 3,0 
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Das übrige Grundkapital mit einem Anteil von ca. 40,2 % befindet sich nach 
Kenntnis der Westwing Group AG im Streubesitz. Die Westwing Group AG hält 
außerdem zum Zeitpunkt der Erstattung dieses Umwandlungsberichts 343.275 
eigene Aktien. Das Vorstandsmitglied Stefan Smalla hält im Zeitpunkt der Erstat-
tung dieses Umwandlungsberichts einen Aktienbesitz an der Gesellschaft von 
insgesamt 321.550 Aktien und somit ca. 1,54 % der von der Gesellschaft ausge-
gebenen Aktien. Keine weiteren Vorstandsmitglieder oder Aufsichtsratsmitglie-
der halten im Zeitpunkt der Erstattung dieses Umwandlungsberichts Aktien der 
Gesellschaft im Umfang von jeweils direkt oder indirekt mehr als 1 % der von der 
Gesellschaft ausgegebenen Aktien. Auch der Gesamtbesitz an Aktien der West-
wing Group AG der Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder – mit Ausnahme des 
Vorstandsmitglieds Stefan Smalla – übersteigt zum Zeitpunkt der Erstattung die-
ses Umwandlungsberichts nicht 1 % der von der Gesellschaft ausgegebenen Ak-
tien. 

3. WESENTLICHE ASPEKTE FÜR DIE FORMWECHSELNDE UMWANDLUNG IN EINE 
SE 

3.1 Wesentliche Gründe für die formwechselnde Umwandlung 

Die Westwing Group AG ist ein Unternehmen mit Fokus auf den europäischen 
Markt. Sie besitzt neben ihren unmittelbaren Tochtergesellschaften in Deutsch-
land im Zeitpunkt der Erstattung dieses Umwandlungsberichts auch fünf (5) indi-
rekte Tochtergesellschaften in den Vertragsstaaten der Europäischen Union (die 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie die anderen Vertragsstaaten des 
Europäischen Wirtschaftsraums zusammen die „Mitgliedstaaten“). Die form-
wechselnde Umwandlung in die Rechtsform der SE soll der Bedeutung der euro-
paweiten Geschäftsaktivitäten der Gesellschaft Ausdruck verleihen und die Posi-
tionierung der Westwing Group AG als internationales und europäisches Unter-
nehmen stärken. Die supranationale Rechtsform der SE erleichtert den Auftritt 
der Gesellschaft in den Mitgliedstaaten. Durch die formwechselnde Umwandlung 
kann die Westwing Group AG das Wachstum und die etablierte gesellschafts-
rechtliche Struktur mit einem dualistischen Verwaltungssystem in der modernen 
und europäisch geprägten Rechtsform der SE fortführen. 

3.2 Alternativen zur formwechselnden Umwandlung 

Der Vorstand der Westwing Group AG hat sich im Vorfeld der formwechselnden 
Umwandlung eingehend mit etwaigen Alternativen befasst. 

Die Rechtsform der SE ist die einzige nach europäischem Recht bestehende 
Rechtsform, die einer börsennotierten Gesellschaft mit Sitz in Deutschland zur 
Verfügung steht. Sie unterstreicht die Bedeutung der europäischen Geschäftsak-
tivitäten des Westwing-Konzerns und bietet einen diesem Fokus entsprechenden 
Marktauftritt. Ferner ermöglicht sie die Beibehaltung der dualistischen Leitungs-
struktur und ist auch im Übrigen in weiten Teilen (etwa im Hinblick auf die Aus-
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gestaltung des Kapitals und der Aktionärsrechte) mit einer deutschen Aktienge-
sellschaft vergleichbar. 

Der Vorstand der Westwing Group AG ist daher unter Zustimmung des Aufsichts-
rats zu dem Ergebnis gekommen, dass es zur Umsetzung der mit der formwech-
selnden Umwandlung verfolgten Ziele keine Alternative gibt und allein die form-
wechselnde Umwandlung in eine SE den Interessen der Aktionäre und der Ge-
sellschaft Rechnung trägt. 

Die Gründung der SE hätte statt durch formwechselnde Umwandlung auch im 
Wege einer grenzüberschreitenden Verschmelzung nach Art. 2 Abs. 1 SE-VO er-
folgen können; dieses Verfahren wäre jedoch tatsächlich und rechtlich auf-
wendiger gewesen. 

3.3 Kosten der formwechselnden Umwandlung 

Die Kosten im Zusammenhang mit der formwechselnden Umwandlung der 
Westwing Group AG in die Westwing Group SE werden sich voraussichtlich ins-
besondere aus den Kosten für vorbereitende Maßnahmen, den Kosten der erfor-
derlichen Prüfung durch den Umwandlungsprüfer, den Kosten der notariellen 
Beurkundung des Umwandlungsplans, den Kosten der Registereintragungen, den 
Kosten externer Berater und Übersetzer, den Kosten der erforderlichen Veröf-
fentlichungen, den Kosten der Umstellung der Börsennotierung von Aktien an 
der Westwing Group AG auf Aktien an der Westwing Group SE sowie den Kosten 
für die Durchführung des Arbeitnehmerbeteiligungsverfahrens zusammensetzen. 
Die Kosten für die Durchführung der ordentlichen Hauptversammlung der West-
wing Group AG sind in die Schätzung nicht miteingeflossen, weil diese ohnehin 
abzuhalten ist. Der Vorstand der Westwing Group AG geht davon aus, dass die 
Kosten der formwechselnden Umwandlung EUR 400.000,00 nicht übersteigen. 

4. VERGLEICH DER STRUKTURMERKMALE SOWIE DER AKTIONÄRSRECHTE DER 
WESTWING GROUP AG UND DER WESTWING GROUP SE 

4.1 Einführung 

Bei der SE handelt es sich gemäß Art. 1 Abs. 1 SE-VO um eine Handelsgesellschaft 
in der Form einer europäischen Aktiengesellschaft. Die SE ist eine supranationale 
Rechtsform, die auf europäischem Recht begründet ist. 

Die Rechtsverhältnisse der Westwing Group SE und die Rechte ihrer Aktionäre 
bestimmen sich zum einen durch die SE-VO, die in allen Mitgliedstaaten unmit-
telbar gilt und als gemeinschaftsrechtliche Verordnung den Vorschriften des na-
tionalen Rechts vorgeht. Gemäß Art. 10 SE-VO wird eine SE – vorbehaltlich der 
Bestimmungen der SE-VO selbst – in jedem Mitgliedstaat wie eine Aktiengesell-
schaft behandelt, die nach dem Recht des Sitzstaates gegründet wurde. Damit 
gelten für die Westwing Group SE zudem das SEAG als deutsches Ausführungsge-
setz zur SE-VO und das SEBG sowie ergänzend die für deutsche Aktiengesell-
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schaften geltenden Vorschriften, insbesondere das AktG. Zudem werden die 
Rechtsverhältnisse der Westwing Group AG durch die SE-Satzung und die Beteili-
gungsvereinbarung, sofern eine solche vereinbart wird, bestimmt. 

Eine SE mit Sitz in Deutschland ist in vielen Aspekten einer deutschen Aktienge-
sellschaft gleichgestellt, sodass für die Westwing Group SE unter anderem die 
handels-, steuer- und kapitalmarktrechtlichen Vorschriften gelten, die zum ge-
genwärtigen Zeitpunkt auf die Westwing Group AG anzuwenden sind. 

4.2 Allgemeine Vorschriften und Auswirkungen der formwechselnden Umwand-
lung 

4.2.1 Rechtspersönlichkeit 

Die Westwing Group SE wird – genau wie die Westwing Group AG als Aktienge-
sellschaft deutschen Rechts – Rechtspersönlichkeit gemäß Art. 1 Abs. 3 SE-VO 
besitzen. Sie ist eine juristische Person und als solche Trägerin eigener Rechte 
und Pflichten. Da die formwechselnde Umwandlung der Westwing Group AG in 
eine SE gemäß Art. 37 Abs. 2 SE-VO weder die Auflösung der Gesellschaft noch 
die Gründung einer neuen juristischen Person zur Folge hat, werden die für die 
Westwing Group AG zum Zeitpunkt der formwechselnden Umwandlung beste-
henden Rechte und Pflichten fortbestehen und von der formwechselnden Um-
wandlung unberührt bleiben. Insofern bleibt die rechtliche und wirtschaftliche 
Identität der Gesellschaft gewahrt. Eine Vermögensübertragung findet nicht 
statt. 

Aus der formwechselnden Umwandlung der Westwing Group AG in eine SE er-
geben sich in Bezug auf die Rechtspersönlichkeit keine Änderungen. 

4.2.2 Grundkapital, Ausgestaltung der Aktien 

Während bei einer Aktiengesellschaft deutschen Rechts der Mindestnennbetrag 
des Grundkapitals EUR 50.000,00 beträgt (vgl. § 7 AktG), muss das gezeichnete 
Grundkapital der SE gemäß Art. 4 Abs. 2 SE-VO mindestens EUR 120.000,00 be-
tragen. Im Übrigen gelten gemäß Art. 5 SE-VO für das Kapital der SE, dessen Er-
haltung und dessen Änderungen sowie für die Aktien der SE grundsätzlich die na-
tionalen aktienrechtlichen Vorschriften. 

Bei der Westwing Group SE richten sich Kapitalaufbringung und -erhaltung daher 
wie bisher bei der Westwing Group AG nach den Vorschriften des AktG. Insbe-
sondere dürfen daher auch bei der Westwing Group SE die Aktionäre nach § 66 
Abs. 1 AktG nicht von ihren Einlagepflichten gemäß §§ 54, 65 AktG befreit wer-
den, das Verbot der Einlagerückgewährung gemäß § 57 Abs. 1 AktG gilt unverän-
dert, gemäß § 57 Abs. 3 AktG darf nur der Bilanzgewinn an die Aktionäre verteilt 
werden und ein Erwerb eigener Aktien ist gemäß §§ 71 ff. AktG nur unter beson-
deren Voraussetzungen zugelassen. 
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Die Einteilung der Aktien der Westwing Group AG ändert sich durch die form-
wechselnde Umwandlung in eine SE nicht. Das Grundkapital der Westwing Group 
SE wird weiterhin EUR 20.903.968,00 betragen und in 20.903.968 auf den Inha-
ber lautende Stückaktien (Aktien ohne Nennbetrag) mit einem anteiligen Betrag 
am Grundkapital von EUR 1,00 je Aktie eingeteilt sein. Damit wird das gesetzlich 
vorgeschriebene Mindestkapital einer SE in Höhe von EUR 120.000,00 deutlich 
überschritten. 

Es ergeben sich daher aus der formwechselnden Umwandlung der Westwing 
Group AG in eine SE in Bezug auf das Grundkapital und die Ausgestaltung der Ak-
tien keine Änderungen. 

4.2.3 Genehmigte und Bedingte Kapitalien 

Das bei der Westwing Group AG bestehende Genehmigte Kapital 2018/I, das Ge-
nehmigte Kapital 2018/II, das Genehmigte Kapital 2018/III sowie das Genehmigte 
Kapital 2018/IV haben ihre jeweiligen Zwecke bereits vollständig erfüllt und sol-
len daher nicht fortbestehen. Diese genehmigten Kapitalien werden nicht in die 
SE-Satzung überführt und bestehen daher bei der Westwing Group SE nicht. 

Das bei der Westwing Group AG bestehende Genehmigte Kapital 2018/V soll 
fortbestehen und die Satzungsregelung in der AG-Satzung zum Genehmigten Ka-
pital 2018/V wird daher unverändert in die SE-Satzung überführt. Bei der West-
wing Group SE wird das bisherige Genehmigte Kapital 2018/V daher in unverän-
derte Höhe und mit gleicher Zwecksetzung fortbestehen. 

Das bei der Westwing Group AG bestehende Genehmigte Kapital 2018/VI soll 
fortbestehen und die Satzungsregelung in der AG-Satzung zum Genehmigten Ka-
pital 2018/VI wird daher unverändert in die SE-Satzung überführt. Bei der West-
wing Group SE wird das bisherige Genehmigte Kapital 2018/VI daher in unverän-
derte Höhe und mit gleicher Zwecksetzung fortbestehen. 

Das bei der Westwing Group AG bestehende Bedingte Kapital 2018 soll fortbe-
stehen und die Satzungsregelung in der AG-Satzung zum Bedingten Kapital 2018 
wird daher unverändert in die SE-Satzung überführt. Bei der Westwing Group SE 
wird das bisherige Bedingte Kapital 2018 daher in unveränderte Höhe und mit 
gleicher Zwecksetzung fortbestehen. 

Nähere Erläuterungen zu den genehmigten und bedingten Kapitalien finden sich 
ergänzend nachstehend unter Ziffer 6.1.3 sowie im Rahmen der Erläuterung der 
SE-Satzung unter nachstehender Ziffer 6.2.2.1. 

4.2.4 Sitz und Möglichkeit der grenzüberschreitenden Sitzverlegung 

Wie bei einer Aktiengesellschaft nach deutschem Recht wird der Sitz der SE 
durch die Satzung bestimmt, wobei der Sitz gemäß Art. 7 Satz 1 SE-VO in dem 
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Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft liegen muss, in dem sich auch die 
Hauptverwaltung befindet. 

Satzungsmäßiger Sitz der Westwing Group SE wird gemäß § 1 Abs. 2 der SE-
Satzung – wie bisher – Berlin, Deutschland, sein. Die Verwaltung der Westwing 
Group SE wird weiterhin in München, Deutschland, sein, sodass die Vorausset-
zungen des Art. 7 Satz 1 SE-VO erfüllt sind. 

Im Falle einer deutschen Aktiengesellschaft ist eine identitäts- und rechtsform-
wahrende grenzüberschreitende Verlegung des Satzungssitzes nach § 5 AktG 
nicht möglich. Eine SE kann hingegen gemäß Art. 7 Satz 1, 8 Abs. 1 SE-VO durch 
Satzungsänderung ihren Sitz in einem rechtlich geregelten Verfahren ohne Auflö-
sung grenzüberschreitend in einen anderen Mitgliedstaat verlegen. Die Sitzverle-
gung bedarf eines Beschlusses der Hauptversammlung, der eine satzungsän-
dernde Mehrheit erfordert. Jedem Aktionär, der gegen den Verlegungsbeschluss 
Widerspruch zur Niederschrift erklärt, hat die SE nach § 12 Abs. 1 Satz 1 SEAG 
den Erwerb seiner Aktien gegen eine angemessene Barabfindung anzubieten. Für 
die Westwing Group SE ist derzeit aber nicht geplant, dass sie ihren Sitz in das 
Ausland verlegt. 

Aufgrund der formwechselnden Umwandlung der Westwing Group AG in eine SE 
ergeben sich folglich in Bezug auf den Sitz und die Verwaltung Gesellschaft keine 
Änderungen. 

4.2.5 Deutscher Corporate Governance Kodex 

Gemäß § 161 AktG haben Vorstand und Aufsichtsrat einer börsennotierten Akti-
engesellschaft jährlich zu erklären, dass den vom Bundesministerium für Justiz im 
amtlichen Teil des Bundesanzeigers bekannt gemachten Empfehlungen der „Re-
gierungskommission Deutscher Corporate Governance Kodex“ entsprochen wur-
de und wird oder welche Empfehlungen nicht angewendet wurden oder werden 
und warum nicht („DCGK-Entsprechenserklärung“). Die DCGK-
Entsprechenserklärung ist auf der Internetseite der Aktiengesellschaft dauerhaft 
öffentlich zugänglich zu machen. Der DCGK enthält Vorschriften zur Leitung und 
Überwachung (Unternehmensführung); zum Teil gibt er wesentliche Normen des 
geltenden Rechts wieder, zum Teil enthält er Empfehlungen und Anregungen. 
Die DCGK-Entsprechenserklärung bezieht sich nur auf die im DCGK enthaltenen 
Empfehlungen. 

Die SE-VO enthält keine ausdrücklichen Regelungen zur Anwendbarkeit des 
DCGK. Über Art. 9 Abs. 1 lit. c) (ii) SE-VO findet § 161 AktG jedoch Anwendung, 
sodass die Westwing Group SE – wie bereits die Westwing Group AG – jährlich 
erklären wird, ob und inwieweit sie den Empfehlungen des DCGK folgt. 

Durch die formwechselnde Umwandlung der Westwing Group AG in eine SE er-
geben sich somit in Bezug auf die Anwendung des DCGK keine Änderungen. 
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4.2.6 Kapitalmarktrechtliche Mitteilungspflichten 

Die Regelungen des WpHG und die Regelungen der Verordnung 
(EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 
2014 über Marktmissbrauch (Marktmissbrauchsverordnung) („MAR“) finden 
aufgrund der Börsennotierung auch auf die zukünftige Westwing Group SE An-
wendung. Dies gilt insbesondere für die Vorschriften zur Insiderüberwachung 
(Art. 7 ff. MAR in Verbindung mit Art. 12 ff. MAR), die Offenlegungsvorschriften 
(Art. 17 ff. MAR) sowie die Mitteilungspflichten über Stimmrechtsanteile 
(§§ 33 ff. WpHG). Daher gehen wie bei der Westwing Group AG auch bei der 
Westwing Group SE Aktionärsrechte nach § 44 WpHG verloren, wenn Mittei-
lungspflichten nach §§ 33 ff. WpHG verletzt werden. 

Insofern ergeben sich durch die formwechselnde Umwandlung keine Änderun-
gen in Bezug auf die kapitalmarktrechtlichen Mitteilungspflichten. Ebenso wenig 
ändern sich durch die formwechselnde Umwandlung der Westwing Group AG in 
die Westwing Group SE die anwendbaren übernahmerechtlichen Vorschriften. 

4.2.7 Eintragungen in das Handelsregister 

Nach § 3 SEAG wird die SE nach den für Aktiengesellschaften geltenden Vor-
schriften in das Handelsregister eingetragen. Da der Sitz der Gesellschaft unver-
ändert bleibt, wird für die Westwing Group SE weiterhin das Amtsgericht Char-
lottenburg als Registergericht zuständig sein. Mit Wirksamwerden der form-
wechselnden Umwandlung wird die Westwing Group SE aber eine neue Regis-
ternummer erhalten. Nach Wirksamwerden der formwechselnden Umwandlung 
erfolgen Eintragungen und Einreichungen ausschließlich zum Handelsregister der 
Westwing Group SE und damit unter der neuen Registernummer. 

4.3 Gründung 

Für die Gründung einer SE findet, vorbehaltlich der Bestimmungen der SE-VO, 
das für Aktiengesellschaften geltende Recht des Staates Anwendung, in dem die 
SE ihren Sitz begründet (Art. 15 Abs. 1 SE-VO). Da die Westwing Group AG ihren 
Sitz in Deutschland haben wird, findet auf ihre Gründung grundsätzlich das deut-
sche Recht der Aktiengesellschaft, also das AktG Anwendung. Dies gilt auch im 
Falle der Gründung der SE durch eine formwechselnde Umwandlung gemäß 
Art. 37 SE-VO, soweit dort nichts Abweichendes geregelt ist. Die Einzelheiten des 
Verfahrens zur Gründung der Westwing Group SE werden in nachstehender Zif-
fer 5 erläutert. 

4.4 Rechtsverhältnis zu den Aktionären 

Da die Vorschriften des Aktiengesetzes über die Kapitalaufbringung und Kapital-
erhaltung nach §§ 56 ff. AktG infolge der Verweisung des Art. 5 SE-VO auch auf 
die SE Anwendung finden, darf die SE insbesondere gemäß § 56 Abs. 1 AktG kei-
ne eigenen Aktien zeichnen und gemäß § 57 Abs. 1 AktG den Aktionären die Ein-
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lagen nicht zurückgewähren (vgl. vorstehende Ziffer 4.2.2). Außerdem finden die 
aktienrechtlichen Vorschriften gemäß § 58 Abs. 1 bis 3 AktG zur Verwendung des 
Jahresüberschusses und zur Bildung von Rücklagen sowie nach § 58 Abs. 4 AktG 
zur Verteilung des Bilanzgewinns Anwendung. Die Anteile der Aktionäre am Ge-
winn der SE bestimmen sich – genau wie bei einer deutschen Aktiengesellschaft 
– gemäß § 60 Abs. 1 AktG nach ihren Anteilen am Grundkapital, sofern die Sat-
zung keine andere Verteilung bestimmt. Auch der aktienrechtliche Grundsatz der 
Gleichbehandlung aller Aktionäre gemäß § 53a AktG ist über die Verweisung des 
Art. 9 Abs. 1 lit. c) (ii) SE-VO auf die SE und ihre Aktionäre anzuwenden. 

Auch insoweit ergeben sich daher aus der formwechselnden Umwandlung der 
Westwing Group AG in eine SE in Bezug auf das Verhältnis der Gesellschaft zu ih-
ren Aktionären keine Änderungen. 

4.5 Verfassung und Organe 

4.5.1 Wahlmöglichkeit zwischen monistischem und dualistischem System 

Eine Aktiengesellschaft deutschen Rechts ist mit einem Vorstand gemäß 
§§ 76 ff. AktG und einem Aufsichtsrat nach §§ 95 ff. AktG zwingend dualistisch 
aufgebaut. Niemand kann zugleich Mitglied des Vorstands und des Aufsichtsrats 
einer Aktiengesellschaft sein. Der Vorstand leitet gemäß § 76 Abs. 1 AktG die Ak-
tiengesellschaft unter eigener Verantwortung, während der Aufsichtsrat für die 
Überwachung des Vorstands zuständig und dafür insbesondere von diesem re-
gelmäßig nach Maßgabe des § 90 AktG sowie in wichtigen Fällen zu informieren 
ist. Der Aufsichtsrat überwacht gemäß § 111 Abs. 1 AktG die Geschäftsführung. 
Er ist nicht berechtigt, Aufgaben des Vorstands zu übernehmen oder ihn zu 
Handlungen anzuweisen. Bestimmte Arten von Geschäften dürfen nur mit seiner 
Zustimmung vorgenommen werden. Der Katalog solcher zustimmungsbedürfti-
ger Geschäfte ist in der Satzung festzulegen und/oder vom Aufsichtsrat zu be-
stimmen. 

Neben dem dualistischen Leitungssystem steht der SE auch das sogenannte mo-
nistische Leitungssystem zur Verfügung (Art. 38 lit. b) SE-VO). Die Wahl zwischen 
beiden Systemen erfolgt in der Satzung. Während beim dualistischen System für 
die Verwaltung zwei Organe vorgesehen sind, von denen eines die Geschäfte 
führt und das andere die Geschäftsleitung überwacht, existiert bei einem monis-
tischen System lediglich ein Verwaltungsorgan, das die SE leitet (Verwaltungsrat). 
Dabei leitet der Verwaltungsrat die SE, bestimmt die Grundlinien ihrer Tätigkeit 
und überwacht deren Umsetzung gemäß § 22 Abs. 1 SEAG. Die Satzung der 
Westwing Group SE sieht in § 6 SE-Satzung – wie bisher – das dualistische System 
mit Leitungsorgan (Vorstand) und Aufsichtsorgan (Aufsichtsrat) gemäß 
Art. 39 ff. SE-VO in Verbindung mit §§ 15 ff. SEAG vor, sodass die formwechseln-
de Umwandlung nicht zu einem Wechsel des Leitungssystems führt. Die form-
wechselnde Umwandlung führt lediglich zu einigen Änderungen im Detail, auf die 
im Folgenden eingegangen wird. 
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4.5.2 Vorstand 

4.5.2.1 Leitung der SE 

Hinsichtlich der Leitung der künftigen Westwing Group SE ergeben sich durch die 
formwechselnde Umwandlung in eine SE keine Änderungen. Nach Art. 39 Abs. 1 
Satz 1 SE-VO führt das Leitungsorgan (also der Vorstand) die Geschäfte der SE in 
eigener Verantwortung. Diese Regelung entspricht inhaltlich § 76 Abs. 1 AktG. 

4.5.2.2 Größe und Zusammensetzung des Vorstands 

Der Vorstand einer Aktiengesellschaft besteht nach § 76 Abs. 2 Satz 1 AktG 
grundsätzlich aus einer oder mehreren Personen, wobei er gemäß § 76 Abs. 2 
Satz 2 AktG bei einer Gesellschaft mit einem Grundkapital von mehr als 
EUR 3 Mio. – vorbehaltlich einer anderweitigen Satzungsregelung – aus mindes-
tens zwei Personen zu bestehen hat. Die Regelung des § 16 SEAG entspricht die-
ser Vorschrift inhaltlich, sodass auch der Vorstand einer SE mit einem Grundkapi-
tal von mehr als EUR 3 Mio. aus mindestens zwei Personen besteht, es sei denn 
die Satzung sieht etwas anderes vor. 

Die Satzung der Westwing Group SE sieht in § 7 Abs. 1 der SE-Satzung vor, dass 
der Vorstand aus einer oder mehreren Personen besteht und der Aufsichtsrat die 
Zahl der Vorstandsmitglieder bestimmt. Vorstandsmitglieder der Westwing 
Group SE werden nach der formwechselnden Umwandlung – vorbehaltlich ihrer 
Bestellung durch den ersten Aufsichtsrat der Westwing Group SE (vgl. nachste-
hende Ziffer 5.8.1) – voraussichtlich sein: Stefan Smalla (Vorstandsvorsitzender) 
und Sebastian Säuberlich. 

Die Verpflichtung des Aufsichtsrats nach § 111 Abs. 5 AktG, für den Frauenanteil 
im Vorstand eine Zielgröße festzulegen, gilt gemäß Art. 9 Abs. 1 lit. c) (ii) SE-VO 
auch in der dualistisch verfassten SE. Der Aufsichtsrat hat im Geschäftsjahr 2019 
eine zu erreichende Zielgröße für den Frauenanteil im Vorstand der Westwing 
Group AG von mindestens 25 % festgelegt. Insofern ergeben sich infolge der 
formwechselnden Umwandlung in eine SE keine Änderungen. 

Im Hinblick auf die Größe und Zusammensetzung des Vorstands ergeben sich 
aufgrund der formwechselnden Umwandlung grundsätzlich keine Änderungen. 

4.5.2.3 Geschäftsführung 

Wie für die deutsche Aktiengesellschaft gilt – vorbehaltlich einer abweichenden 
Regelung in der Satzung oder der Geschäftsordnung – auch für die SE der Grund-
satz der gemeinschaftlichen Geschäftsführung durch sämtliche Vorstandsmit-
glieder. Ebenso gilt gemäß Art. 9 Abs. 1 lit. c) (ii) SE-VO in Verbindung mit § 77 
Abs. 1 Satz 2 2. Halbsatz AktG der aktienrechtliche Grundsatz, dass Meinungsver-
schiedenheiten im Vorstand nicht durch ein oder mehrere Vorstandsmitglieder 
gegen die Mehrheit der Vorstandsmitglieder entschieden werden können. 
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Bei der SE werden Beschlüsse des Vorstands, soweit in der SE-VO oder in der Sat-
zung nichts Abweichendes geregelt ist, nach Art. 50 Abs. 1 lit. b), Abs. 2 Satz 1 SE-
VO mit der einfachen Mehrheit der Stimmen der anwesenden bzw. vertretenen 
Mitglieder gefasst, wobei bei Stimmengleichheit die Stimme des Vorstandsvorsit-
zenden den Ausschlag gibt. 

Die SE-Satzung sieht hiervon keine abweichende Regelung vor. Bei der Westwing 
Group SE werden daher grundsätzlich sowohl der vorstehende Grundsatz der 
Mehrheitsentscheidung als auch das gesetzlich vorgesehene Stichentscheids-
recht des Vorstandsvorsitzenden Anwendung finden.  

4.5.2.4 Vertretung 

Da die SE-VO keine SE-spezifischen Vertretungsregelungen enthält, gelten inso-
fern über die Verweisung des Art. 9 Abs. 1 lit. c) (ii) und (iii) SE-VO die Regelun-
gen des Aktiengesetzes bzw. der Satzung der SE. Wie schon die AG-Satzung sieht 
auch die SE-Satzung vor, dass die Gesellschaft durch zwei Vorstandsmitglieder 
oder durch ein Vorstandsmitglied gemeinsam mit einem Prokuristen vertreten 
wird (§ 8 Abs. 2 der SE-Satzung). 

Hinsichtlich der Vertretung der Gesellschaft ergeben sich durch die formwech-
selnde Umwandlung demnach keine Änderungen. 

4.5.2.5 Bestellung und Abberufung des Vorstands sowie Amtsdauer 

Wie bei der Aktiengesellschaft werden auch in der SE die Mitglieder des Vor-
stands nach § 84 AktG, Art. 39 Abs. 2 UAbs. 1 SE-VO grundsätzlich durch den Auf-
sichtsrat bzw. das Aufsichtsorgan bestellt und abberufen. 

Die Vorstandsmitglieder einer Aktiengesellschaft werden dabei für höchstens 
fünf Jahre bestellt. Eine wiederholte Bestellung oder eine Verlängerung der 
Amtszeit, jeweils für höchstens fünf Jahre, ist zulässig. Der Aufsichtsrat kann die 
Bestellung zum Vorstandsmitglied und die Ernennung zum Vorstandsvorsitzen-
den bei Vorliegen eines wichtigen Grundes gemäß § 84 AktG widerrufen. 

Demgegenüber werden die Vorstandsmitglieder einer SE nach Art. 46 Abs. 1 SE-
VO für einen in der Satzung festgelegten Zeitraum, der sechs Jahre nicht über-
schreiten darf, bestellt. Vorbehaltlich in der Satzung festgelegter Einschränkun-
gen ist gemäß Art. 46 Abs. 2 SE-VO eine Wiederbestellung möglich. Die SE-
Satzung sieht in § 7 Abs. 4 eine Amtszeit von höchstens fünf (5) Jahren vor und 
lässt eine Wiederbestellung zu. Die Regelung weicht somit nicht von der gesetzli-
chen Regelung für die Aktiengesellschaft und der bisherigen Situation in der 
Westwing Group AG ab. Die Möglichkeit des Widerrufs der Bestellung (nur) aus 
wichtigem Grund gemäß § 84 Abs. 3 AktG besteht wegen der Verweisung des 
Art. 9 Abs. 1 lit. c) (ii) SE-VO auch für die SE mit Sitz in Deutschland. 
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Im Hinblick auf die Bestellung und Abberufung des Vorstands und seiner Amts-
dauer ergeben sich aufgrund der formwechselnden Umwandlung folglich keine 
Änderungen. 

4.5.2.6 Grundzüge für die Bezüge der Vorstandsmitglieder, Vergütungssystem, Wettbe-
werbsverbot und Kreditgewährung an Vorstandsmitglieder 

Im Hinblick auf die Grundzüge für die Bezüge der Vorstandsmitglieder, das Ver-
gütungssystem börsennotierter Gesellschaften zur Vergütung der Vorstandsmit-
glieder, das Wettbewerbsverbot für Vorstandsmitglieder und die Kreditgewäh-
rung an Vorstandsmitglieder entsprechend der gesetzlichen Vorgaben nach 
§§ 87 bis 89 AktG gelten die Bestimmungen des Aktiengesetzes über die Verwei-
sung des Art. 9 Abs. 1 lit. c) (ii) SE-VO auch für die SE mit Sitz in Deutschland, so-
dass insoweit keine Unterschiede zwischen den beiden Rechtsformen bestehen. 

Aufgrund der formwechselnden Umwandlung ergeben sich somit keine Ände-
rungen hinsichtlich der Grundzüge für die Bezüge der Vorstandsmitglieder, dem 
Vergütungssystem, dem Wettbewerbsverbot und der Kreditgewährung an Vor-
standsmitglieder. 

4.5.2.7 Berichte an den Aufsichtsrat 

Die Berichtspflichten des Vorstands einer SE gegenüber dem Aufsichtsrat einer 
SE sind den Berichtspflichten des Vorstands einer Aktiengesellschaft gegenüber 
dem Aufsichtsrat einer Aktiengesellschaft nachgebildet. 

Gemäß § 90 AktG hat der Vorstand einer Aktiengesellschaft dem Aufsichtsrat zu 
berichten über (i) die beabsichtigte Geschäftspolitik und andere grundsätzliche 
Fragen der Unternehmensplanung (insbesondere Finanz-, Investitions- und Per-
sonalplanung), wobei auf Abweichungen der tatsächlichen Entwicklung von frü-
her berichteten Zielen unter Angabe von Gründen einzugehen ist, (ii) die Renta-
bilität der Gesellschaft, insbesondere die Rentabilität des Eigenkapitals, (iii) den 
Gang der Geschäfte, insbesondere den Umsatz, und die Lage der Gesellschaft, 
(iv) Geschäfte, die für die Rentabilität oder Liquidität der Gesellschaft von erheb-
licher Bedeutung sein können. Sofern die Gesellschaft Mutterunternehmen ist, 
hat der Bericht gemäß § 90 Abs. 1 Satz 2 AktG auch auf Tochter- und Gemein-
schaftsunternehmen einzugehen. Das Aktiengesetz sieht für die jeweiligen Be-
richte einen regelmäßigen Turnus vor. Darüber hinaus ist dem Aufsichtsratsvor-
sitzenden aus sonstigen wichtigen Anlässen zu berichten. Als wichtiger Anlass ist 
nach § 90 Abs. 1 Satz 3 AktG auch ein dem Vorstand bekannt gewordener ge-
schäftlicher Vorgang bei einem verbundenen Unternehmen anzusehen, der auf 
die Lage der Gesellschaft von erheblichem Einfluss sein kann. 

Über die geschilderten Berichtspflichten hinaus kann der Aufsichtsrat nach § 90 
Abs. 3 Satz 1 AktG jederzeit einen Bericht über Angelegenheiten der Gesellschaft, 
über ihre geschäftlichen Beziehungen zu verbundenen Unternehmen, sowie über 
geschäftliche Vorgänge bei diesen Unternehmen, die auf die Lage der Gesell-
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schaft von erheblichem Einfluss sein können, verlangen. Auch ein einzelnes Auf-
sichtsratsmitglied kann einen Bericht verlangen, jedoch nur an den gesamten 
Aufsichtsrat. 

Die Berichte haben den Grundsätzen einer gewissenhaften und getreuen Re-
chenschaft zu entsprechen. Sie sind gemäß § 90 Abs. 4 AktG möglichst rechtzeitig 
und in der Regel in Textform zu erstatten. Jedes Aufsichtsratsmitglied hat nach 
§ 90 Abs. 5 Satz 1 AktG das Recht, von den Berichten Kenntnis zu nehmen. 

Der Vorstand der SE unterliegt vergleichbaren Berichtspflichten, denen er in ei-
nem regelmäßigen Turnus nachkommen muss. So hat er gemäß Art. 41 Abs. 1 SE-
VO dem Aufsichtsrat der SE mindestens alle drei Monate über den Gang der Ge-
schäfte der SE und deren voraussichtliche Entwicklung zu berichten. Neben der 
regelmäßigen Unterrichtung hat der Vorstand nach Art. 41 Abs. 2 SE-VO rechtzei-
tig alle Informationen über Ereignisse mitzuteilen, die sich auf die Lage der SE 
spürbar auswirken können. Gemäß Art. 41 Abs. 3 SE-VO kann der Aufsichtsrat ei-
ner SE vom Vorstand jegliche Informationen verlangen, die für die Ausübung der 
Kontrolle durch den Aufsichtsrat erforderlich sind. Wie bei der Aktiengesellschaft 
kann gemäß Art. 41 Abs. 3 SE-VO in Verbindung mit § 18 SEAG auch jedes Auf-
sichtsratsmitglied einer SE mit Sitz in Deutschland solche Informationen verlan-
gen, jedoch nur an den gesamten Aufsichtsrat. Der Aufsichtsrat kann nach Art. 41 
Abs. 4 SE-VO alle zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlichen Überprüfungen 
vornehmen oder vornehmen lassen. Gemäß Art. 41 Abs. 5 SE-VO kann jedes Auf-
sichtsratsmitglied von allen Informationen Kenntnis nehmen, die dem Aufsichts-
rat übermittelt werden. 

Auch wenn § 90 AktG im Vergleich zu Art. 41 SE-VO konkreter ausgestaltet zu 
sein scheint, ergeben sich faktisch durch die formwechselnde Umwandlung der 
Westwing Group AG in eine SE hinsichtlich der Berichtspflicht des Vorstands ge-
genüber dem Aufsichtsrat keine inhaltlichen Änderungen, weil § 90 AktG und 
Art. 41 SE-VO insoweit trotz unterschiedlicher Formulierung inhaltlich im We-
sentlichen deckungsgleiche Regelungen enthalten. Der zukünftige Vorstand der 
Westwing Group SE ist demgemäß in gleichem Umfang wie der Vorstand der 
Westwing Group AG gegenüber dem Aufsichtsrat berichtspflichtig. 

Die formwechselnde Umwandlung führt im Hinblick auf die Berichtspflichten des 
Vorstands an den Aufsichtsrat daher faktisch zu keiner Änderung. 

4.5.2.8 Vorstandspflichten bei Verlust, Überschuldung und Zahlungsunfähigkeit 

Die in § 92 AktG geregelten Vorstandspflichten bei Verlust, Überschuldung und 
Zahlungsunfähigkeit sind über Art. 9 Abs. 1 lit. c) (ii) SE-VO auch vom Leitungsor-
gan (also dem Vorstand) einer dualistischen SE zu beachten. An den diesbezügli-
chen Pflichten ändert sich durch die formwechselnde Umwandlung für den Vor-
stand der Westwing Group SE nichts im Verhältnis zum Vorstand der Westwing 
Group AG. 
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Aufgrund der formwechselnden Umwandlung ergeben sich daher keine Ände-
rungen hinsichtlich der Vorstandspflichten bei Verlust, Überschuldung und Zah-
lungsunfähigkeit. 

4.5.2.9 Sorgfaltspflichten und Verantwortlichkeit 

Nach Art. 51 SE-VO haften die Mitglieder des Leitungsorgans einer SE nach den 
im Sitzstaat für Aktiengesellschaften maßgeblichen Rechtsvorschriften. Über die-
se Verweisung in das deutsche Recht gelten die Anforderungen des § 93 AktG an 
die Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters auch für den 
Vorstand der Westwing Group SE. Dies umfasst auch die sogenannte Business 
Judgement Rule für unternehmerische Entscheidungen nach § 93 Abs. 1 Satz 2 
AktG und die Regelungen über den Ausschluss der Ersatzpflicht gemäß § 93 
Abs. 4 AktG. 

Nach Art. 49 SE-VO dürfen Informationen über die SE, die im Falle ihrer Verbrei-
tung den Interessen der SE schaden könnten, auch nach Ausscheiden aus dem 
Amt grundsätzlich nicht weitergegeben werden. Diese Regelung entspricht in-
haltlich der Lage nach deutschem Aktienrecht, wo eine Fortdauer der Verschwie-
genheitspflicht über das Ende der Amtszeit hinaus zwar nicht ausdrücklich gere-
gelt, aber allgemein anerkannt ist. 

Die formwechselnde Umwandlung führt damit zu keiner Änderung im Hinblick 
auf die Sorgfaltspflichten und die Verantwortlichkeit der Vorstandsmitglieder. 

4.5.2.10 Benutzung des Einflusses auf die Gesellschaft 

Nach § 117 Abs. 1 AktG ist schadensersatzpflichtig, wer vorsätzlich seinen Ein-
fluss auf die Gesellschaft benutzt und ein Mitglied des Vorstands dazu bestimmt, 
zum Schaden der Gesellschaft oder ihrer Aktionäre zu handeln. Auch wenn eine 
entsprechende ausdrückliche Regelung in der SE-VO fehlt, besteht auch bei der 
SE, selbst wenn man hier die Sachnormverweisung des Art. 51 SE-VO nicht für 
einschlägig erachtet, jedenfalls über die Verweisung des Art. 9 Abs. 1 lit. c) (ii) SE-
VO eine entsprechende Haftung. Die Haftung von Vorstandsmitgliedern, die inso-
fern pflichtwidrig handeln, existiert ebenfalls in beiden Rechtsformen (vgl. § 117 
Abs. 2 AktG bzw. Art. 51 SE-VO). 

In Bezug auf die Haftung bei Benutzung des Einflusses auf die Gesellschaft bzw. 
insoweit pflichtwidrig handelnden Vorstandsmitgliedern führt die formwech-
selnde Umwandlung nicht zu Änderungen. 

4.5.3 Aufsichtsrat 

In der dualistisch strukturierten SE überwacht das Aufsichtsorgan (Aufsichtsrat) 
die Führung der Geschäfte durch das Leitungsorgan (Vorstand). Seine Aufgaben 
und Befugnisse entsprechen im Wesentlichen denen des Aufsichtsrats der Akti-
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engesellschaft. Dennoch gibt es im Detail einige Unterschiede, die im Folgenden 
im Überblick dargestellt werden sollen. 

4.5.3.1 Größe und Zusammensetzung des Aufsichtsrats 

Wie bei einer Aktiengesellschaft besteht der SE-Aufsichtsrat aus mindestens drei 
Mitgliedern, wobei die Satzung eine bestimmte höhere Zahl festsetzen kann 
(Art. 40 Abs. 3 Satz 2 SE-VO in Verbindung mit § 17 Abs. 1 SEAG). Der Aufsichtsrat 
der Westwing Group AG soll im Rahmen der Hauptversammlung am 
5. August 2021, die über die Zustimmung zur formwechselnden Umwandlung be-
schließt, auf fünf (5) Mitglieder vergrößert werden und die Regelung des § 9 
Abs. 1 der AG-Satzung soll entsprechend angepasst werden. Vorbehaltlich des 
Wirksamwerdens dieser Vergrößerung des Aufsichtsrats wird bereits vor der 
formwechselnden Umwandlung der Aufsichtsrat der Westwing Group AG aus 
fünf (5) Mitgliedern bestehen. Der Aufsichtsrat der Westwing Group SE soll ge-
mäß § 10 Abs. 1 der SE-Satzung sodann ebenfalls aus fünf (5) Mitgliedern beste-
hen. Sollte die geplante Vergrößerung des Aufsichtsrats in der Westwing Group 
AG nicht wirksam beschlossen werden, erfolgt die Vergrößerung des Aufsichts-
rats durch die Regelung des § 10 Abs. 1 der SE-Satzung. Wie bisher bei der 
Westwing Group AG werden auch bei der Westwing Group SE sämtliche Auf-
sichtsratsmitglieder von der Hauptversammlung gewählt werden. 

Da die Westwing Group AG keiner Mitbestimmung der Arbeitnehmer nach dem 
Drittelbeteiligungsgesetz (DrittelbG) oder dem Mitbestimmungsgesetz (Mit-
bestG) unterliegt, wird sich der Aufsichtsrat der Westwing Group SE auch zukünf-
tig ausschließlich aus Vertretern der Anteilseigner zusammensetzen. 

4.5.3.2 Statusverfahren über die Zusammensetzung des Aufsichtsrats 

Ist der Aufsichtsrat nicht nach den für ihn maßgebenden gesetzlichen Vorschrif-
ten zusammengesetzt oder ist streitig oder ungewiss, nach welchen gesetzlichen 
Vorschriften der Aufsichtsrat zusammenzusetzen ist, ist bei einer Aktiengesell-
schaft das Statusverfahren nach den §§ 97 bis 99 AktG durchzuführen. Dies gilt 
über die Verweisung des Art. 9 Abs. 1 lit. c) (ii) SE-VO ebenso für eine dualistische 
SE mit Sitz in Deutschland. Indirekt ergibt sich die Anwendbarkeit des Statusver-
fahrens auch aus § 17 Abs. 4 SEAG. Diese Vorschrift nimmt insofern eine SE-
spezifische Modifikation der Regelung des Aktiengesetzes vor, als auch der SE-
Betriebsrat antragsberechtigt ist. 

4.5.3.3 Persönliche Voraussetzungen für Aufsichtsratsmitglieder 

Aufsichtsratsmitglieder einer Aktiengesellschaft können nach § 100 Abs. 1 Satz 1 
AktG nur natürliche, unbeschränkt geschäftsfähige Personen sein. Gemäß Art. 47 
Abs. 1 UAbs. 1 SE-VO ist zwar grundsätzlich die Mitgliedschaft einer Gesellschaft 
oder einer anderen juristischen Person im Aufsichtsrat zulässig, dies jedoch nur, 
sofern das für Aktiengesellschaften maßgebliche Recht des Sitzstaats der SE 
nichts anderes bestimmt. Demnach ist die Mitgliedschaft juristischer Personen 
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im Aufsichtsrat der Westwing Group SE – wie auch für eine deutsche Aktienge-
sellschaft – nicht möglich. 

Die übrigen persönlichen Voraussetzungen für Aufsichtsratsmitglieder einer Ak-
tiengesellschaft nach § 100 Abs. 2 AktG gelten über den Verweis des Art. 47 
Abs. 2 lit. a) SE-VO für die SE mit Sitz in Deutschland. Die persönlichen Hinde-
rungsgründe für eine Mitgliedschaft im Aufsichtsrat der Westwing Group AG und 
der Westwing Group SE sind somit deckungsgleich. 

Nach der Neuregelung des § 100 Abs. 5 AktG muss bei kapitalmarktorientierten 
Gesellschaften im Sinne des § 264d HGB – hierunter fällt die Westwing Group AG 
ebenso wie die zukünftige Westwing Group SE – mindestens ein Aufsichtsrats-
mitglied über Sachverstand auf dem Gebiet der Rechnungslegung sowie ein wei-
teres Aufsichtsratsmitglied über Sachverstand auf dem Gebiet der Abschlussprü-
fung verfügen. Die Neuregelung wurde durch das Gesetz zur Stärkung der Fi-
nanzmarktintegrität vom 3. Juni 2021 (BGBl. I, S. 1534-1567 vom 10. Juni 2021, 
„FISG“) eingeführt, das nach Art. 27 Abs. 1 FISG ab dem 1. Juli 2021 in Kraft tritt, 
sodass die Neuregelung für die Hauptversammlung am 5. August 2021 bereits 
anzuwenden ist. Die Aufsichtsratsmitglieder müssen zudem in ihrer Gesamtheit 
mit dem Sektor vertraut sein, in dem die Gesellschaft tätig ist; dies galt bereits 
vor der Neuregelung durch das FISG. Diese aktienrechtlichen Vorgaben gelten 
über die Verweisung des Art. 9 Abs. 1 lit. c) (ii) SE-VO auch für die Westwing 
Group SE. 

Es ist vorgesehen, dass die bisherigen vier Aufsichtsratsmitglieder – sowie ein in 
der Hauptversammlung der Gesellschaft am 5. August 2021 neu zu wählendes 
fünftes Aufsichtsratsmitglied eines auf fünf Mitglieder vergrößerten Aufsichtsrats 
– der Westwing Group AG auch Aufsichtsratsmitglieder der Westwing Group SE 
werden. Die Voraussetzungen nach § 100 Abs. 5 AktG werden insoweit durch die 
Aufsichtsratsmitglieder Christoph Barchewitz, Michael Hoffmann und Mareike 
Wächter erfüllt, die jeweils über Sachverstand auf den Gebieten der Rechnungs-
legung und der Abschlussprüfung verfügen. 

Aufgrund der formwechselnden Umwandlung ergeben sich im Hinblick auf die 
persönlichen Voraussetzungen für Aufsichtsratsmitglieder keine Änderungen. 

4.5.3.4 Bestellung der Aufsichtsratsmitglieder 

In einer nicht mitbestimmten Aktiengesellschaft werden die Aufsichtsratsmit-
glieder von der Hauptversammlung gewählt. Dies gilt gemäß Art. 40 Abs. 2 SE-VO 
gleichermaßen für eine nicht mitbestimmte SE. Die Bestellung der Aufsichtsrats-
mitglieder erfolgt somit bei der Westwing Group AG wie auch bei der künftigen 
Westwing Group SE ausschließlich durch die Hauptversammlung. 

Da die Kontinuität der Ämter der bestellten Aufsichtsratsmitglieder der West-
wing Group AG aus rechtlicher Sicht nicht zweifelsfrei ist, ordnet Ziffer 7.2 des 
Umwandlungsplans an, dass die Ämter mit Wirksamwerden der formwechseln-
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den Umwandlung enden. Die bisherigen Mitglieder des Aufsichtsrats, Herr Chris-
toph Barchewitz, Frau Dr. Antonella Mei-Pochtler, Michael Hoffmann und 
Thomas Harding sowie als zusätzliches Mitglied Frau Mareike Wächter sollen 
durch die Hauptversammlung der Westwing Group AG, die am 5. August 2021 
über die Zustimmung zur formwechselnden Umwandlung der Westwing Group 
AG in die Westwing Group SE beschließt, zu Mitgliedern des ersten Aufsichtsrats 
der Westwing Group SE gewählt werden. Frau Mareike Wächter wird der Haupt-
versammlung am 5. August 2021 bereits zur Wahl als fünftes Mitglied des ver-
größerten Aufsichtsrats der Westwing Group AG vorgeschlagen und soll dann 
entsprechend auch als weiteres Mitglied des ersten Aufsichtsrats der Westwing 
Group SE gewählt werden. 

4.5.3.5 Amtsdauer der Aufsichtsratsmitglieder 

Nach § 102 Abs. 1 AktG können Aufsichtsratsmitglieder einer Aktiengesellschaft 
nicht für eine längere Zeit als bis zur Beendigung der Hauptversammlung bestellt 
werden, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach Beginn der 
Amtszeit beschließt. Dabei wird das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, 
nicht mitgerechnet. Bei der SE können die Mitglieder des Aufsichtsorgans gemäß 
Art. 46 Abs. 1 SE-VO für einen in der Satzung festgelegten Zeitraum bestellt wer-
den, der sechs Jahre nicht überschreiten darf, sodass bei der SE grundsätzlich 
längere Amtsperioden für Aufsichtsratsmitglieder als bei der Aktiengesellschaft 
möglich sind. Eine Wiederbestellung der Aufsichtsratsmitglieder ist bei der SE, 
vorbehaltlich in der Satzung festgelegter Einschränkungen, ebenso wie bei der 
Aktiengesellschaft zulässig. 

Die Regelung des § 10 Abs. 2 der Satzung der Westwing Group SE über die Amts-
dauer der Aufsichtsratsmitglieder sieht eine Verkürzung der Amtsdauer im Ver-
gleich zu der bisherigen Regelung bei der Westwing Group AG vor. Hierdurch soll 
den Erwartungen insbesondere institutioneller Investoren und den Anforderun-
gen moderner Corporate Governance Rechnung getragen werden. In der West-
wing Group AG werden die Aufsichtsratsmitglieder bisher, vorbehaltlich einer 
anderweitigen Festlegung der Amtszeit bei der Wahl, für die Zeit bis zur Beendi-
gung derjenigen Hauptversammlung gewählt, die über die Entlastung für das 
vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt, wobei das Ge-
schäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, nicht mitgerechnet wird. Nach § 10 
Abs. 2 der SE-Satzung werden die Aufsichtsratsmitglieder der Westwing Group 
SE, vorbehaltlich einer anderweitigen Festlegung der Amtszeit bei der Wahl, bis 
zur Beendigung derjenigen Hauptversammlung gewählt, die über die Entlastung 
für das zweite Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt, wobei 
auch in diesem Fall das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, nicht mitge-
rechnet wird. Lediglich die Amtszeit des ersten Aufsichtsrats der Westwing 
Group SE läuft in jedem Fall nur bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die 
über die Entlastung für das erste Geschäftsjahr der Westwing Group SE be-
schließt. In der Satzung der Westwing Group SE sind hinsichtlich der Wiederbe-
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stellung von Aufsichtsratsmitgliedern keine Einschränkungen enthalten. Vielmehr 
wird ausdrücklich klargestellt, dass Wiederbestellungen zulässig sind.  

4.5.3.6 Abberufung der Aufsichtsratsmitglieder 

In einer Aktiengesellschaft kann die Hauptversammlung nach § 103 Abs. 1 AktG 
Aufsichtsratsmitglieder, die von ihr ohne Bindung an einen Wahlvorschlag ge-
wählt worden sind, vor Ablauf der Amtszeit abberufen. Der Beschluss bedarf ei-
ner Mehrheit, die mindestens drei Viertel der abgegebenen Stimmen umfasst. 
Die Satzung kann eine andere Mehrheit und weitere Erfordernisse bestimmen. 
Außerdem hat das zuständige Gericht nach § 103 Abs. 3 AktG auf Antrag des Auf-
sichtsrats ein Aufsichtsratsmitglied abzuberufen, wenn in dessen Person ein 
wichtiger Grund vorliegt, wobei der Aufsichtsrat über die Antragstellung mit ein-
facher Mehrheit beschließt. 

Da weder die SE-VO noch das SEAG die Abberufung von Aufsichtsratsmitgliedern 
regeln, gelten über die Verweisung des Art. 9 Abs. 1 lit. c) (ii) SE-VO auch hier die 
Vorschriften des Aktiengesetzes, sodass sich insoweit durch die formwechselnde 
Umwandlung nichts ändert. Die SE-Satzung enthält – wie die AG-Satzung – keine 
anderen Mehrheitserfordernisse oder weiteren Erfordernisse für die Beschluss-
fassung der Hauptversammlung über die Abberufung der Anteilseignervertreter 
im Aufsichtsrat. 

Die formwechselnde Umwandlung führt daher zu keinen Änderungen bezüglich 
der Möglichkeiten zur Abberufung von Aufsichtsratsmitgliedern. 

4.5.3.7 Gerichtliche Bestellung von Aufsichtsratsmitgliedern 

Grundsätzlich ergeben sich keine Änderungen durch die formwechselnde Um-
wandlung im Hinblick auf die gerichtliche Bestellung von Aufsichtsratsmitglie-
dern. Falls dem Aufsichtsrat einer Aktiengesellschaft die zur Beschlussfähigkeit 
notwendige Zahl von Mitgliedern nicht angehört oder falls der Aufsichtsrat sonst 
unterbesetzt ist, hat ihn das Gericht nach § 104 AktG auf Antrag des Vorstands, 
eines Aufsichtsratsmitglieds oder eines Aktionärs zu ergänzen. Über die Verwei-
sung des Art. 9 Abs. 1 lit. c) (ii) SE-VO sind diese aktienrechtlichen Vorschriften 
auch auf die SE anwendbar. 

Durch die formwechselnde Umwandlung ergeben sich keine Änderungen im Hin-
blick auf die Möglichkeit der gerichtlichen Bestellung von Aufsichtsratsmitglie-
dern. 

4.5.3.8 Unvereinbarkeit der gleichzeitigen Zugehörigkeit zum Vorstand und zum Auf-
sichtsrat 

Sowohl in der Aktiengesellschaft als auch in der SE kann eine Person nicht gleich-
zeitig Mitglied von Vorstand und Aufsichtsrat sein. Da der Aufsichtsrat die Ge-
schäftsführung durch den Vorstand überwachen soll, ist eine parallele Mitglied-
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schaft in beiden Gremien nach § 105 Abs. 1 AktG und Art. 39 Abs. 3 SE-VO nicht 
möglich. Allerdings macht das Aktiengesetz eine Ausnahme für den Fall, dass ein 
Vorstandsmitglied fehlt oder verhindert ist. Dann kann der Aufsichtsrat einzelne 
seiner Mitglieder zu Stellvertretern dieser Vorstandsmitglieder bestellen, wobei 
die so Bestellten während dieser Zeit ihre Tätigkeit als Aufsichtsratsmitglied nicht 
ausüben können. Die Bestellung muss für einen im Voraus begrenzten Zeitraum 
erfolgen, der höchstens ein Jahr umfasst; eine wiederholte Bestellung oder Ver-
längerung der Amtszeit ist gemäß § 105 Abs. 2 AktG zulässig, wenn dadurch die 
Amtszeit insgesamt ein Jahr nicht übersteigt. 

Art. 39 Abs. 3 SE-VO sieht ebenfalls die Möglichkeit vor, dass ein Aufsichtsrats-
mitglied zur Wahrnehmung der Aufgaben eines Mitglieds des Leitungsorgans ab-
gestellt wird, wenn der betreffende Posten nicht besetzt wird, wobei auch hier 
während dieser Zeit das Amt der betreffenden Person als Mitglied des Aufsichts-
organs ruht. Der deutsche Gesetzgeber hat von der in der Verordnung einge-
räumten Möglichkeit, eine zeitliche Begrenzung vorzusehen, Gebrauch gemacht 
und insoweit die Vorgaben aus dem AktG nach § 15 SEAG übernommen. Daher 
besteht im Hinblick auf die Unvereinbarkeit der gleichzeitigen Zugehörigkeit zu 
Vorstand und Aufsichtsrat kein Unterschied zwischen der Westwing Group AG 
und der Westwing Group SE. 

Im Hinblick auf die Unvereinbarkeit der gleichzeitigen Zugehörigkeit zum Vor-
stand und zum Aufsichtsrat führt die formwechselnden Umwandlung zu keiner 
Änderung. 

4.5.3.9 Innere Ordnung und Beschlussfassung des Aufsichtsrats 

Der Aufsichtsrat einer Aktiengesellschaft hat gemäß § 107 Abs. 1 Satz 1 AktG ei-
nen Vorsitzenden und mindestens einen stellvertretenden Vorsitzenden zu wäh-
len. Vorbehaltlich einer abweichenden Regelung in Gesetz oder Satzung ist der 
Aufsichtsrat nach § 108 Abs. 2 Satz 2 und Satz 3 AktG beschlussfähig, wenn min-
destens die Hälfte seiner Mitglieder, aus denen er zu bestehen hat, mindestens 
aber drei Aufsichtsratsmitgliedern an der Beschlussfassung teilnehmen. Be-
schlüsse bedürfen grundsätzlich der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stim-
men. 

Auch wenn der Aufsichtsrat einer SE nach Art. 42 Satz 1 SE-VO nur verpflichtet 
ist, einen Vorsitzenden zu wählen, hat der Aufsichtsrat einer SE mit Sitz in 
Deutschland wegen der Verweisung des Art. 9 Abs. 1 lit. c) (ii) SE-VO gemäß 
§ 107 Abs. 1 Satz 1 AktG auch mindestens einen stellvertretenden Vorsitzenden 
zu wählen. Die SE-Satzung sieht die Wahl eines Vorsitzenden und eines Stellver-
treters in § 11 Abs. 1 vor. 

Der Aufsichtsrat einer SE ist nach Art. 50 Abs. 1 lit. a) SE-VO – vorbehaltlich einer 
anderweitigen Satzungsregelung – beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte 
seiner Mitglieder anwesend oder vertreten ist. Für die Beschlussfassung ist ge-



 

31974850_9,  

Seite 33/86 

mäß Art. 50 Abs. 1 lit. b) SE-VO – vorbehaltlich einer anderweitigen Satzungsre-
gelung – die Mehrheit der Stimmen der anwesenden oder vertretenen Mitglie-
der erforderlich. Nach dem Grundsatz des Art. 50 Abs. 2 Satz 1 SE- VO gibt die 
Stimme des Vorsitzenden bei Stimmengleichheit den Ausschlag, und zwar ohne 
dass es einer zweiten Beschlussfassung bedarf. Die SE-Satzung sieht in § 14 
Abs. 6 vor, dass der Aufsichtsrat beschlussfähig ist, wenn mindestens die Hälfte 
der Mitglieder, aus denen er insgesamt zu bestehen hat, mindestens aber drei 
Aufsichtsratsmitglieder an der Beschlussfassung teilnehmen. Diese Regelung zur 
Beschlussfähigkeit entspricht der Regelung für die Westwing Group AG in § 13 
Abs. 6 der AG-Satzung, sodass sich diesbezüglich durch die formwechselnde 
Umwandlung keine Änderungen ergeben. Ebenso werden Beschlüsse des Auf-
sichtsrats der Westwing Group SE so wie bislang in der Westwing Group AG auch 
künftig mit einfacher Stimmmehrheit gefasst. 

Der Aufsichtsrat einer SE kann, ebenso wie bei der Aktiengesellschaft, Ausschüs-
se bilden und diesen auch Entscheidungsbefugnisse zuweisen. Richtet der Auf-
sichtsrat einer kapitalmarktorientierten Gesellschaft im Sinne des § 264d HGB – 
hierunter fällt die Westwing Group AG und künftig auch die Westwing Group SE 
– einen Prüfungsausschuss ein, so müssen die Mitglieder des Ausschusses die 
Voraussetzungen des § 100 Abs. 5 AktG in Verbindung mit § 107 Abs. 4 AktG er-
füllen (vgl. auch vorstehende Ziffer 4.5.3.3). Diese aktienrechtlichen Bestimmun-
gen gelten über die Verweisung des Art. 9 Abs. 1 lit. c) (ii) SE-VO auch für die 
Westwing Group SE. 

Die formwechselnde Umwandlung führt folglich zu keinen Änderungen hinsicht-
lich der inneren Ordnung und Beschlussfassung des Aufsichtsrats. 

4.5.3.10 Einberufung des Aufsichtsrats 

Zwischen der Westwing Group AG und der Westwing Group SE bestehen hin-
sichtlich der Einberufung des Aufsichtsrats keine Unterschiede. Da weder die SE-
VO noch das SEAG Vorschriften zur Einberufung des Gremiums enthalten, ist 
über die Verweisung des Art. 9 Abs. 1 lit. c) (ii) SE-VO die für die Aktiengesell-
schaft geltende Bestimmung des § 110 AktG anzuwenden. Nach § 110 Abs. 1 
AktG kann jedes Aufsichtsratsmitglied oder der Vorstand unter Angabe des 
Zwecks und der Gründe verlangen, dass der Aufsichtsratsvorsitzende unverzüg-
lich den Aufsichtsrat einberuft. Findet diese Sitzung nicht innerhalb von zwei 
Wochen statt, kann das Aufsichtsratsmitglied oder der Vorstand selbst das Gre-
mium einberufen. In börsennotierten Gesellschaften muss der Aufsichtsrat nach 
§ 110 Abs. 3 Satz 1 AktG zwei Sitzungen im Kalenderhalbjahr abhalten. Dies gilt 
auch für die SE. 

In Bezug auf die Einberufung des Aufsichtsrats ergeben sich durch die formwech-
selnde Umwandlung daher keine Änderungen. 



 

31974850_9,  

Seite 34/86 

4.5.3.11 Aufgaben und Rechte des Aufsichtsrats 

Primäre Aufgabe des Aufsichtsrats einer Aktiengesellschaft ist nach § 111 Abs. 1 
AktG die Überwachung der Geschäftsführung durch den Vorstand. Dies ent-
spricht der in Art. 40 Abs. 1 SE-VO enthaltenen Aufgabenbeschreibung des Auf-
sichtsorgans einer SE. Das Aufsichtsorgan der SE ist – wie der Aufsichtsrat einer 
Aktiengesellschaft, dem gemäß § 111 Abs. 4 Satz 1 AktG Maßnahmen der Ge-
schäftsführung nicht übertragen werden können – nach Art. 40 Abs. 1 Satz 2 SE-
VO nicht berechtigt, die Geschäfte der Gesellschaft selbst zu führen. In dieser 
Hinsicht besteht kein Unterschied zwischen den beiden Rechtsformen. 

Sowohl in der Aktiengesellschaft als auch in der SE sollen bestimmte Geschäfte 
jedoch nur mit Zustimmung des Aufsichtsrats vorgenommen werden. In der Ak-
tiengesellschaft können diese Geschäfte gemäß § 111 Abs. 4 Satz 2 AktG in der 
Satzung aufgeführt werden, was jedoch nicht zwingend erforderlich ist, da es 
auch genügt, wenn der Aufsichtsrat solche Geschäfte an einem anderen Ort, et-
wa in einer Geschäftsordnung festlegt. Insofern sind die Vorgaben bei der SE 
strenger, da hier nach Art. 48 Abs. 1 Satz 1 SE-VO ein Katalog zustimmungsbe-
dürftiger Geschäfte zwingend in der Satzung enthalten sein muss. Jedoch können 
Mitgliedstaaten gemäß Art. 48 Abs. 1 Satz 2 SE-VO vorsehen, dass im dualisti-
schen System das Aufsichtsorgan auch selbst bestimmte Arten von Geschäften 
von seiner Zustimmung abhängig machen kann. Der deutsche Gesetzgeber hat 
von dieser Möglichkeit in § 19 SEAG Gebrauch gemacht. 

Aufgrund der vorgenannten gesetzlichen Anforderungen enthält die SE-Satzung 
in § 9 Abs. 1 einen Katalog zustimmungspflichtiger Geschäfte des Vorstands. Zu-
dem sieht die SE-Satzung in § 9 Abs. 2 vor, dass der Aufsichtsrat der Westwing 
Group SE darüber hinaus weitere Arten von Geschäften und Maßnahmen be-
stimmen kann, die seiner Zustimmung bedürfen. Verweigert der Aufsichtsrat bei 
einer Maßnahme seine Zustimmung, kann die Zustimmung nach Auffassung des 
Vorstands durch die Hauptversammlung nach näherer Maßgabe von § 111 Abs. 4 
Satz 3 bis 5 AktG ersetzt werden. Zwar enthalten weder SE-VO noch SEAG eine 
dem § 111 Abs. 4 Sätze 3 bis 5 AktG entsprechende Vorschrift. Dies folgt jedoch 
aus der Verweisung des Art. 9 Abs. 1 lit. c) (ii) SE-VO. 

Wegen seiner umfassenden Überwachungsfunktion stehen dem Aufsichtsrat so-
wohl in der Aktiengesellschaft als auch in der SE weitreichende Prüfungsrechte 
zu, damit er seinen Prüfungspflichten nachkommen kann. Im Aktiengesetz ist in 
§ 111 Abs. 2 Satz 1 AktG ausdrücklich geregelt, dass der Aufsichtsrat die Bücher 
und Schriften der Gesellschaft sowie die Vermögensgegenstände einsehen und 
prüfen kann. Auch Art. 41 Abs. 4 SE-VO bestimmt für die SE, dass das Aufsichts-
organ alle zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlichen Überprüfungen vorneh-
men oder vornehmen lassen kann. Die bei der Aktiengesellschaft gemäß § 111 
Abs. 3 AktG bestehende Kompetenz des Aufsichtsrats, mit einfacher Mehrheit 
eine Hauptversammlung einzuberufen, wenn das Wohl der Gesellschaft es erfor-
dert, besteht gemäß Art. 54 Abs. 2 SE-VO, der auf die entsprechenden Befugnisse 
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bei nationalen Aktiengesellschaften verweist, auch für die SE mit Sitz in Deutsch-
land. 

Abgesehen davon, dass ein Katalog von zustimmungsbedürftigen Geschäften 
nunmehr zwingend in der Satzung der Westwing Group SE enthalten sein muss, 
bestehen hinsichtlich der Aufgaben und Rechte des Aufsichtsrats keine Unter-
schiede zwischen der Westwing Group AG und der Westwing Group SE. 

4.5.3.12 Sorgfaltspflichten und Verschwiegenheit 

Die Aufsichtsratsmitglieder haben gemäß § 116 Satz 1 in Verbindung mit § 93 
Abs. 1 Satz 1 AktG bei ihrer Tätigkeit die Sorgfalt eines ordentlichen und gewis-
senhaften Mitglieds eines solchen Gremiums anzuwenden. Die Aufsichtsratsmit-
glieder sind nach § 116 Satz 2 AktG insbesondere zur Verschwiegenheit über er-
haltene vertrauliche Berichte und vertrauliche Beratungen verpflichtet. Gemäß 
§ 116 Satz 3 AktG sind sie namentlich zum Ersatz des Schadens verpflichtet, 
wenn sie eine unangemessene Vorstandsvergütung festsetzen. Aufgrund der 
Verweisung in Art. 51 SE-VO gilt dieser Haftungsmaßstab auch für Aufsichtsrats-
mitglieder einer SE mit Sitz in Deutschland. Die Verschwiegenheitspflicht der 
Aufsichtsratsmitglieder einer SE ist ausdrücklich in Art. 49 SE-VO geregelt. Da-
nach dürfen Aufsichtsratsmitglieder Informationen über die SE, die im Falle ihrer 
Verbreitung den Interessen der SE schaden könnten, auch nach dem Ausschei-
den aus ihrem Amt nicht weitergeben, wenn eine solche Informationsweitergabe 
nicht nach den Bestimmungen des für Aktiengesellschaften geltenden einzel-
staatlichen Rechts vorgeschrieben oder zulässig ist oder wenn die Informations-
weitergabe im öffentlichen Interesse liegt. Auch wenn in der SE-VO anders als im 
Aktiengesetz die Fortdauer der Verschwiegenheitspflicht über die Amtszeit hin-
aus besonders erwähnt wird, ergeben sich in der Sache keine Veränderungen. Im 
deutschen Aktienrecht ist das Fortbestehen der Verschwiegenheitspflicht über 
die Amtszeit hinaus allgemein anerkannt. Die Sorgfalts- und Verschwiegenheits-
pflichten der Aufsichtsratsmitglieder der Westwing Group SE entsprechen dem-
gemäß denen der Aufsichtsratsmitglieder der Westwing Group AG. 

Die formwechselnde Umwandlung führt demnach zu keinen Änderungen bezüg-
lich der Sorgfaltspflichten und Verschwiegenheit der Aufsichtsratsmitglieder. 

4.5.3.13 Vertretung der Gesellschaft gegenüber Vorstandsmitgliedern 

Wie bei einer deutschen Aktiengesellschaft vertritt auch der Aufsichtsrat einer SE 
mit Sitz in Deutschland die Gesellschaft gerichtlich und außergerichtlich gegen-
über Vorstandsmitgliedern gemäß § 112 AktG, der über die Verweisung des 
Art. 9 Abs. 1 lit. c) (ii) SE-VO Anwendung findet. Es bestehen in dieser Hinsicht 
keine Unterschiede zwischen der Westwing Group AG und der Westwing Group 
SE. 
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In Bezug auf die Vertretung der Gesellschaft gegenüber Vorstandsmitgliedern er-
geben sich aufgrund der formwechselnden Umwandlung daher keine Änderun-
gen. 

4.5.3.14 Vergütungssystem und Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder, Verträge mit Auf-
sichtsratsmitgliedern, Kreditgewährung an Aufsichtsratsmitglieder 

Die Regelungen des AktG zum Vergütungssystem und zur Vergütung der Auf-
sichtsratsmitglieder, zu den Verträgen mit Aufsichtsratsmitgliedern und zur Kre-
ditgewährung an Aufsichtsratsmitglieder gemäß §§ 113 bis 115 AktG gelten über 
die Verweisung des Art. 9 Abs. 1 lit. c) (ii) SE-VO auch für die SE mit Sitz in 
Deutschland. Die Vergütungsregelung für den Aufsichtsrat der Westwing Group 
SE ist so wie bisher bei der Westwing Group AG in der Satzung festgeschrieben. 

Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder der Westwing Group SE soll entspre-
chend der bisherigen Regelung in § 14 der Satzung der Westwing Group AG bei-
behalten werden. Die bisherige Satzungsregelung in § 14 der AG-Satzung soll da-
her für die zukünftige Westwing Group SE übernommen werden und wurde in 
§ 15 der SE-Satzung ohne Änderungen überführt. 

Für die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder ergeben sich daher keine Unter-
schiede zwischen der Westwing Group AG und der zukünftigen Westwing Group 
SE und die formwechselnde Umwandlung führt folglich zu keinen Änderungen. 

4.5.4 Hauptversammlung 

Die Bestimmungen des AktG für die Hauptversammlung einer deutschen Aktien-
gesellschaft gelten aufgrund der Verweisung des Art. 9 Abs. 1 lit. c) (ii) SE-VO 
grundsätzlich ebenso für die Hauptversammlung der SE. Etwaige Abweichungen 
im Detail sind nachfolgend im Überblick dargestellt. 

4.5.4.1 Rechte der Hauptversammlung 

Aufgrund der Verweisung des Art. 52 UAbs. 1 SE-VO verfügt die Hauptversamm-
lung einer SE mit Sitz in Deutschland über die Rechte und Zuständigkeiten, die ihr 
durch die SE-VO oder das SEBG zugewiesen sind. Aus der SE-VO ergeben sich un-
ter anderem Zuständigkeiten der Hauptversammlung für die grenzüberschrei-
tende Sitzverlegung nach Art. 8 Abs. 4 und Abs. 6 SE-VO, für die Gründung durch 
Verschmelzung gemäß Art. 23 Abs. 1 SE-VO, für die Gründung einer Holding-SE 
nach Art. 32 Abs. 6 Satz 1 SE-VO, für die Auflösung gemäß Art. 63 SE-VO sowie 
die Rückumwandlung der SE in eine Aktiengesellschaft nach Maßgabe von Art. 66 
Abs. 6 SE-VO. Zudem beschließt die Hauptversammlung der SE in Angelegenhei-
ten, die der Hauptversammlung einer deutschen Aktiengesellschaft durch oder 
aufgrund aktienrechtlicher Vorschriften übertragen worden sind gemäß Art. 52 
UAbs. 2 SE-VO. Dies sind insbesondere die in § 119 Abs. 1 AktG aufgeführten Zu-
ständigkeiten, die sich zum Teil mit den in der SE-VO geregelten Zuständigkeiten 
der Hauptversammlung überschneiden. Daneben findet aufgrund der Verwei-
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sung in Art. 52 UAbs. 2 SE-VO auch § 119 Abs. 2 AktG Anwendung und der Vor-
stand der SE kann – wie auch bei der deutschen Aktiengesellschaft – eine Ent-
scheidung der Hauptversammlung über Maßnahmen der Geschäftsführung ver-
langen. Weiterhin ergeben sich aus den §§ 120a, 71 Abs. 1 Nr. 8 und § 221 AktG 
Kompetenzen der Hauptversammlung, die für die SE so wie auch für jede deut-
sche Aktiengesellschaft gelten. 

Die Hauptversammlung der Westwing Group SE hat daher zusätzliche Kompe-
tenzen, die spezifisch für die SE in der SE-VO geregelt sind. Davon abgesehen 
entsprechen die Rechte der Hauptversammlung der Westwing Group SE aber 
denen der Hauptversammlung der Westwing Group AG. 

4.5.4.2 Einberufung der Hauptversammlung 

Hinsichtlich der Einberufung der Hauptversammlung bei der Aktiengesellschaft 
und bei der SE gelten aufgrund der Verweisung in Art. 54 Abs. 2 SE-VO dieselben 
aktienrechtlichen Vorschriften, das heißt, die Hauptversammlung ist gemäß 
§ 121 Abs. 1 AktG in den durch Gesetz oder Satzung bestimmten Fällen sowie 
dann einzuberufen, wenn das Wohl der Gesellschaft es erfordert. Im letzteren 
Fall hat gemäß § 111 Abs. 3 Satz 1 AktG auch der Aufsichtsrat eine Hauptver-
sammlung einzuberufen. 

Ein Unterschied besteht lediglich darin, dass die Hauptversammlung bei der 
Westwing Group SE so einberufen werden muss, dass sie gemäß Art. 54 Abs. 1 
SE-VO in den ersten sechs Monaten des Geschäftsjahres stattfinden kann, wäh-
rend es bei der Westwing Group AG gemäß § 175 Abs. 1 Satz 2 AktG und § 15 
Abs. 1 der AG-Satzung acht Monate sind. 

4.5.4.3 Minderheitsrechte 

Bei einer deutschen Aktiengesellschaft ist die Hauptversammlung gemäß § 122 
Abs. 1 AktG einzuberufen, wenn Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwan-
zigsten Teil des Grundkapitals erreichen, dies schriftlich unter Angabe des Zwecks 
und der Gründe verlangen. In gleicher Weise können gemäß § 122 Abs. 2 AktG 
Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder 
den anteiligen Betrag am Grundkapital von EUR 500.000,00 erreichen, verlangen, 
dass Gegenstände zur Beschlussfassung einer Hauptversammlung auf die Tages-
ordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Wird dem Verlangen nicht ent-
sprochen, so kann das Gericht gemäß § 122 Abs. 3 Satz 1 AktG die Aktionäre, die 
das Verlangen gestellt haben, ermächtigen, die Hauptversammlung einzuberufen 
oder den Gegenstand bekanntzumachen. 

Für die SE ist gemäß Art. 55 SE-VO und § 50 SEAG eine inhaltlich ähnliche Rege-
lung vorgesehen. Im Detail bestehen Abweichungen, so hinsichtlich der Frist von 
zwei Monaten für die Entsprechung des Verlangens gemäß Art. 55 Abs. 3 SE-VO; 
im Gegensatz zur aktienrechtlichen Regelung der § 122 Abs. 1 Satz 3 und 4, 
Abs. 2 Satz 1 AktG ist ferner eine Vorbesitzzeit vor Stellung des Antrags auf Ein-
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berufung einer Hauptversammlung oder Ergänzung der Tagesordnung bei einer 
SE keine Antragsvoraussetzung; die für die SE geltenden Regelungen sind somit 
aktionärsfreundlicher. 

Im Ergebnis ergeben sich jedoch infolge der formwechselnden Umwandlung kei-
ne wesentlichen Änderungen bezüglich der Minderheitsrechte. 

4.5.4.4 Organisation und Ablauf der Hauptversammlung 

Für die Organisation und den Ablauf der Hauptversammlung einer SE verweist 
Art. 53 SE-VO auf die im Sitzstaat für Aktiengesellschaften maßgeblichen Vor-
schriften. 

Es gelten somit die auch derzeit für die Westwing Group AG anwendbaren Vor-
schriften und aus der formwechselnden Umwandlung in die Westwing Group SE 
ergeben sich grundsätzlich keine Änderungen für die Organisation oder den Ab-
lauf der Hauptversammlung. 

4.5.4.5 Auskunfts-, Rede- und Fragerecht der Aktionäre 

In der Hauptversammlung einer deutschen Aktiengesellschaft ist jedem Aktionär 
gemäß § 131 Abs. 1 Satz 1 AktG auf Verlangen vom Vorstand Auskunft über An-
gelegenheit der Gesellschaft zu geben, soweit dies zur sachgemäßen Beurteilung 
des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. Gleiches gilt aufgrund der 
Gesamtverweisung des Art. 9 Abs. 1 lit. c) (ii) SE-VO auch für die Hauptversamm-
lung der SE.  

Es ergeben sich daher aufgrund der formwechselnden Umwandlung der West-
wing Group AG in die Westwing Group SE keine Änderungen im Hinblick auf das 
Auskunfts-, Rede- und Fragerecht der Aktionäre in der Hauptversammlung. 

4.5.4.6 Einfache (nicht satzungsändernde) Beschlüsse der Hauptversammlung 

Die Beschlüsse der Hauptversammlung einer Aktiengesellschaft deutschen 
Rechts bedürfen gemäß § 133 Abs. 1 AktG der Mehrheit der abgegebenen Stim-
men (einfache Stimmenmehrheit), soweit nicht Gesetz oder Satzung eine größe-
re Mehrheit oder weitere Erfordernisse bestimmen. Die AG-Satzung enthält in 
§ 19 Abs. 2 insoweit keine Abweichung und bestimmt für die Fälle, in denen die 
Bestimmungen des Aktiengesetzes eine Kapitalmehrheit voraussetzen (neben 
§ 129 Abs. 1 Satz 1 AktG etwa auch §§ 179 Abs. 2 Satz 1, 182 Abs. 1 Satz 1, 186 
Abs. 3, 293 Abs. 1 Satz 2 AktG), dass die Beschlüsse mit einfacher Kapitalmehr-
heit gefasst werden. 

Einfache Beschlüsse in der Hauptversammlung der SE werden gemäß Art. 57 SE-
VO mit der Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen gefasst, sofern nicht 
die SE-VO oder gegebenenfalls das im Sitzstaat der SE für Aktiengesellschaften 
maßgebliche Recht eine größere Mehrheit vorschreibt. Die Bestimmungen des 
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Aktiengesetzes, die eine Kapitalmehrheit voraussetzen, müssen bei der SE nach 
Auffassung des Vorstands so angewendet werden, dass die entsprechende 
Stimmenmehrheit erforderlich ist bzw. ausreicht (siehe hierzu nachstehende Zif-
fer 4.5.4.7). Für die deutsche börsennotierte SE ist dies ohne praktische Rele-
vanz, da es hier keine Mehrstimmrechtsaktien gibt und die Kapitalmehrheit des-
halb immer auch der Stimmenmehrheit entspricht. Die SE-Satzung sieht in § 20 
Abs. 2 Satz 1– genau wie die AG-Satzung – vor, dass Beschlüsse der Hauptver-
sammlung mit einfacher Stimmenmehrheit und, soweit eine Kapitalmehrheit er-
forderlich ist, mit einfacher Kapitalmehrheit gefasst werden, falls nicht das Ge-
setz oder die Satzung zwingend etwas anderes vorschreiben. 

An dem für die Westwing Group AG nach § 133 AktG geltenden Grundsatz der 
einfachen Stimmenmehrheit für nicht satzungsändernde Beschlüsse der Haupt-
versammlung ändert die formwechselnde Umwandlung der Westwing Group AG 
in eine SE somit der Sache nach nichts. In den Fällen, für die das AktG oder das 
UmwG weitere Beschlusserfordernisse, namentlich eine Mehrheit von mindes-
tens drei Vierteln des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals, be-
stimmt, die durch die Satzung nicht herabgesetzt werden können, gilt dies auch 
bei der Westwing Group SE, sodass sich auch insoweit durch die formwechselnde 
Umwandlung in die SE keine Veränderungen ergeben. 

4.5.4.7 Satzungsändernde und andere qualifizierte Beschlüsse der Hauptversammlung 

Satzungsändernde Beschlüsse einer Aktiengesellschaft deutschen Rechts bedür-
fen gemäß §§ 179 Abs. 2, 133 Abs. 1 AktG einer Kapitalmehrheit von mindestens 
drei Vierteln des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals sowie einer 
einfachen Stimmenmehrheit der abgegebenen Stimmen. Die Satzung kann nach 
§ 179 Abs. 2 Satz 2 AktG eine andere Kapitalmehrheit vorsehen, für eine Ände-
rung des Unternehmensgegenstands jedoch nur eine größere Kapitalmehrheit. 
Auch soweit die Satzungsänderung einen Ausschluss des Bezugsrechts der Aktio-
näre im Rahmen von Kapitalerhöhungen enthält bzw. den Vorstand hierzu er-
mächtigt, namentlich beim genehmigten Kapital, bedarf es ergänzend zur einfa-
chen Stimmenmehrheit zumindest der in § 186 Abs. 3 AktG bestimmten Kapital-
mehrheit von drei Vierteln des bei der Abstimmung vertretenen Grundkapitals. 
Zwingende Drei-Viertel-Kapitalmehrheiten gibt es ferner etwa bei der Zustim-
mung der Hauptversammlung einer Aktiengesellschaft zu Umwandlungsmaß-
nahmen oder Unternehmensverträgen. Die AG-Satzung sieht derzeit in § 19 
Abs. 2 vor, dass Beschlüsse der Hauptversammlung mit einfacher Stimmenmehr-
heit und, soweit eine Kapitalmehrheit erforderlich ist, mit einfacher Kapital-
mehrheit gefasst werden, falls nicht das Gesetz oder die Satzung zwingend etwas 
anderes vorschreiben. 

Die Änderung der Satzung der SE bedarf gemäß Art. 59 Abs. 1 SE-VO eines Be-
schlusses der Hauptversammlung, der mit der Mehrheit von nicht weniger als 
zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen gefasst worden ist, sofern die Rechts-
vorschriften für Aktiengesellschaften im Sitzstaat der SE keine größere Mehrheit 
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vorsehen oder zulassen. Nach Art. 59 Abs. 2 SE-VO kann aber jeder Mitglieds-
staat für Satzungsänderungen bestimmen, dass die einfache Mehrheit der Stim-
men ausreicht, sofern mindestens die Hälfte des gezeichneten Kapitals vertreten 
ist. Von dieser Ermächtigung hat der deutsche Gesetzgeber Gebrauch gemacht. 
Gemäß § 51 Satz 1 SEAG kann die Satzung bestimmen, dass für einen Beschluss 
der Hauptversammlung über die Änderung der Satzung die einfache Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen ausreicht, sofern mindestens die Hälfte des Grundka-
pitals vertreten ist. Dies gilt allerdings nicht für die Änderung des Unterneh-
mensgegenstands, für einen Beschluss zur Sitzverlegung nach Art. 8 Abs. 6 SE-VO 
sowie für Fälle, für die eine höhere Kapitalmehrheit im deutschen Recht gesetz-
lich zwingend vorgeschrieben ist, § 51 Satz 2 SEAG. Dementsprechend bedarf es 
nach § 20 Abs. 2 Satz 2 der SE-Satzung für Satzungsänderungen, soweit nicht 
zwingende gesetzliche Vorschriften oder die Satzung eine andere Mehrheit vor-
schreiben, einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen bzw., so-
fern mindestens die Hälfte des Grundkapitals vertreten ist, der einfachen Mehr-
heit der abgegebenen Stimmen. 

4.5.4.8 Beschlusskontrolle 

Die SE-VO und das SEAG enthalten keine Regelungen zur Beschlussanfechtung 
bzw. materiellen Beschlusskontrolle. Über die Gesamtverweisung des Art. 9 
Abs. 1 lit. c) (ii) SE-VO gelten die Vorschriften des AktG zur Anfechtbarkeit und 
Nichtigkeit von Hauptversammlungsbeschlüssen nach den §§ 241 ff. AktG daher 
unverändert auch für die Westwing Group SE. 

Es ergeben sich daher aufgrund der formwechselnden Umwandlung der West-
wing Group AG in die Westwing Group SE keine Änderungen im Hinblick auf die 
Anfechtung und Kontrolle von Hauptversammlungsbeschlüssen. 

4.5.4.9 Ersatzansprüche gegen Gesellschaftsorgane, Aktionärsklagen 

Die Vorschriften gemäß §§ 147 ff. AktG über die Geltendmachung von Ersatzan-
sprüchen und zu Aktionärsklagen gelten aufgrund der Verweisung des Art. 9 
Abs. 1 lit. c) (ii) SE-VO gleichermaßen für die Westwing Group SE. 

Es ergeben sich daher aufgrund der formwechselnden Umwandlung der West-
wing Group AG in die Westwing Group SE keine Änderungen im Hinblick auf die 
Geltendmachung von Ersatzansprüchen gegen Gesellschaftsorgane und zu Aktio-
närsklagen. 

4.6 Rechnungslegung 

Hinsichtlich der Rechnungslegung und Abschlussprüfung sowie sonstiger Rege-
lungen, die den Jahresabschluss und den Lagebericht sowie den Konzernab-
schluss und den Konzernlagebericht betreffen, gelten bei der Westwing Group SE 
gemäß Art. 61 SE-VO die für eine Aktiengesellschaft deutschen Rechts maßgebli-
chen Vorschriften. Im Übrigen finden die Vorschriften des Aktiengesetzes und 
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des Handelsgesetzbuchs über Art. 9 Abs. 1 lit. c) (ii) und Art. 52 UAbs. 2 SE-VO 
Anwendung. 

Es ergeben sich daher aufgrund der formwechselnden Umwandlung der West-
wing Group AG in die Westwing Group SE keine Änderungen im Hinblick auf die 
Rechnungslegung und Abschlussprüfung. 

4.7 Maßnahmen der Kapitalbeschaffung und Kapitalherabsetzung 

Aufgrund der Verweisung des Art. 9 Abs. 1 lit. c) (ii) SE-VO finden auf die SE in 
Bezug auf Maßnahmen der Kapitalbeschaffung und Kapitalherabsetzung die ak-
tienrechtlichen Regelungen Anwendung. 

Es ergeben sich daher aufgrund der formwechselnden Umwandlung der West-
wing Group AG in die Westwing Group SE keine Änderungen im Hinblick auf 
Maßnahmen der Kapitalbeschaffung und Kapitalherabsetzung. 

4.8 Konzernrecht 

Die konzernrechtlichen Regelungen des Aktiengesetzes finden auf eine SE mit 
Sitz in Deutschland in gleicher Weise wie auf eine Aktiengesellschaft deutschen 
Rechts Anwendung. Dies gilt sowohl für eine SE als herrschendes Unternehmen 
als auch für eine SE als abhängiges Unternehmen, und insbesondere für Unter-
nehmensverträge, faktische Konzernierung und den Ausschluss von Minderheits-
aktionären gegen Barabfindung. 

Es ergeben sich daher aufgrund der formwechselnden Umwandlung der West-
wing Group AG in die Westwing Group SE keine Änderungen im Hinblick auf das 
Konzernrecht. 

4.9 Auflösung und Nichtigkeitserklärung der Kapitalgesellschaft 

Gemäß Art. 63 SE-VO finden auf die SE hinsichtlich der Auflösung, Liquidation, 
Zahlungsunfähigkeit, Zahlungseinstellung und ähnlicher Verfahren die Rechtsvor-
schriften Anwendung, die für eine Aktiengesellschaft maßgeblich wären, die nach 
dem Recht des Sitzstaates der SE gegründet worden ist. Insoweit werden sich 
durch die formwechselnde Umwandlung der Westwing Group AG in eine SE kei-
ne Änderungen ergeben. Allerdings würde eine grenzüberschreitende Sitzverle-
gung in einen anderen Mitgliedstaat nicht zur Auflösung führen (vgl. vorstehende 
Ziffer 4.2.4). 

5. DURCHFÜHRUNG UND VERFAHRENSSCHRITTE DER FORMWECHSELNDEN 
UMWANDLUNG 

Im Folgenden wird die Durchführung der formwechselnden Umwandlung der 
Westwing Group AG in die Westwing Group SE dargestellt. Die formwechselnde 
Umwandlung setzt voraus, dass die Hauptversammlung der Gesellschaft dieser 
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Maßnahme auf Grundlage des Umwandlungsplans zustimmt und die SE-Satzung 
genehmigt. Die formwechselnde Umwandlung wird mit ihrer Eintragung in das 
Handelsregister des für die Gesellschaft zuständigen Amtsgerichts Charlotten-
burg, wirksam. 

5.1 Aufstellung des Umwandlungsplans 

Gemäß Art. 37 Abs. 4 SE-VO hat der Vorstand der Westwing Group AG einen 
Umwandlungsplan aufzustellen. Der Umwandlungsplan einschließlich des Ent-
wurfs der SE-Satzung für die künftige Westwing Group SE wurde am 16 Juni 2021 
in notariell beurkundeter Form aufgestellt (UR-Nr. 2950/2021 des Notars 
Dr. Bernhard Schaub in München). Art. 37 Abs. 4 SE-VO enthält keine konkreten 
Vorgaben für den Inhalt des Umwandlungsplans und auch das SEAG legt keinen 
Mindestinhalt fest. Der Vorstand der Westwing Group AG hat sich deshalb an 
den Vorgaben in Art. 20 SE-VO für den Verschmelzungsplan bei der Gründung ei-
ner SE im Wege der Verschmelzung orientiert, soweit sich diese Vorgaben nicht 
speziell auf die Verschmelzung beziehen und auch im Rahmen einer Gründung 
der SE durch formwechselnde Umwandlung sinnvoll erscheinen. Zudem hat der 
Vorstand der Westwing Group AG die Vorgaben für einen Umwandlungsbe-
schluss gemäß §§ 193 ff. UmwG berücksichtigt, soweit dies sinnvoll erscheint. 

Der Umwandlungsplan und die als Anlage beigefügte SE-Satzung werden neben 
anderen Unterlagen ab der Einberufung der Hauptversammlung der Westwing 
Group AG, die über die formwechselnde Umwandlung beschließen soll, in den 
Geschäftsräumen der Westwing Group AG, Moosacher Straße 88, 80809 Mün-
chen, Deutschland, ausliegen und auf der Internetseite der Gesellschaft zugäng-
lich sein unter 

https://ir.westwing.com/hv. 

Der Aufsichtsrat der Westwing Group AG hat durch Beschluss vom 18. Juni 2021 
der formwechselnden Umwandlung und dem vom Vorstand aufgestellten Um-
wandlungsplan zugestimmt und beschlossen, der ordentlichen Hauptversamm-
lung der Westwing Group AG am 5. August 2021 auch seitens des Aufsichtsrats 
die Zustimmung zum Umwandlungsplan vorzuschlagen. Der Umwandlungsplan 
wird in nachstehender Ziffer 6.1 erläutert. 

5.2 Umwandlungsbericht 

Der Vorstand der Aktiengesellschaft, die in eine SE umgewandelt werden soll, hat 
gemäß Art. 37 Abs. 4 SE-VO einen Bericht zu erstellen, in dem die rechtlichen und 
wirtschaftlichen Aspekte der Umwandlung erläutert und begründet sowie die 
Auswirkungen dargelegt werden, die der Übergang zur Rechtsform einer SE für 
die Aktionäre und Arbeitnehmer hat. 

In Erfüllung dieser Verpflichtung hat der Vorstand der Westwing Group AG den 
vorliegenden Umwandlungsbericht erstellt. Er dient insbesondere der Informati-
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on der Aktionäre der Westwing Group AG für die Beschlussfassung der ordentli-
chen Hauptversammlung der Westwing Group AG am 5. August 2021 über die 
formwechselnde Umwandlung. Wie der Umwandlungsplan wird der Umwand-
lungsbericht ab der Einberufung der Hauptversammlung der Westwing Group 
AG, die über die formwechselnde Umwandlung beschließen soll, in den Ge-
schäftsräumen der Westwing Group AG, Moosacher Straße 88, 80809 München, 
Deutschland, ausliegen und auf der Internetseite der Gesellschaft zugänglich sein 
unter 

https://ir.westwing.com/hv. 

5.3 Kapitaldeckungsbescheinigung 

Gemäß Art. 37 Abs. 6 SE-VO ist vor der Hauptversammlung, die über die Zustim-
mung zur formwechselnden Umwandlung der Westwing Group AG und die Ge-
nehmigung der SE-Satzung beschließt, von einem oder mehreren unabhängigen 
Sachverständigen zu bescheinigen, dass die Gesellschaft über Nettovermögens-
werte mindestens in Höhe ihres Kapitals zuzüglich der kraft Gesetzes oder Statut 
nicht ausschüttungsfähigen Rücklagen verfügt. Dieser in dem vorliegenden Um-
wandlungsbericht als Umwandlungsprüfer bezeichnete Sachverständige ist nach 
Art. 37 Abs. 6 SE-VO in Verbindung mit § 10 UmwG durch das für die Westwing 
Group AG zuständige Gericht zu bestellen. Zum Umwandlungsprüfer wurde 
durch Beschluss des zuständigen Landgerichts München I vom 3. März 2021 die 
Ernst & Young GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Arnulfstraße 59, 80656 
München, bestellt. Der Umwandlungsprüfer hat seine Prüfung durchgeführt und 
am 18. Juni 2021 eine Bescheinigung mit folgendem Ergebnis ausgestellt: 

„Nach dem abschließenden Ergebnis unserer pflichtgemäßen Prüfung 
nach Art. 37 Abs. 6 SE-VO aufgrund der uns vorgelegten Unterlagen so-
wie der uns erteilten Auskünfte und Nachweise unter Zugrundelegung 
der in diesem Bericht dargelegten Überlegungen und Methodik bestäti-
gen wir, dass die Westwing Group AG, Berlin, über Nettovermögenswer-
te mindestens in Höhe ihres Grundkapitals zuzüglich kraft Gesetzes oder 
Statut nicht ausschüttungsfähiger Rücklagen verfügt.“ 

Diese Bescheinigung wird ab der Einberufung der Hauptversammlung der West-
wing Group AG, die über die formwechselnde Umwandlung beschließen soll, in 
den Geschäftsräumen der Westwing Group AG, Moosacher Straße 88, 80809 
München, Deutschland, ausliegen und auf der Internetseite der Gesellschaft zu-
gänglich sein unter 

https://ir.westwing.com/hv. 

Auf der Grundlage der herrschenden Auffassung, der sich der Vorstand der 
Westwing Group AG anschließt, ist neben der Umwandlungsprüfung durch den 
Umwandlungsprüfer eine zusätzliche Gründungsprüfung durch einen externen 
Gründungsprüfer nach den aktienrechtlichen Gründungsvorschriften, insbeson-
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dere § 33 Abs. 2 AktG, nicht erforderlich. Neben der vom Umwandlungsprüfer 
erteilten Bescheinigung nach Art. 37 Abs. 6 SE-VO besteht weder ein Bedürfnis 
noch eine rechtliche Grundlage für eine solche Prüfung, da Art. 37 Abs. 6 SE-VO 
hierfür eine Spezialvorschrift enthält. Auch ein Gründungsbericht nach § 32 AktG 
ist nach herrschender Auffassung, welcher sich der Vorstand der Westwing 
Group AG anschließt, nicht erforderlich. Dieses Ergebnis lässt sich auch aus den 
in § 75 Abs. 2 UmwG und § 245 Abs. 4 UmwG zum Ausdruck kommenden 
Rechtsgedanken ableiten. Danach sind Gründungsprüfung und Gründungsbericht 
nicht erforderlich, wenn der ursprüngliche Rechtsträger bereits selbst entspre-
chend strengen Gründungsvorschriften unterlag. Diese Voraussetzungen liegen 
vor, weil die genannten Vorschriften bei der Gründung der Westwing Group AG 
im Wege eines Formwechsels nach UmwG beachtet und deren Anforderungen 
erfüllt wurden. Der Vorstand der Westwing Group AG teilt ferner die verbreitete 
Ansicht, dass eine interne Gründungsprüfung über den Hergang der Gründung 
durch formwechselnde Umwandlung und ein entsprechender Prüfungsbericht 
gemäß Art. 15 Abs. 1 SE-VO in Verbindung mit § 33 Abs. 1 AktG nicht geboten ist. 
In Absprache mit dem zuständigen Registergericht wird daher auch auf die 
Durchführung einer internen Gründungsprüfung durch die Mitglieder des Vor-
stands und des Aufsichtsrats verzichtet. 

5.4 Offenlegung 

Der Umwandlungsplan ist gemäß Art. 37 Abs. 5 SE-VO mindestens einen Monat 
vor dem Tag der Hauptversammlung, die über die formwechselnde Umwandlung 
beschließt, offen zu legen. Die Offenlegung erfolgt durch Einreichung des Um-
wandlungsplans zum Handelsregister des für die Gesellschaft zuständigen Amts-
gerichts Charlottenburg zum Zwecke der Offenlegung und eine entsprechende 
Bekanntmachung durch das Registergericht. Nach überwiegender Auffassung der 
Literatur gilt diese Offenlegungsverpflichtung nicht für den Umwandlungsbericht. 
In Abstimmung mit dem zuständigen Registergericht wird daher nur der Um-
wandlungsplan zur Offenlegung eingereicht. 

Der Vorstand wird deshalb den Umwandlungsplan rechtzeitig zur Einhaltung der 
vorstehend genannten Monatsfrist zum Handelsregister beim für die Gesellschaft 
zuständigen Amtsgericht Charlottenburg zum Zwecke der Offenlegung einrei-
chen. 

5.5 Ordentliche Hauptversammlung der Westwing Group AG 

Gemäß Art. 37 Abs. 7 SE-VO bedarf der Umwandlungsplan der Zustimmung und 
die Satzung der Genehmigung durch die Hauptversammlung der Westwing 
Group AG. Der Vorstand und der Aufsichtsrat der Westwing Group AG legen da-
her der ordentlichen Hauptversammlung der Westwing Group AG am 
5. August 2021 den Umwandlungsplan mit der SE-Satzung unter Tagesordnungs-
punkt 11 zur Beschlussfassung vor. Dieser Beschluss bedarf gemäß § 133 Abs. 1 
AktG i.V.m. § 19 Abs. 2 der AG-Satzung einer einfachen Mehrheit der abgegebe-
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nen Stimmen sowie gemäß Art. 37 Abs. 7 SE-VO in Verbindung mit § 65 Abs. 1 
Satz 1 UmwG einer Kapitalmehrheit, die mindestens drei Viertel des bei der Be-
schlussfassung vertretenen Grundkapitals umfasst. 

Die Hauptversammlung bestellt zudem im Rahmen der Beschlussfassung über 
den Umwandlungsplan auch den Abschluss- und Konzernabschlussprüfer für das 
erste Geschäftsjahr der Westwing Group SE sowie den Prüfer für eine etwaige 
prüferische Durchsicht der unterjährigen Finanzberichte bis zur ordentlichen 
Hauptversammlung des dem ersten Geschäftsjahr folgenden Geschäftsjahres. 
Der Aufsichtsrat schlägt hierzu der ordentlichen Hauptversammlung die Bestel-
lung der PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Mün-
chen vor. 

Es ist vorgesehen, dass die Hauptversammlung, die über die Zustimmung zur 
formwechselnden Umwandlung der Westwing Group AG in die Westwing Group 
SE beschließt, auch die Mitglieder des ersten Aufsichtsrats der Westwing Group 
SE wählt. Neben den bisherigen Aufsichtsratsmitgliedern der Westwing Group 
AG wird im Rahmen einer Vergrößerung des Aufsichtsrats der Westwing Group 
AG ein zusätzliches Aufsichtsratsmitglied für die Westwing Group AG bestellt und 
auch dieses zusätzliche Mitglied soll sodann zum Mitglied des ersten Aufsichts-
rats der Westwing Group SE gewählt werden (siehe dazu auch Ziffer 5.8.2). Die 
entsprechenden Wahlen sind unter Tagesordnungspunkt 6 und Tagesordnungs-
punkt 12 der Einladung für die Hauptversammlung am 5. August 2021 zur Be-
schlussfassung vorgesehen. 

5.6 Verfahren zur Beteiligung der Arbeitnehmer 

Im Zusammenhang mit der formwechselnden Umwandlung der Westwing Group 
AG in eine SE ist nach Art. 12 Abs. 2 SE-VO ein Verfahren über die Beteiligung der 
Arbeitnehmer in der zukünftigen Westwing Group SE nach den Bestimmungen 
des SEBG durchzuführen. Ziel dieses Verfahrens ist gemäß § 13 Abs. 1 SEBG 
grundsätzlich der Abschluss einer Beteiligungsvereinbarung. Die Beteiligungsver-
einbarung soll insbesondere das Verfahren zur Unterrichtung und Anhörung der 
Arbeitnehmer durch Bildung eines SE-Betriebsrats oder durch ein sonstiges Ver-
fahren oder sonstige Verfahren zur Unterrichtung und Anhörung gemäß § 21 
Abs. 1 und Abs. 2 SEBG regeln. Für den Fall, dass die Parteien eine Beteiligungs-
vereinbarung über die Mitbestimmung treffen, ist gemäß § 21 Abs. 3 SEBG deren 
Inhalt festzulegen. Da es sich um eine SE-Gründung durch formwechselnde Um-
wandlung handelt, muss eine Beteiligungsvereinbarung gemäß § 21 Abs. 6 SEBG 
in Bezug auf alle Komponenten der Arbeitnehmerbeteiligung zumindest das glei-
che Ausmaß gewährleisten, welches in der Westwing Group AG besteht. 

Die SE-Satzung darf nach Art. 12 Abs. 4 SE-VO zu keinem Zeitpunkt in Wider-
spruch zu der Beteiligungsvereinbarung stehen. Sollte sich ein solcher Wider-
spruch ergeben, wäre die SE-Satzung durch einen Hauptversammlungsbeschluss 
anzupassen. 
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Das Verfahren zur Verhandlung über den Abschluss der Beteiligungsvereinbarung 
beginnt gemäß § 4 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Sätze 1 und 2 SEBG mit der Information 
der Arbeitnehmervertretungen und Sprecherausschüsse bzw. der Arbeitnehmer 
in der umzuwandelnden Gesellschaft, den betroffenen Tochtergesellschaften 
und betroffenen Betrieben in den Mitgliedstaaten über das Umwandlungsvorha-
ben sowie der schriftlichen Aufforderung, ein besonderes Verhandlungsgremium 
zu bilden. Gemäß § 4 Abs. 2 Satz 3 SEBG muss die Information unaufgefordert 
und unverzüglich spätestens nach Offenlegung des Umwandlungsplans erfolgen. 
Der Vorstand wird den Arbeitnehmervertretungen und Sprecherausschüssen der 
Westwing Group AG (nachfolgend aus Gründen der sprachlichen Vereinfachung 
zusammenfassend die „Arbeitnehmervertretungen“) die erforderlichen Informa-
tionen entsprechend der gesetzlichen Anforderungen zustellen. 

Das Arbeitnehmerbeteiligungsverfahren in der SE ist zum Zeitpunkt der Erstat-
tung dieses Umwandlungsberichts noch nicht abgeschlossen. Vor Abschluss des 
Verfahrens können daher in diesem Umwandlungsbericht nur das Verhandlungs-
verfahren und die möglichen Ergebnisse des Verfahrens dargestellt werden. Die 
diesbezüglichen Einzelheiten werden in Ziffer 6.1.9 bei der Erläuterung des Um-
wandlungsplans beschrieben. 

5.7 Eintragung der formwechselnden Umwandlung in das Handelsregister 

Wenn die Hauptversammlung der Westwing Group AG dem Umwandlungsplan 
zustimmt und die SE-Satzung genehmigt, meldet der Vorstand der Westwing 
Group AG die formwechselnde Umwandlung zur Eintragung in das Handelsregis-
ter des für die Westwing Group AG zuständigen Amtsgerichts Charlottenburg an. 
Mit der Eintragung im Handelsregister wird die formwechselnde Umwandlung 
der Westwing Group AG in eine SE wirksam. 

Bestandteil der Anmeldung ist eine Erklärung gemäß § 15 Abs. 1 SE-VO in Ver-
bindung mit §§ 198 Abs. 3, 16 Abs. 2 UmwG, dass eine Klage gegen die Wirksam-
keit des Umwandlungsbeschlusses nicht oder nicht fristgemäß erhoben oder eine 
solche Klage rechtskräftig abgewiesen oder zurückgenommen worden ist. Liegt 
eine solche Negativerklärung nicht vor, so darf die formwechselnde Umwandlung 
nicht in das Handelsregister eingetragen werden (sogenannte Registersperre). 

Im Falle einer Klage gegen die Wirksamkeit des Umwandlungsbeschlusses der 
Hauptversammlung der Westwing Group AG kann ein Freigabeverfahren nach 
Art. 15 Abs. 1 SE-VO, §§ 198 Abs. 3, 16 Abs. 3 UmwG durchgeführt werden. In ei-
nem solchen Verfahren kann die Registersperre auf Antrag der Gesellschaft ge-
mäß § 16 Abs. 3 Satz 3 UmwG überwunden werden, wenn (i) die Klage unzulässig 
oder offensichtlich unbegründet ist, oder (ii) der Kläger nicht binnen einer Wo-
che nach Zustellung des Antrags durch Urkunden nachgewiesen hat, dass er seit 
Bekanntmachung der Einberufung zur Hauptversammlung einen anteiligen Be-
trag von mindestens EUR 1.000,00 hält, oder (iii) das alsbaldige Wirksamwerden 
der formwechselnden Umwandlung vorrangig erscheint, weil die vom Antragstel-
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ler dargelegten wesentlichen Nachteile für die Gesellschaft und ihre Aktionäre 
nach freier Überzeugung des Gerichts die Nachteile für den Antragsgegner über-
wiegen, es sei denn, dass ein besonders schwerer Rechtsverstoß vorliegt. 

Die Westwing Group SE darf erst dann in das Handelsregister eingetragen wer-
den, wenn das Arbeitnehmerbeteiligungsverfahren abgeschlossen ist (hinsicht-
lich der Einzelheiten hierzu siehe Ziffer 9 des Umwandlungsplans und die Erläute-
rung dazu unter nachstehender Ziffer 6.1.9). Dies ist nach Art. 12 Abs. 2 SE-VO 
der Fall, wenn (i) eine Beteiligungsvereinbarung abgeschlossen wird, oder (ii) ein 
Beschluss des BVG gefasst wurde, keine Verhandlungen aufzunehmen oder be-
gonnene Verhandlungen abzubrechen, oder (iii) die Verhandlungsfrist für die Be-
teiligungsvereinbarung abgelaufen ist, ohne dass eine Vereinbarung zustande 
gekommen ist. 

Sofern alle Eintragungsvoraussetzungen erfüllt sind, wird das zustände Register-
gericht die formwechselnde Umwandlung in das Handelsregister eintragen. Mit 
der Eintragung erwirbt die SE ihre Rechtspersönlichkeit gemäß Art. 16 Abs. 1 SE-
VO. Die Westwing Group AG erlischt dabei nicht, sondern ändert lediglich ihre 
Rechtsform. 

Nach Art. 15 Abs. 2 in Verbindung mit Art. 13 SE-VO wird die Eintragung der 
formwechselnden Umwandlung im Gemeinsamen Registerportal der Länder 
(www.handelsregisterbekanntmachungen.de) bekannt gemacht. Zudem wird die 
Eintragung nach Art. 14 SE-VO zu Informationszwecken im Amtsblatt der Europä-
ischen Union veröffentlicht. 

5.8 Bestellung des Vorstands und des Aufsichtsrats 

5.8.1 Bestellung des Vorstands der Westwing Group SE 

Mit dem Wirksamwerden der formwechselnden Umwandlung enden die Ämter 
der derzeit amtierenden Vorstandsmitglieder der Westwing Group AG. Die Vor-
standsmitglieder der Westwing Group SE sind nach Art. 39 Abs. 2 SE-VO vom 
Aufsichtsorgan, also dem Aufsichtsrat der Westwing Group SE zu bestellen. Vor 
der Anmeldung der formwechselnden Umwandlung wird der Aufsichtsrat der 
Westwing Group SE durch Beschluss die Vorstandsmitglieder bestellen. Die Vor-
standsmitglieder sind nach Art. 15 Abs. 1 SE-VO in Verbindung mit § 246 Abs. 2 
UmwG mit der formwechselnden Umwandlung zum Handelsregister anzumel-
den. Unbeschadet der Entscheidungszuständigkeit des künftigen Aufsichtsrats 
der Westwing Group SE ist davon auszugehen, dass die bisher amtierenden Vor-
standsmitglieder der Westwing Group AG zu Mitgliedern der Westwing Group SE 
bestellt werden. Dies sind der Vorstandsvorsitzende Stefan Smalla sowie Sebasti-
an Säuberlich. 
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5.8.2 Bestellung des Aufsichtsrats 

Der Aufsichtsrat der Westwing Group SE hat – so wie der Aufsichtsrat der West-
wing Group AG vorbehaltlich des Wirksamwerdens der geplanten Vergrößerung 
des Aufsichtsrats – fünf Mitglieder, die alle Vertreter der Anteilseigner sind. Es ist 
vorgesehen, dass die Hauptversammlung der Westwing Group AG, die am 
5. August 2021 über die Zustimmung zur formwechselnden Umwandlung in eine 
SE beschließt, die bisherigen Aufsichtsratsmitglieder der Westwing Group AG, 
nämlich 

a) Christoph Barchewitz, 

b) Thomas Harding, 

c) Michael Hoffmann, und 

d) Dr. Antonella Mei-Pochtler 

zu Mitgliedern des ersten Aufsichtsrats der Westwing Group SE wählt. Zudem 
soll als zusätzliches fünftes Mitglied Frau Mareike Wächter als Mitglied des ers-
ten Aufsichtsrats der Westwing Group SE gewählt werden, die bereits im Rah-
men der Vergrößerung des Aufsichtsrats der Westwing Group AG als zusätzliches 
Mitglied des Aufsichtsrats der Westwing Group AG zur Wahl vorgeschlagen wer-
den soll (vgl. hierzu bereits vorstehende Ziffer 5.5). Die Amtszeit der Mitglieder 
des ersten Aufsichtsrats der Westwing Group SE endet bereits mit Beendigung 
der Hauptversammlung, die über die Entlastung der für das erste Geschäftsjahr 
der Westwing Group SE beschließt. 

Insoweit sollen die bisherigen Mitglieder des Aufsichtsrats der Westwing Group 
AG, Herr Christoph Barchewitz, Frau Dr. Antonella Mei-Pochtler, Michael Hoff-
mann und Thomas Harding sowie als zusätzliches Mitglied Frau Mareike Wächter 
zu Mitgliedern des ersten Aufsichtsrats der Westwing Group SE bestellt werden. 

6. ERLÄUTERUNG DES UMWANDLUNGSPLANS UND DER SE-SATZUNG 

6.1 Erläuterung des Umwandlungsplans 

6.1.1 Formwechselnde Umwandlung der Westwing Group AG in die Westwing Group 
SE – Ziffer 1 des Umwandlungsplans 

Ziffer 1.1 des Umwandlungsplans benennt den Vorgang der formwechselnden 
Umwandlung der Westwing Group AG in eine Europäische Gesellschaft (Societas 
Europaea, SE) gemäß Art. 2 Abs. 4, Art. 37 SE-VO. Die Voraussetzungen dafür lie-
gen vor. Denn die Westwing Group AG hat mit der Westwing B.V., einer Kapital-
gesellschaft mit beschränkter Haftung (besloten vennootschap met beperkte 
aansprakelijkheid) nach dem Recht der Niederlande, eingetragen im niederländi-
schen Handelsregister (Kamer van Koophandel) unter Nr. 851092494 mit einge-



 

31974850_9,  

Seite 49/86 

tragener Geschäftsanschrift Singel 512-2, 1017 AX Amsterdam (nachfolgend 
„Westwing B.V.“) seit mehr als zwei Jahren eine Tochtergesellschaft in einem 
anderen Mitgliedstaat. Sämtliche Anteile an der Westwing B.V. werden seit 
Gründung der Westwing B.V. am 16. November 2011 von der Westwing Nether-
lands Holding UG (haftungsbeschränkt) mit Sitz in Berlin, eingetragen im Han-
delsregister des Amtsgerichts Charlottenburg unter HRB 187427, (nachfolgend 
„Westwing Netherlands Holding“) gehalten. Sämtliche Geschäftsanteile an der 
Westwing Netherlands Holding werden seit dem 1. Oktober 2018 direkt von der 
Westwing Group AG als Alleingesellschafter gehalten. Die Westwing Group AG 
hält damit mittelbar 100 % des Kapitals und der Stimmrechte der Westwing B.V. 
und übt somit beherrschenden Einfluss auf die Westwing B.V. aus. Damit erfüllt 
die Westwing Group AG die Voraussetzungen des Art. 2 Abs. 4 SE-VO für eine 
formwechselnde Umwandlung in eine SE gemäß Art. 37 SE-VO. 

In Ziffer 1.2 des Umwandlungsplans wird klargestellt, dass die formwechselnde 
Umwandlung in die Rechtsform der SE gemäß Art. 37 Abs. 2 SE-VO weder die 
Auflösung der Gesellschaft noch die Gründung einer neuen juristischen Person 
zur Folge hat. Es wird weiter erläutert, dass die Westwing Group AG in der 
Rechtsform der SE weiter besteht und aufgrund der Wahrung der Identität des 
Rechtsträgers keine Vermögensübertragung stattfindet. 

Insoweit stellt Ziffer 1.3 des Umwandlungsplans klar, dass die Beteiligung der Ak-
tionäre an der Gesellschaft in der SE unverändert fortbesteht und die formwech-
selnde Umwandlung keine Auswirkungen auf die Börsennotierung der Gesell-
schaft und den börsenmäßigen Handel der Aktien sowie auf die bestehende Ein-
beziehung der Aktien in Börsenindizes hat. Ergänzend wird darauf hingewiesen, 
dass Aktionären, die der formwechselnden Umwandlung widersprechen, keine 
Barabfindung angeboten wird, weil dies gesetzlich nicht vorgesehen ist. 

In Ziffer 1.4 des Umwandlungsplans wird erläutert, dass die Westwing Group SE 
genau wie die Westwing Group AG über ein dualistisches Verwaltungssystem 
verfügen wird, das aus einem Vorstand und einem Aufsichtsrat besteht. 

Zuletzt wird in Ziffer 1.5 dargestellt, dass die formwechselnde Umwandlung ge-
mäß Art. 16 Abs. 1 SE-VO mit der Eintragung in das Handelsregister des für die 
Gesellschaft zuständigen des Amtsgerichts Charlottenburg wirksam wird und die-
ser Zeitpunkt wird als Umwandlungszeitpunkt definiert. 

Die Westwing Group SE darf nach Art. 12 Abs. 2 SE-VO erst dann in das Handels-
register eingetragen werden, wenn das Arbeitnehmerbeteiligungsverfahren ab-
geschlossen ist (vgl. die Erläuterung hierzu unter vorstehender Ziffer 5.6 und un-
ter nachstehender Ziffer 6.1.9). 
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6.1.2 Firma, Sitz, Grundkapital und Beteiligungsverhältnisse der Westwing Group SE – 
Ziffer 2 des Umwandlungsplans 

In Ziffer 2.1 des Umwandlungsplans wird die Firma der Westwing Group SE be-
stimmt. Die Firma der SE lautet „Westwing Group SE“. Eine Änderung der Firma 
ist erforderlich, da eine SE gemäß Art. 11 Abs. 1 SE-VO in ihrer Firma den Zusatz 
„SE“ voran- oder nachstellen muss. Eine darüber hinausgehende Änderung der 
Firma erfolgt nicht. 

Nach Ziffer 2.2 des Umwandlungsplans ist der Sitz der Westwing Group SE wei-
terhin Berlin, Deutschland. Zudem wird klargestellt, dass die Verwaltung der 
Westwing Group SE weiterhin in München, Deutschland, ist und die Geschäfts-
anschrift der Westwing Group SE weiterhin Moosacher Straße 88, 80809 Mün-
chen, Deutschland, lauten wird. 

In Ziffer 2.3 des Umwandlungsplans wird das Grundkapital der Westwing Group 
SE dargestellt. Aufgrund des identitätswahrenden Charakters der formwechseln-
den Umwandlung wird das gesamte Grundkapital der Westwing Group AG in der 
zum Umwandlungszeitpunkt bestehenden Höhe und in der zum Umwandlungs-
zeitpunkt bestehenden Einteilung in auf den Inhaber lautende Stückaktien ohne 
Nennbetrag zum Grundkapital der Westwing Group SE. Zum Zeitpunkt der Er-
stattung dieses Umwandlungsberichts hat die Westwing Group AG ein Grundka-
pital in Höhe von EUR 20.903.968,00, das in 20.903.968 auf den Inhaber lautende 
Stückaktien ohne Nennbetrag eingeteilt ist. 

In Ziffer 2.4 des Umwandlungsplans wird erläutert, dass die Personen und Gesell-
schaften, die zum Umwandlungszeitpunkt Aktionäre der Westwing Group AG 
sind, durch die formwechselnde Umwandlung zu Aktionären der Westwing 
Group SE werden. Dabei werden sie in demselben Umfang und mit derselben 
Anzahl an auf den Inhaber lautenden Stückaktien am Grundkapital der Westwing 
Group SE beteiligt sein, wie sie unmittelbar zum Umwandlungszeitpunkt am 
Grundkapital der Westwing Group AG beteiligt sind. Der rechnerische Anteil je-
der Stückaktie am Grundkapital (im Zeitpunkt der Erstattung dieses Umwand-
lungsberichts EUR 1,00) bleibt so erhalten, wie er unmittelbar zum Umwand-
lungszeitpunkt besteht. 

In Ziffer 2.5 des Umwandlungsberichts wird klargestellt, dass die in Sammelur-
kunden (Globalurkunden) verbrieften Aktien der Westwing Group AG durch auf 
die Westwing Group SE lautende Sammelurkunden (Globalurkunden) ersetzt 
werden. 

6.1.3 Satzung und Kapitalien der Westwing Group SE – Ziffer 3 des Umwandlungsplans 

Ziffer 3.1 des Umwandlungsplans stellt klar, dass die Westwing Group SE die dem 
Umwandlungsplan als Anlage beigefügte Satzung erhalten soll, die Bestandteil 
des Umwandlungsplans ist (im vorliegenden Umwandlungsbericht als „SE-
Satzung“ definiert und im Weiteren so bezeichnet). In dieser Ziffer ist der klar-
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stellende Hinweis enthalten, dass im Falle einer Abweichung oder eines Wider-
spruchs der englischen Fassung zur deutschen Fassung der SE-Satzung die deut-
sche Fassung der englischen Fassung vorgeht. 

In Ziffer 3.2 des Umwandlungsplans wird erläutert, dass die Grundkapitalziffer 
und die Einteilung des Grundkapitals der Westwing Group SE in Stückaktien ge-
mäß der entsprechenden Regelungen in § 4 Abs. 1 und § 4 Abs. 2 der SE-Satzung 
der Grundkapitalziffer und der Einteilung des Grundkapitals der Westwing Group 
AG in Stückaktien nach Maßgabe der § 4 Abs. 1 und § 4 Abs. 2 AG-Satzung ent-
sprechen. Maßgebend sind hierbei die Verhältnisse zum Umwandlungszeitpunkt. 

Die Feststellungen zu den bei der Westwing Group AG bestehenden genehmig-
ten und bedingten Kapitalien sind in Ziffer 3.3 bis Ziffer 3.9 des Umwandlungs-
plans enthalten. Siehe hierzu bereits die Erläuterungen in vorstehender Zif-
fer 4.2.3; die in diesem Umwandlungsbericht verwendeten Definitionen werden 
beibehalten. Dabei wird in den Ziffern 3.3 bis 3.6 zunächst erläutert, dass  

(i) das Genehmigte Kapital 2018/I gemäß § 4 Abs. 3 der AG-Satzung, 

(ii) das Genehmigte Kapital 2018/II gemäß § 4 Abs. 4 der AG-Satzung, 

(iii) das Genehmigte Kapital 2018/III gemäß § 4 Abs. 5 der AG-Satzung, und 

(iv) das Genehmigte Kapital 2018/IV gemäß § 4 Abs. 6 der AG-Satzung 

nicht fortbestehen sollen, weil es jeweils seinen Zweck bereits erfüllt hat. 

In Ziffer 3.7 des Umwandlungsplans wird festgestellt, dass das gemäß § 4 Abs. 7 
der AG-Satzung bestehende Genehmigte Kapital 2018/V der Westwing Group AG 
fortbestehen soll und daher in der zum Umwandlungszeitpunkt bestehenden 
Höhe durch § 4 Abs. 3 der SE-Satzung zum Genehmigten Kapital 2018/V der 
Westwing Group SE wird. 

Dies gilt nach Ziffer 3.8 des Umwandlungsplans auch für das Genehmigte Kapi-
tal 2018/VI. Es wird insoweit festgestellt, dass das gemäß § 4 Abs. 8 der AG-
Satzung bestehende Genehmigte Kapital 2018/VI der Westwing Group AG fort-
bestehen soll und daher in der zum Umwandlungszeitpunkt bestehenden Höhe 
durch § 4 Abs. 4 der SE-Satzung zum Genehmigten Kapital 2018/V der Westwing 
Group SE wird. 

Gemäß Ziffer 3.9 gilt dies außerdem für das gemäß § 4 Abs. 9 der AG-Satzung be-
stehende Bedingte Kapital 2018 der Westwing Group AG. Das Bedingte Kapi-
tal 2018 wird in der zum Umwandlungszeitpunkt bestehenden Höhe durch § 4 
Abs. 5 der SE-Satzung zum Bedingten Kapital 2018 der Westwing Group SE. 

Für die Fortgeltung und Überführung der Kapitalien der Westwing Group AG in 
die Westwing Group SE durch entsprechende Regelungen in der SE-Satzung ist 
jeweils die Höhe dieser Kapitalien unmittelbar im Umwandlungszeitpunkt maß-
geblich. Es wird deshalb in Ziffer 3.10 des Umwandlungsplans klargestellt, dass 
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etwaige Änderungen vor dem Umwandlungszeitpunkt hinsichtlich der Höhe und 
der Einteilung des Grundkapitals der Westwing Group AG oder der bestehenden 
genehmigten oder bedingten Kapitalien aufgrund von vorherigen Ausnutzungen 
auch für die Westwing Group SE gelten. 

Um etwaige Anpassungen in der SE-Satzung bezüglich des Grundkapitals oder 
der genehmigten oder bedingten Kapitalien vornehmen zu können, enthält Zif-
fer 3.11 des Umwandlungsplans eine ausdrückliche Ermächtigung an den Auf-
sichtsrat der Westwing Group AG sowie hilfsweise den Aufsichtsrat der West-
wing Group SE. Die Regelung beinhaltet eine Ermächtigung und zugleich Anwei-
sung, etwaige Änderungen der Fassung der SE-Satzung vorzunehmen, die erfor-
derlich sind, damit die in § 4 der AG-Satzung unmittelbar vor dem Umwandlungs-
zeitpunkt dargestellten Kapitalverhältnisse der Westwing Group AG in § 4 der SE-
Satzung für die Westwing Group SE zutreffend reflektiert werden. Etwaige Ände-
rungen sollen vor Anmeldung der Westwing Group SE zur Eintragung in das Han-
delsregister des zuständigen Amtsgerichts Charlottenburg vorgenommen wer-
den, weil das Registergericht die Eintragung der Westwing Group SE hiervon ab-
hängig macht. Es wird damit sichergestellt, dass die zum Handelsregister einge-
reichte SE-Satzung der Kontinuität der Kapitalien Rechnung tragen kann. 

6.1.4 Fortgeltung von Beschlüssen der Hauptversammlung der Westwing Group AG – 
Ziffer 4 des Umwandlungsplans 

Ziffer 4 des Umwandlungsplans trifft Feststellungen dazu, ob die von der Haupt-
versammlung der Westwing Group AG bereits gefassten Beschlüsse gemäß dem 
Kontinuitätsprinzip auch in der Westwing Group SE unverändert fortgelten, so-
weit sie im Umwandlungszeitpunkt noch nicht erledigt sind. Siehe hierzu bereits 
die Erläuterungen in vorstehender Ziffer 2.5.2.3; die in diesem Umwandlungsbe-
richt verwendeten Definitionen werden beibehalten. 

Eine Fortgeltung wird nach Ziffer 4.1 des Umwandlungsplans festgestellt für die 
WSV-Ermächtigung, mit der die außerordentliche Hauptversammlung der West-
wing Group AG am 21. September 2018 (UR-Nr. 5693/2018 des Notars Dr. Bern-
hard Schaub, München) unter Tagesordnungspunkt 4 Buchstabe a) den Vorstand 
zur Ausgabe von Schuldverschreibungen im Gesamtnennbetrag von bis zu 
EUR 100.000.000,00 mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts er-
mächtigt hat. Die WSV-Ermächtigung gilt bis zum 20. September 2023 und es 
wird erläutert, dass die WSV-Ermächtigung, sofern die formwechselnde Um-
wandlung der Westwing Group AG in die Rechtsform der SE bis zu diesem Datum 
erfolgt ist, auch noch für den Vorstand der Westwing Group SE fort gilt. Zusätz-
lich wird nochmals darauf hingewiesen, dass auch das zur Bedienung von An-
sprüchen aus den im Rahmen der WSV-Ermächtigung ausgegebenen Schuldver-
schreibungen geschaffene Bedingte Kapital 2018 in der zum Umwandlungszeit-
punkt bestehenden Höhe durch § 4 Abs. 5 der SE-Satzung zum Bedingten Kapi-
tal 2018 der Westwing Group SE wird. 
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In Ziffer 4.2 und Ziffer 4.3 des Umwandlungsplans wird hingegen erläutert, dass 

(i) der Ermächtigungsbeschluss I über den Erwerb und die Verwendung ei-
gener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG, und 

(ii) der Ermächtigungsbeschluss II zum Einsatz von Eigenkapitalderivaten 
beim Erwerb eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG, 

für den Vorstand der Westwing Group SE grundsätzlich nicht fortgelten sollen. 

Nach Ziffer 4.2 des Umwandlungsplans wird stattdessen der Hauptversammlung 
der Westwing Group AG am 5. August 2021, die unter Tagesordnungspunkt 11 
über die Zustimmung zur formwechselnden Umwandlung der Westwing Group 
AG in die Westwing Group SE beschließen soll, unter Tagesordnungspunkt 9 vor-
geschlagen, dem Vorstand unter Aufhebung des Ermächtigungsbeschlusses I eine 
neue Ermächtigung gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG zum Erwerb eigener Aktien und 
zu deren Verwendung, einschließlich der Ermächtigung zur Einziehung erworbe-
ner eigener Aktien und Kapitalherabsetzung sowie zum Ausschluss des Bezugs-
rechts bis zum 4. August 2026 zu erteilen. Für den Fall, dass die Hauptversamm-
lung der Westwing Group AG am 5. August 2021 diese Ermächtigung wirksam er-
teilt, gilt sie nach Wirksamwerden der formwechselnden Umwandlung der 
Westwing Group AG in die Westwing Group SE für den Vorstand der Westwing 
Group SE fort, soweit sie im Umwandlungszeitpunkt besteht und noch nicht aus-
genutzt wurde. Es wird klargestellt, dass für den Fall, dass die Hauptversamm-
lung der Westwing Group AG am 5. August 2021 dem Vorstand die entsprechen-
de Ermächtigung nicht wirksam erteilt, der bestehende Ermächtigungsbeschluss I 
bis zum 20. September 2023 gilt und somit, sofern die formwechselnde Um-
wandlung der Westwing Group AG in die Rechtsform der SE bis zu diesem Datum 
erfolgt ist, auch noch für den Vorstand der Westwing Group SE fort gilt, soweit er 
im Umwandlungszeitpunkt besteht und noch nicht ausgenutzt wurde. 

Zudem wird nach Ziffer 4.3 des Umwandlungsplans der Hauptversammlung der 
Westwing Group AG am 5. August 2021, die unter Tagesordnungspunkt 11 über 
die Zustimmung zur formwechselnden Umwandlung der Westwing Group AG in 
die Westwing Group SE beschließen soll, unter Tagesordnungspunkt 10 vorge-
schlagen, dem Vorstand unter Aufhebung des Ermächtigungsbeschlusses II eine 
neue Ermächtigung zum Einsatz von Eigenkapitalderivaten beim Erwerb eigener 
Aktien bis zum 4. August 2026 zu erteilen. Für den Fall, dass die Hauptversamm-
lung der Westwing Group AG am 5. August 2021 diese Ermächtigung wirksam er-
teilt, gilt sie nach Wirksamwerden der formwechselnden Umwandlung der 
Westwing Group AG in die Westwing Group SE für den Vorstand der Westwing 
Group SE fort, soweit sie im Umwandlungszeitpunkt besteht und noch nicht aus-
genutzt wurde. Ergänzend wird erläutert, dass – für den Fall, dass die Hauptver-
sammlung der Westwing Group AG am 5. August 2021 dem Vorstand die ent-
sprechende Ermächtigung nicht wirksam erteilt – der Ermächtigungsbeschluss II 
bis zum 20. September 2023 gilt und somit, sofern die formwechselnde Um-
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wandlung der Westwing Group AG in die Rechtsform der SE bis zu diesem Datum 
erfolgt ist, auch noch für den Vorstand der Westwing Group SE fort gilt, soweit er 
im Umwandlungszeitpunkt besteht und noch nicht ausgenutzt wurde. 

Bezüglich des Ermächtigungsbeschlusses III zur Ausübung von Erwerbsrechten 
auf den Erwerb eigener Aktien aus bestehenden Vereinbarungen, insbesondere 
Angel Agreements, und zum Erwerb eigener Aktien wird in Ziffer 4.4 des Um-
wandlungsplans klargestellt, dass dieser bis zum 20. September 2023 gilt. Der 
Ermächtigungsbeschluss III gilt somit, sofern die formwechselnde Umwandlung 
der Westwing Group AG in die Rechtsform der SE bis zu diesem Datum erfolgt ist, 
auch noch für den Vorstand der Westwing Group SE fort, soweit er im Umwand-
lungszeitpunkt besteht und noch nicht ausgenutzt wurde. 

Abschließend wird in Ziffer 4.5 des Umwandlungsplans klargestellt, dass auch alle 
weiteren Beschlüsse der Hauptversammlung der Westwing Group AG, soweit sie 
zum Umwandlungszeitpunkt noch nicht erledigt sind, unverändert in der West-
wing Group SE fortgelten. 

6.1.5 Organe der Westwing Group SE, dualistisches System – Ziffer 5 des Umwand-
lungsplans 

In Ziffer 5 des Umwandlungsplans finden sich Regelungen dazu, dass die West-
wing Group SE gemäß § 6 Abs. 1 der SE-Satzung – genau wie bisher die Westwing 
Group AG – ein dualistisches Verwaltungssystem haben wird. Die Organe der 
Westwing Group SE werden somit weiterhin der Vorstand, der Aufsichtsrat und 
die Hauptversammlung sein. 

6.1.6 Vorstand – Ziffer 6 des Umwandlungsplans 

In Ziffer 6 des Umwandlungsplans wird geregelt, dass der Vorstand der Westwing 
Group SE gemäß § 7 Abs. 1 der SE-Satzung weiterhin aus einer oder mehreren 
Personen besteht. Wie bisher in der Westwing Group AG bestimmt der Auf-
sichtsrat die konkrete Zahl der Vorstandsmitglieder der Westwing Group SE. 

Zudem wird darauf hingewiesen, dass unbeschadet der Entscheidungszuständig-
keit des künftigen Aufsichtsrats der Westwing Group SE gemäß Art. 39 Abs. 2 
Satz 1 SE-VO davon auszugehen ist, dass die bisher amtierenden Vorstandsmit-
glieder der Westwing Group AG zu Vorstandsmitgliedern der Westwing Group SE 
bestellt werden. Dies sind Stefan Smalla als Vorstandsvorsitzender und Sebastian 
Säuberlich. 

6.1.7 Aufsichtsrat – Ziffer 7 des Umwandlungsplans 

In Ziffer 7 des Umwandlungsplans finden sich Angaben zum Aufsichtsrat der 
Westwing Group SE. 
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In Ziffer 7.1 des Umwandlungsplans ist zunächst erläutert, dass die Hauptver-
sammlung der Westwing Group AG am 5. August 2021 unter Tagesordnungs-
punkt 5 über die Vergrößerung des Aufsichtsrats der Westwing Group AG auf 
fünf (5) Mitglieder und die entsprechende Änderung von § 9 Abs. 1 der AG-
Satzung beschließen soll und sodann unter Tagesordnungspunkt 6 – aufschie-
bend bedingt auf die Wirksamkeit dieser Satzungsänderung – Frau Mareike 
Wächter als fünftes Mitglied des Aufsichtsrats der Westwing Group AG bis zur 
Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das Geschäfts-
jahr 2021 beschließt, bestellt werden soll (siehe dazu bereits die Erläuterungen in 
Ziffer 4.5.3.4 und Ziffer 5.8.2). 

In Ziffer 7.2 wird geregelt, dass die Ämter der gewählten Aufsichtsratsmitglieder 
der Westwing Group AG mit Wirksamwerden der formwechselnden Umwand-
lung zum Umwandlungszeitpunkt enden. 

In Ziffer 7.3 wird erläutert, dass der Aufsichtsrat der Westwing Group SE gemäß 
§ 10 Abs. 1 der SE-Satzung aus fünf (5) Mitgliedern – also wie bei der Westwing 
Group AG unter dem Vorbehalt des Wirksamwerdens der vorgenannten Vergrö-
ßerung des Aufsichtsrats der Westwing Group AG – besteht. Weiterhin wird klar-
gestellt, dass sämtliche Mitglieder des Aufsichtsrats weiterhin gemäß § 96 Abs. 1 
letzter HS AktG Vertreter der Anteilseigner sein werden und wie bisher gemäß 
§ 101 Abs. 1 Satz 1 AktG von der Hauptversammlung gewählt werden. 

Zudem wird in Ziffer 7.4 des Umwandlungsplans dargestellt, dass die Bestellung 
der Aufsichtsratsmitglieder der Westwing Group SE gemäß § 10 Abs. 2 der SE-
Satzung, vorbehaltlich einer anderweitigen Festlegung der Amtszeit bei der 
Wahl, bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das 
zweite Geschäftsjahr nach Beginn der Amtszeit beschließt, längstens jedoch für 
sechs (6) Jahre, erfolgt. Es wird weiter erläutert, dass das Geschäftsjahr, in wel-
chem die Amtszeit beginnt, hierbei nicht mitgerechnet wird und Wiederbestel-
lungen zulässig sind. Die Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder der Westwing 
Group SE wird damit im Verhältnis zur bisherigen Amtszeit der Aufsichtsratsmit-
glieder in der Westwing Group AG verkürzt (siehe dazu bereits die Erläuterungen 
in Ziffer 4.5.3.5). Zuletzt wird klargestellt, dass die Mitglieder des ersten Auf-
sichtsrats der Westwing Group SE für eine Amtszeit bis zur Beendigung der 
Hauptversammlung, die über die Entlastung für das erste Geschäftsjahr der 
Westwing Group SE beschließt, bestellt werden sollen. 

In Ziffer 7.5 des Umwandlungsplans wird erläutert, dass die Wahl der Mitglieder 
des ersten Aufsichtsrats der Westwing Group SE durch die Hauptversammlung 
erfolgen soll, die am 5. August 2021 über die Zustimmung zur formwechselnden 
Umwandlung der Westwing Group AG in die Westwing Group SE beschließt und 
dass dieser Hauptversammlung unter Tagesordnungspunkt 12 die bisherigen 
Aufsichtsratsmitglieder der Westwing Group AG zur Wahl vorgeschlagen werden 
sollen, nämlich 

a) Christoph Barchewitz, 
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b) Thomas Harding, 

c) Michael Hoffmann, und 

d) Dr. Antonella Mei-Pochtler. 

Es wird ferner erklärt, dass dieser Hauptversammlung unter demselben Tages-
ordnungspunkt 12 zusätzlich Frau Mareike Wächter, die bereits zur Wahl als 
fünftes Mitglied des vergrößerten Aufsichtsrats der Westwing Group AG vorge-
schlagen wird, entsprechend auch als weiteres Mitglied des ersten Aufsichtsrats 
der Westwing Group SE vorgeschlagen werden soll. 

Ergänzend wird im Umwandlungsplan klargestellt, dass die Bestellung der Auf-
sichtsratsmitglieder auf Antrag durch das zuständige Gericht erfolgt, soweit die 
Mitglieder des ersten Aufsichtsrats der Westwing Group SE nicht durch die 
Hauptversammlung der Westwing Group AG am 5. August 2021 gewählt werden 
oder nachfolgend ausscheiden. 

Zudem wird nochmals darauf hingewiesen, dass Christoph Barchewitz und 
Dr. Antonella Mei-Pochtler beabsichtigen, für den Fall ihrer Wahl erneut als Vor-
sitzender des Aufsichtsrats bzw. stellvertretende Vorsitzende des Aufsichtsrats 
zu kandidieren. 

In Ziffer 7.6 des Umwandlungsplans wird erläutert, dass der erste Aufsichtsrat 
der Westwing Group SE vorbehaltlich einer abweichenden Beschlussfassung der 
Hauptversammlung der Westwing Group AG oder einer etwaigen anderweitigen 
gerichtlichen Bestellung aus den folgenden Personen bestehen wird: 

a) Christoph Barchewitz, 

b) Thomas Harding, 

c) Michael Hoffmann, 

d) Dr. Antonella Mei-Pochtler, und 

e) Mareike Wächter. 

Durch die beabsichtigte Bestellung von Christoph Barchewitz, Michael Hoffmann 
sowie Mareike Wächter würde der Aufsichtsrat der Westwing Group SE mit sei-
ner Besetzung die Voraussetzungen des nach FISG neu gefassten § 100 Abs. 5 
AktG erfüllen, weil sie jeweils über entsprechenden Sachverstand verfügen und 
damit ein Aufsichtsratsmitglied über Sachverstand auf dem Gebiet der Rech-
nungslegung verfügt und ein weiteres Aufsichtsratsmitglied über Sachverstand 
auf dem Gebiet der Abschlussprüfung verfügt. 

6.1.8 Sonderrechte und Sondervorteile – Ziffer 8 des Umwandlungsplans 

Der Umwandlungsplan enthält in Ziffer 8 Angaben zu Sonderrechten und Son-
dervorteilen. 
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In Ziffer 8.1 des Umwandlungsplans wird zunächst klargestellt, dass sich Rechte 
Dritter an Aktien der Westwing Group AG – soweit solche Bestehen – an den Ak-
tien der Gesellschaft in der neuen Rechtsform der SE fortsetzen. 

In Ziffer 8.2 des Umwandlungsplans wird darauf hingewiesen, dass Personen im 
Sinne von § 194 Abs. 1 Nr. 5 UmwG und/oder Art. 20 Abs. 1 lit. f) und lit. g) SE-VO 
über die in Ziffer 2.4 und Ziffer 3.2 des Umwandlungsplans genannten Aktien 
hinaus keine Rechte gewährt werden und für diese Personen keine Maßnahmen 
vorgesehen sind. In Ziffer 2.4 und Ziffer 3.2 des Umwandlungsplans sind die An-
gaben dazu enthalten, dass die Grundkapitalziffer und die Einteilung des Grund-
kapitals der Westwing Group SE in Stückaktien exakt der Grundkapitalziffer und 
der Einteilung des Grundkapitals der Westwing Group AG entsprechen und die 
Aktionäre der Westwing Group AG durch die formwechselnde Umwandlung in 
demselben Umfang und mit derselben Anzahl an auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien am Grundkapital der Westwing Group SE beteiligt werden, wie sie 
unmittelbar zum Umwandlungszeitpunkt am Grundkapital der Westwing Group 
AG beteiligt sind. 

In Ziffer 8.3 des Umwandlungsplans sind im Hinblick auf Sonderrechte und Son-
dervorteile vorsorglich Hinweise zu folgenden Aspekten enthalten: 

In Ziffer 8.3.1 wird erläutert, dass besondere Rechte (z. B. Wandlungs-, Options- 
oder Genussrechte) von Inhabern anderer Wertpapiere als Aktien wegen des 
Kontinuitätsprinzips unberührt bleiben und die Sonderrechte sich in der Rechts-
form der SE deshalb unverändert fortsetzen. Hierzu wird klargestellt, dass für die 
Inhaber solcher Rechte keine besonderen Maßnahmen vorgesehen sind. 

Zusätzlich wird in Ziffer 8.3.2 des Umwandlungsplans noch einmal darauf hinge-
wiesen, dass – unbeschadet der Zuständigkeit des zukünftigen Aufsichtsrats der 
Westwing Group SE – davon auszugehen ist, dass die derzeitigen Vorstandsmit-
glieder der Westwing Group AG zu Vorstandsmitgliedern der Westwing Group SE 
bestellt werden (siehe dazu bereits die Erläuterung in vorstehender Ziffer 6.1.6). 

Ziffer 8.3.3 des Umwandlungsplans enthält nochmals die Angabe, dass die der-
zeitigen Aufsichtsratsmitglieder der Westwing Group AG zur Wahl als Mitglieder 
des ersten Aufsichtsrats der Westwing Group SE vorgeschlagen werden sollen. In 
diesem Zusammenhang weist der Umwandlungsplan zudem darauf hin, dass der 
derzeitige Vorsitzende des Aufsichtsrats Christoph Barchewitz sowie die derzeiti-
ge stellvertretende Vorsitzende des Aufsichtsrats Dr. Antonella Mei-Pochtler im 
Falle ihrer Neubestellung erneut als Vorsitzender bzw. stellvertretende Vorsit-
zende des Aufsichtsrats vorgeschlagen werden sollen (siehe dazu bereits die Er-
läuterung in vorstehender Ziffer 6.1.7). 

Weiterhin werden in Ziffer 8.3.4 des Umwandlungsplans die in der Westwing 
Group AG bestehenden Erwerbsrechte (Optionsrechte) erläutert. Dabei wird im 
Einzelnen dargestellt, dass die Erwerbsrechte (Optionsrechte) durch die Gesell-
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schaft noch in ihrer früheren Rechtsform als Westwing Group GmbH an Ge-
schäftsführer und Mitarbeiter der Gesellschaft und ihrer direkten und indirekten 
Tochtergesellschaften gewährt bzw. zugesagt wurden und sodann zur Unterle-
gung der Optionsrechte in der Rechtsform der GmbH gemäß § 55a GmbHG ein 
genehmigtes Kapital geschaffen wurde. Zudem wird erklärt, dass die Erwerbs-
rechte (Optionsrechte) im Zuge des anschließenden Formwechsels in die West-
wing Group AG unberührt blieben und seitdem gerichtet auf die Gewährung von 
Aktien der Westwing Group AG fortbestehen (§ 23 UmwG). Das in der Rechts-
form der GmbH geschaffene genehmigte Kapital wurde zu diesem Zweck als Ge-
nehmigtes Kapital 2018/V für die Westwing Group AG im Zuge dieses Formwech-
sels mit gleicher Zwecksetzung beschlossen und besteht seitdem durch § 4 Abs. 7 
der AG-Satzung fort. Im Umwandlungsplan wird sodann klargestellt, dass die Er-
werbsrechte (Optionsrechte) auch durch die formwechselnde Umwandlung der 
Westwing Group AG in die Rechtsform der SE unberührt bleiben und gerichtet 
auf die Gewährung von Aktien der Westwing Group SE fortbestehen und ent-
sprechend auch das Genehmigte Kapital 2018/V durch § 4 Abs. 3 der SE-Satzung 
für die Westwing Group SE fortbesteht (siehe hierzu bereits die Erläuterungen 
oben unter Ziffer 6.1.3). 

Abschließend wird in Ziffer 8.4 des Umwandlungsplans klargestellt, dass – von 
den dargestellten Aspekten abgesehen – den Personen im Sinne von § 194 Abs. 1 
Nr. 5 UmwG und/oder Art. 20 Abs. 1 lit. f) und lit. g) SE-VO im Zuge der form-
wechselnden Umwandlung keine besonderen Vorteile gewährt werden und kei-
ne Maßnahmen für diese Personen vorgesehen sind. 

6.1.9 Verhandlungen über die Arbeitnehmerbeteiligung – Ziffer 9 des Umwandlungs-
plans 

In Ziffer 9 des Umwandlungsplans wird das Verfahren zu den Verhandlungen 
über die Arbeitnehmerbeteiligung in der Westwing Group SE im Einzelnen darge-
stellt. Neben allgemeinen Erläuterungen zum Verfahrensablauf werden mögliche 
Ergebnisse der Verhandlungen aufgeführt und die Zusammensetzung des Ver-
handlungsgremiums auf Seiten der Arbeitnehmer sowie der aktuelle Status des 
Verfahrens erläutert. 

6.1.9.1 Allgemeine Erläuterungen zum Verfahren 

Zunächst wird in Ziffer 9.1 allgemein erklärt, dass im Rahmen der formwechseln-
den Umwandlung der Westwing Group AG in die Rechtsform der SE durch den 
Vorstand der Westwing Group AG ein Verhandlungsverfahren über die Beteili-
gung der Arbeitnehmer in der SE nach Maßgabe des SEBG durchgeführt wird. Es 
wird in diesem Abschnitt erläutert, dass die Beteiligung der Arbeitnehmer gemäß 
§ 2 Abs. 8 SEBG jedes Verfahren – einschließlich der Unterrichtung, Anhörung 
und Mitbestimmung – bezeichnet, durch das die Vertreter der Arbeitnehmer auf 
die Beschlussfassung der SE Einfluss nehmen können. Darüber hinaus wird da-
rauf hingewiesen, dass Ziel der Verhandlungen der Abschluss einer schriftlichen 
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Vereinbarung über die Beteiligung der Arbeitnehmer in der Westwing Group SE 
(„Beteiligungsvereinbarung“) ist und der Vorstand die Verhandlungen mit dem 
sogenannten besonderen Verhandlungsgremium führt, das sich aus den Arbeit-
nehmern der Westwing Group AG und ihrer Tochtergesellschaften und Betriebe 
in den Mitgliedstaaten zusammensetzt („BVG“) und nach § 4 Abs. 1 SEBG für die-
se Zwecke zu bilden ist. 

6.1.9.2 Mögliche Ergebnisse der Verhandlungen 

In Ziffer 9.2 des Umwandlungsplans wird im Detail gargestellt, zu welchen Ergeb-
nissen die Verhandlungen alternativ führen können. 

(a) Abschluss einer Beteiligungsvereinbarung 

Es wird in Ziffer 9.2.1 zunächst der Fall erklärt, dass eine Beteiligungs-
vereinbarung zwischen dem Vorstand der Westwing Group AG und dem 
BVG geschlossen wird. Es wird erläutert, dass sich die Beteiligungsrechte 
der Arbeitnehmer bei der Westwing Group SE nach dieser Beteiligungs-
vereinbarung richten und § 21 SEBG bestimmte Mindestinhalte für die 
Beteiligungsvereinbarung statuiert, namentlich das Folgende: 

(i) Festlegung des Geltungsbereichs der Beteiligungsvereinbarung 
(einschließlich der außerhalb des Hoheitsgebiets der Mitglied-
staaten liegenden Unternehmen und Betriebe, sofern diese in 
den Geltungsbereich der Beteiligungsvereinbarung einbezogen 
werden). 

(ii) Für den Fall, dass die Parteien die Einrichtung eines SE-
Betriebsrats vereinbaren, 

a) die Festlegung von dessen Zusammensetzung, der Zahl 
seiner Mitglieder und der Sitzverteilung einschließlich 
der Auswirkungen wesentlicher Änderungen der Zahl 
der in der SE beschäftigten Arbeitnehmer, 

b) die Festlegung der Befugnisse und des Verfahrens zur 
Unterrichtung und Anhörung des SE-Betriebsrats, 

c) die Festlegung der Häufigkeit seiner Sitzungen und der 
bereitzustellenden finanziellen und materiellen Mittel, 
sowie 

d) die Festlegung des Zeitpunkts des Inkrafttretens der 
Beteiligungsvereinbarung und ihrer Laufzeit und ferner 
die Bestimmung von Fällen, in denen die Beteiligungs-
vereinbarung neu ausgehandelt werden soll ein-
schließlich der Festlegung des hierfür anzuwendenden 
Verfahrens. 
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(iii) Für den Fall, dass kein SE-Betriebsrat gebildet wird, die Festle-
gung der Durchführungsmodalitäten des Verfahrens oder der 
Verfahren zur Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer. 

Zudem wird ausgeführt, dass die Beteiligungsvereinbarung ergänzend zu 
den Mindestinhalten nach § 21 Abs. 3 bis 5 SEBG weitere Regelungen 
enthalten kann und die Mindestinhalte vorbehaltlich des § 21 Abs. 6 
SEBG zu vereinbaren sind, der festlegt, dass die Beteiligungsvereinba-
rung im Hinblick auf alle Komponenten der Arbeitnehmerbeteiligung 
zumindest das gleiche Ausmaß gewährleisten muss, das in der Westwing 
Group AG als formwechselndem Rechtsträger besteht. Es wird daher si-
chergestellt, dass die Arbeitnehmer im gleichen Umfang wie bisher in 
der Westwing Group AG auch in der Westwing Group SE repräsentiert 
und beteiligt sind. 

(b) Verhandlungsverfahren führt zu keiner Einigung 

In Ziffer 9.2.2 wird sodann der Fall erläutert, dass im Verhandlungsver-
fahren innerhalb der gesetzlichen Verhandlungsfrist, die gemäß § 20 
SEBG sechs Monate ab Einsetzung des BVG beträgt und einvernehmlich 
auf zwölf Monate verlängert werden kann, keine Einigung zwischen dem 
Vorstand der Westwing Group AG und BVG erzielt wird. 

In diesem Fall gilt die gesetzliche Auffangregelung nach §§ 22 ff. SEBG 
und es werden im Umwandlungsplan die folgenden Einzelheiten dieser 
Auffangregelung aufgeführt: 

(i) Gemäß § 22 Abs. 1 Nr. 2 SEBG wäre bei der Westwing Group SE 
ein SE-Betriebsrat nach Maßgabe des § 23 SEBG zu bilden, des-
sen Aufgabe in der Sicherung der Unterrichtung und Anhörung 
der Arbeitnehmer in der SE bestünde. Er wäre zuständig für die 
Angelegenheiten, die die SE selbst, eine ihrer Tochtergesell-
schaften oder einen ihrer Betriebe in einem Mitgliedstaat be-
treffen, oder die über die Befugnisse der zuständigen Organe 
auf der Ebene des einzelnen Mitgliedstaates hinausgehen (§ 27 
SEBG). Der SE-Betriebsrat wäre mindestens einmal im Kalender-
jahr in einer gemeinsamen Sitzung über die Entwicklung der 
Geschäftslage und die Perspektiven der Westwing Group SE zu 
unterrichten und anzuhören (§ 28 SEBG). Zudem wäre der SE-
Betriebsrat über außergewöhnliche Umstände, die erhebliche 
Auswirkungen auf die Interessen der Arbeitnehmer haben, 
auch unterjährig zu unterrichten und anzuhören (§ 29 SEBG). 

(ii) Die Regelungen über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
kraft Gesetzes nach den §§ 35 bis 38 SEBG fänden in diesem 
Fall keine Anwendung. Namentlich deshalb, weil die besondere 
Voraussetzung gemäß § 34 Abs. 1 Nr. 1 SEBG nicht erfüllt ist, da 
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in der Westwing Group AG vor der formwechselnden Umwand-
lung keine Bestimmung über die Mitbestimmung der Arbeit-
nehmer im Aufsichtsrat der Westwing Group AG galt. Der Auf-
sichtsrat der Westwing Group SE bestünde in diesem Fall daher 
wie der Aufsichtsrat der Westwing Group AG weiterhin nur aus 
Vertretern der Anteilseigner. 

(iii) Die Leitung der Westwing Group SE hätte gemäß § 25 Satz 1 
SEBG alle zwei (2) Jahre zu prüfen, ob Änderungen in der SE, ih-
ren Tochtergesellschaften oder Betrieben eingetreten sind und 
ob diese Änderungen eine andere Zusammensetzung des SE-
Betriebsrats erforderlich machen. Zudem hätte der SE-
Betriebsrat vier (4) Jahre nach seiner Einsetzung darüber Be-
schluss zu fassen, ob über eine Beteiligungsvereinbarung ver-
handelt werden soll oder die bisherige Regelung weiter gelten 
soll (§ 26 Abs. 1 SEBG). 

Insgesamt führt die Geltung der gesetzlichen Auffanglösung dazu, dass 
in der Westwing Group SE ein SE-Betriebsrat gebildet wird, dessen Zu-
sammensetzung vom Vorstand alle zwei (2) Jahre überprüft wird und 
der vier (4) Jahre nach seiner Einsetzung beschließen kann, über eine 
Beteiligungsvereinbarung zu verhandeln. Die Auffanglösung führt aber 
nicht zu einer Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat der 
Westwing Group SE. 

(c) Keine Aufnahme von Verhandlungen oder Abbruch der Verhandlungen 

Zuletzt wird in Ziffer 9.2.3 des Umwandlungsplans der dritte mögliche 
Ausgang des Verhandlungsverfahrens dargestellt, namentlich der Fall, 
dass das BVG gemäß § 16 Abs. 1 SEBG beschließt, keine Verhandlungen 
aufzunehmen oder begonnene Verhandlungen abzubrechen. Hierzu 
wird erklärt, dass ein solcher Beschluss des BVG das Verhandlungsver-
fahren beendet, ohne dass die gesetzliche Auffangregelung Anwendung 
findet. Folglich wäre in diesem Fall bei der Westwing Group SE kein SE-
Betriebsrat einzurichten und es kommt ebenfalls nicht zu einer Mitbe-
stimmung der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat der Westwing Group SE. 

Zusammenfassend führt keine der Alternativen für den Ausgang des Verhand-
lungsverfahrens zwingend zu einer Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Auf-
sichtsrat der Westwing Group SE, sodass der Aufsichtsrat der Westwing Group SE 
sich – so wie bisher der Aufsichtsrat der Westwing Group AG – ausschließlich aus 
Vertretern der Anteilseigner zusammensetzt. 

6.1.9.3 Abschluss des Verfahrens als Eintragungsvoraussetzung für die SE 

In Ziffer 9.3 des Umwandlungsplans wird klargestellt, dass die Westwing Group 
SE gemäß Art. 12 Abs. 2 SE-VO erst in das Handelsregister eingetragen und die 
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formwechselnde Umwandlung damit erst wirksam werden kann, wenn entweder 
die Beteiligungsvereinbarung geschlossen ist oder das BVG einen Beschluss ge-
fasst hat, Verhandlungen nicht aufzunehmen oder abzubrechen, oder die Ver-
handlungsfrist abgelaufen ist, ohne dass über die Beteiligungsvereinbarung eine 
Einigung erzielt wurde. Zum Schutz der Arbeitnehmer der formwechselnden 
Westwing Group AG soll dadurch sichergestellt werden, dass das Verfahren über 
die Beteiligung der Arbeitnehmer in der SE vor Entstehung der SE tatsächlich 
durchgeführt und (nach Maßgabe einer der vorstehend aufgeführten Alternati-
ven) abgeschlossen wird. 

6.1.9.4 Einleitung des Verfahrens durch den Vorstand 

In Ziffer 9.4 des Umwandlungsplans sind Angaben dazu enthalten, wie der Vor-
stand der Westwing Group AG das Verfahren zur Beteiligung der Arbeitnehmer 
in der Rechtsform der SE einleiten wird. Es wird beschrieben, dass der Vorstand 
der Westwing Group AG die Arbeitnehmer bzw. die Arbeitnehmervertretungen 
der Westwing Group AG, der betroffenen Tochtergesellschaften und Betriebe 
mit einem Schreiben über das Umwandlungsvorhaben informieren und zur Bil-
dung des BVG auffordern wird. Ergänzend werden die Angaben aufgeführt, über 
die nach § 4 Abs. 3 SEBG informiert wird, namentlich über (i) die Identität und 
Struktur der Westwing Group AG, (ii) ihre betroffenen Tochtergesellschaften und 
betroffenen Betriebe und deren Verteilung auf die Mitgliedstaaten, (iii) die in 
diesen Tochtergesellschaften und Betrieben bestehenden Arbeitnehmervertre-
tungen, (iv) die Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer (sowohl insgesamt als auch 
unterschieden nach Gesellschaften und Betrieben), sowie (v) die Zahl der Arbeit-
nehmer, denen Mitbestimmungsrechte in den Organen dieser Gesellschaften zu-
stehen. 

6.1.9.5 Zusammensetzung des BVG 

In Ziffer 9.5 des Umwandlungsplans wird im Einzelnen dargestellt, wie sich das 
BVG aus Arbeitnehmervertretern aus allen Mitgliedstaaten zusammensetzt. Da-
bei wird erläutert, dass sich die Zusammensetzung des BVG im Grundsatz nach 
deutschem Recht, d.h. nach den §§ 4 bis 7 SEBG, richtet und in § 5 Abs. 1 SEBG 
die Verteilung der Sitze im BVG auf die Mitgliedstaaten für die Gründung einer SE 
mit Sitz in Deutschland geregelt ist. Nach Maßgabe dieser Vorschrift erhält jeder 
Mitgliedstaat, in dem Arbeitnehmer des Westwing-Konzerns beschäftigt sind, 
mindestens einen Sitz im BVG und die Zahl der einem Mitgliedstaat zugewiese-
nen Sitze erhöht sich jeweils um einen Sitz, soweit die Zahl der in diesem Staat 
beschäftigten Arbeitnehmer die Schwellen von 10 %, 20 %, 30 %, usw. übersteigt. 
Die Schwellenwerte beziehen sich jeweils auf die Gesamtzahl der in allen Mit-
gliedstaaten beschäftigten Arbeitnehmer des Westwing-Konzerns. 

Es wird sodann weiter erläutert, dass nach diesen Vorgaben und auf der Grund-
lage der Arbeitnehmerzahlen des Westwing-Konzerns in den Mitgliedstaaten 
zum 15. Juni 2021 auf die Mitgliedstaaten voraussichtlich insgesamt 13 Sitze im 
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BVG entfallen, deren Verteilung im Umwandlungsplan wie folgt detailliert ange-
geben ist: 

Mitgliedstaat Zahl der 
Arbeitneh-

mer 

Prozentualer Anteil der Arbeitneh-
mer (gerundet) bezogen auf die Ge-
samtzahl der Arbeitnehmer in allen 

Mitgliedstaaten 

Zahl der 
Sitze im 

BVG 

Deutschland 860 44,49 % 5 

Frankreich 0 0 % 0 

Italien 99 5,12 % 1 

Niederlande 10 0,52 % 1 

Polen 790 40,87 % 5 

Spanien 174 9,00 % 1 

Gesamt: 1.933 100 % 13 

 

6.1.9.6 Wahl bzw. Bestellung der Mitglieder des BVG in den Mitgliedstaaten 

In Ziffer 9.6. des Umwandlungsplans wird kurz dargelegt, dass die Wahl bzw. Be-
stellung der Mitglieder des BVG aus den einzelnen Mitgliedstaaten nach den je-
weiligen mitgliedstaatlichen Bestimmungen erfolgt, durch die die Richtlinie 
2001/86/EG des Rates vom 8. Oktober 2001 zur Ergänzung des Statuts der Euro-
päischen Gesellschaft hinsichtlich der Beteiligung der Arbeitnehmer umgesetzt 
wurde. 

6.1.9.7 Möglichkeit der Änderung der Zusammensetzung des BVG 

In Ziffer 9.7 des Umwandlungsplans wird darauf hingewiesen, dass das BVG ge-
mäß § 5 Abs. 4 Satz 1 SEBG neu zusammengesetzt werden muss, falls während 
der Tätigkeitsdauer des BVG solche Änderungen in der Struktur oder Arbeitneh-
merzahl der Westwing Group AG, der betroffenen Tochtergesellschaften oder 
der betroffenen Betriebe eintreten, die zu einer Änderung der konkreten Zu-
sammensetzung des BVG führen würden. 

6.1.9.8 Kosten des Verfahrens 

Abschließend wird in Ziffer 9.8 des Umwandlungsplans festgelegt, dass die Kos-
ten, die durch die Bildung und Tätigkeit des BVG entstehenden, von der West-
wing Group AG und nach dem Umwandlungszeitpunkt von der Westwing Group 
SE getragen werden. Hierdurch wird zum Schutz der Arbeitnehmer sichergestellt, 
dass ihnen durch das Verhandlungsverfahren keine Kosten auferlegt werden und 
die Verhandlungen nicht davon beeinflusst werden, dass die Arbeitnehmer die 
Umlegung etwaiger Kosten befürchten. 
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6.1.10 Sonstige Folgen für die Arbeitnehmer und ihre Vertretungen – Ziffer 10 des Um-
wandlungsplans 

In Ziffer 10 des Umwandlungsplans werden die weiteren Folgen der formwech-
selnden Umwandlung für die Arbeitnehmer und ihre Vertretungen dargestellt. 

Zunächst wird in Ziffer 10.1 darauf hingewiesen, dass die formwechselnde Um-
wandlung – abgesehen von der zukünftigen Beteiligung der Arbeitnehmer der 
Westwing Group SE wie sie in Ziffer 9 des Umwandlungsplans dargestellt und un-
ter vorstehender Ziffer 6.1.9 erläutert ist – keine Auswirkung auf die Beteili-
gungsrechte der Arbeitnehmer der Westwing Group AG bzw. des Westwing-
Konzerns hat. 

In Ziffer 10.2 des Umwandlungsplans wird weiter darauf hingewiesen, dass die 
Arbeitsverhältnisse der Arbeitnehmer der Westwing Group AG und des West-
wing-Konzerns von der formwechselnden Umwandlung in die Rechtsform der SE 
unberührt bleiben und sämtliche Rechte und Pflichten der Arbeitnehmer aus die-
sen bestehenden Arbeitsverhältnissen unverändert fortbestehen. Hierzu wird er-
läutert, dass aufgrund der Identität des Rechtsträgers im Hinblick auf die Arbeit-
nehmer der Westwing Group AG kein Betriebsübergang stattfindet und § 613a 
BGB auf die formwechselnde Umwandlung nicht anzuwenden ist. Für die Ar-
beitsverhältnisse der Arbeitnehmer der Westwing Group AG hat die formwech-
selnde Umwandlung in die Westwing Group SE daher grundsätzlich keine Aus-
wirkungen. 

Anschließend wird in Ziffer 10.3 des Umwandlungsplans ausdrücklich klargestellt, 
dass die Arbeitnehmer des Westwing-Konzerns infolge der formwechselnden 
Umwandlung insgesamt nicht von einem Übergang ihres Arbeitsverhältnisses be-
troffen sind. Sämtliche Rechte und Pflichten der Arbeitnehmer der betroffenen 
Tochtergesellschaften oder der betroffenen Betriebe aus den bestehenden Ar-
beitsverhältnissen bleiben unverändert bestehen und werden von der form-
wechselnden Umwandlung nicht berührt. Dies gilt vor allem deshalb, weil an sich 
an der Struktur des Westwing-Konzerns und dem Bestand der einzelnen Toch-
tergesellschaften durch die formwechselnde Umwandlung gar nichts ändert. 

Ziffer 10.4 des Umwandlungsplans beinhaltet die Angabe, dass Arbeitnehmerver-
tretungen auf Betriebs- bzw. Unternehmensebene in ihrem Bestand, ihrer Zu-
sammensetzung und ihrer Amtszeit durch die formwechselnde Umwandlung 
nicht berührt werden. Zudem wird festgestellt, dass ein europäischer Betriebsrat 
im Westwing-Konzern nicht gebildet wurde und daher auch nicht infolge der 
formwechselnden Umwandlung nach § 47 Abs. 1 Nr. 2 SEBG entfällt. Abschlie-
ßend wird erläutert, dass bestehende Kollektivvereinbarungen durch die form-
wechselnde Umwandlung ebenfalls nicht berührt werden. 

Zusammenfassend wird in Ziffer 10.5 des Umwandlungsplans erläutert, dass im 
Zusammenhang mit oder aufgrund der formwechselnden Umwandlung in die 
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Rechtsform der SE keine weiteren Maßnahmen vorgesehen sind, aus denen sich 
Folgen für die Arbeitnehmer und deren Vertretungen ergeben. 

Abschließend lässt sich festhalten, dass die möglichen Ergebnisse des Arbeit-
nehmerbeteiligungsverfahrens in vorstehender Ziffer 6.1.9.2 ausführlich erläu-
tert werden und sich im Übrigen für die Arbeitnehmer des Westwing-Konzerns 
durch die formwechselnde Umwandlung keine Veränderungen im Hinblick auf 
ihre Arbeitsverhältnisse, etwaige Arbeitnehmervertretungen auf Betriebs- bzw. 
Unternehmensebene oder bestehende Kollektivvereinbarungen ergeben. 

6.1.11 Abschlussprüfer – Ziffer 11 des Umwandlungsplans 

In Ziffer 11 des Umwandlungsplans wird die Bestellung der Pricewaterhouse-
Coopers GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, München zum Abschlussprüfer 
für die Westwing Group SE festgelegt. Dies umfasst die Bestellung zum Ab-
schluss- und Konzernabschlussprüfer für das erste Geschäftsjahr der Westwing 
Group SE sowie, für den Fall einer prüferischen Durchsicht zusätzlicher unterjäh-
riger Finanzinformationen, die bis zur ordentlichen Hauptversammlung des dem 
ersten Geschäftsjahr folgenden Geschäftsjahres der Westwing Group SE zu er-
stellen sind, zum Prüfer für eine solche prüferische Durchsicht. Darüber hinaus 
wird klarstellend geregelt, dass das erste Geschäftsjahr der Westwing Group SE 
das Kalenderjahr ist, in dem die formwechselnde Umwandlung der Westwing 
Group AG in die Westwing Group SE in das Handelsregister des zuständigen 
Amtsgerichts Charlottenburg eingetragen wird. 

6.1.12 Kosten – Ziffer 12 des Umwandlungsplans 

Abschließend wird in Ziffer 12 des Umwandlungsplans festgelegt, dass die West-
wing Group AG die mit der Beurkundung des Umwandlungsplans sowie der Vor-
bereitung und Durchführung des Umwandlungsplans entstehenden Kosten bis zu 
dem in § 24 Abs. 2 der SE-Satzung festgelegten Betrag in Höhe von 
EUR 400.000,00 trägt. 

6.2 Erläuterung der SE-Satzung 

Mit dem Wirksamwerden der formwechselnden Umwandlung ändert die West-
wing Group AG ihre Rechtsform in die einer SE. Die bisherige Satzung der West-
wing Group AG wird durch die neue Satzung der Westwing Group SE ersetzt. Die 
SE-Satzung ist Bestandteil des Umwandlungsplans, der der Hauptversammlung 
der Westwing Group AG am 5. August 2021 zur Zustimmung vorgelegt wird. 

Die SE-Satzung baut auf der bestehenden AG-Satzung der Westwing Group AG 
auf. Ein Großteil der Regelungen konnte dabei unverändert übernommen wer-
den, da die für die SE-Satzung geltenden gesetzlichen Regelungen der SE-VO und 
des SEAG den auf die Satzung der Aktiengesellschaft anwendbaren Regelungen 
im Kernbereich entsprechen. In verschiedener Hinsicht wurde die Satzung jedoch 
aus Anlass der formwechselnden Umwandlung überarbeitet. Nachstehend wer-



 

31974850_9,  

Seite 66/86 

den die Bestimmungen der künftigen SE-Satzung der Westwing Group SE erläu-
tert. Dabei werden maßgebliche Unterschiede zur bestehenden AG-Satzung der 
Westwing Group AG hervorgehoben. 

6.2.1 Allgemeine Bestimmungen (§ 1 bis § 3 der SE-Satzung) 

Die einleitenden allgemeinen Bestimmungen der Satzung der Westwing Group 
SE zu Firma und Sitz (§ 1), zum Gegenstand des Unternehmens (§ 2) sowie zu Be-
kanntmachungen (§ 3) sind gegenüber der geltenden Satzung der Westwing 
Group AG im Wesentlichen unverändert. 

6.2.1.1 Firma und Sitz (§ 1 der SE-Satzung) 

In § 1 Abs. 1 der SE-Satzung wird die neue Rechtsform der Gesellschaft als Euro-
päische Gesellschaft (Societas Europaea, SE) festgelegt. 

Die Firma der Gesellschaft wird infolge der formwechselnden Umwandlung von 
„Westwing Group AG” in „Westwing Group SE” geändert. Die Änderung des 
Rechtsformzusatzes („SE” statt „AG”) ist nach Art. 11 Abs. 1 SE-VO zwingend er-
forderlich. 

In § 1 Abs. 2 der SE-Satzung wurde keine Änderung vorgenommen, denn ebenso 
wie die Westwing Group AG wird die Westwing Group SE ihren Sitz in Berlin, 
Deutschland, haben. 

6.2.1.2 Gegenstand des Unternehmens (§ 2 der SE-Satzung) 

Die Westwing Group SE wird im Wesentlichen denselben Unternehmensgegen-
stand haben wie die Westwing Group AG. Gegenüber der Satzung der Westwing 
Group AG wird in § 2 Abs. 1 der SE-Satzung eine sprachliche Anpassung dahinge-
hend vorgenommen, dass anstelle der Bezeichnung „e-commerce für unter-
schiedliche Güter“ nun konkreter vom „E-Commerce-Handel mit Waren ver-
schiedener Art“ gesprochen wird. Faktisch ist damit aber keine Änderung der Ge-
schäftstätigkeit der Gesellschaft verbunden. Weiterhin wird in § 2 Abs. 1 der SE-
Satzung die Entwicklung, Herstellung und Vermarktung der Waren explizit ge-
nannt und um die beispielhafte Aufzählung von Einrichtungsgegenständen, Mö-
beln, Dekorationsaccessoires, Antiquitäten, Heimtextilien und verwandte Pro-
dukte ergänzt. Dadurch wird der Unternehmensgegenstand der Westwing Group 
SE umfassender beschrieben um eine flexible Weiterentwicklung und den Aus-
bau des Geschäftsmodells langfristig zu ermöglichen. Zuletzt werden in § 2 Abs. 1 
der SE-Satzung bezüglich der mit dem Unternehmensgegenstand zusammenhän-
genden Leistungen neben den bisher enthaltenen „Dienstleistungen“ nun auch 
„Geschäfte“ ergänzt. Auch diesbezüglich handelt es sich um eine Ergänzung, mit 
der sichergestellt werden soll, dass die Weiterentwicklung des Geschäftsmodells 
im Einklang mit dem Unternehmensgegenstand steht. 
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Der Unternehmensgegenstand der Westwing Group SE ist folglich die Entwick-
lung, Vermarktung und Erbringung von Internetdienstleistungen (E-Commerce-
Handel mit Waren verschiedener Art, insbesondere Einrichtungsgegenstände, 
Möbel, Dekorationsaccessoires, Antiquitäten, Heimtextilien und verwandte Pro-
dukte), die Entwicklung, Herstellung und Vermarktung und der Handel mit sol-
chen Waren, insbesondere Einrichtungsgegenstände, Möbel, Dekorationsacces-
soires, Antiquitäten, Heimtextilien und verwandte Produkte, die Erbringung von 
Logistikdienstleistungen, digitalen Dienstleistungen und alle mit dem vorgenann-
ten Unternehmensgegenstand zusammenhängenden Geschäfte und Dienstleis-
tungen in Deutschland und/oder im Ausland, selbst oder mittels Tochtergesell-
schaften oder anderweitig. 

Im Hinblick auf die weitere Entwicklung des Geschäftsmodells wird auch § 2 
Abs. 2 Satz 1 der SE-Satzung sprachlich erweitert, sodass die Gesellschaft neben 
dem Tätigen von Geschäften auch zu allen Handlungen und Maßnahmen berech-
tigt ist, die mit dem Unternehmensgegenstand zusammenhängen oder geeignet 
sind, diesem zu dienen. Die bisherige Regelung war sprachlich enger formuliert 
und war teilweise am Ende von § 2 Abs. 2 Satz 3 der AG-Satzung enthalten. 

Zudem wird in § 2 Abs. 2 Satz 2 der SE-Satzung eine ausdrückliche Ermächtigung 
zur Ausübung der Holding-Funktion eingefügt. Damit soll der Westwing Group SE 
mehr Flexibilität bezüglich der Gründung sowie Leitung von und Beteiligung an 
anderen Unternehmen eingeräumt werden. Zudem wird in § 2 Abs. 2 Satz 3 der 
SE-Satzung neu eingefügt, dass der Betrieb oder die Beteiligungen ganz oder 
teilweise durch verbundene Unternehmen geführt werden bzw. auf diese über-
tragen werden können und Unternehmensverträge abgeschlossen werden kön-
nen. Diese Einfügung soll die umfassende Ausübung der Funktion der Westwing 
Group SE als konzernleitende Holding ermöglichen und alle hiermit zusammen-
hängenden Maßnahmen ausdrücklich in die Satzung aufnehmen. 

Zuletzt wird in § 2 Abs. 2 Satz 4 die Berechtigung zu Errichtung von Zweignieder-
lassungen im In- und Ausland dahingehend erweitert, dass auch Betriebsstätten 
erfasst sind. 

6.2.1.3 Bekanntmachungen und Informationsübermittlung (§ 3 der SE-Satzung) 

Die Bekanntmachungen der Westwing Group SE werden – wie bisher bei der 
Westwing Group AG – im Bundesanzeiger erfolgen. Zudem können wir bisher In-
formationen an die Aktionäre im Wege der Datenfernübertragung übermittelt 
werden. Die Regelung des § 3 der SE-Satzung wurde unverändert aus der AG-
Satzung übernommen. 

6.2.2 Grundkapital und Aktien (§ 4 und § 5 der SE-Satzung) 

Die bisher in § 4 und § 5 der AG-Satzung enthaltenen Regelungen zu Grundkapi-
tal und Aktien der Gesellschaft werden – abgesehen von der geplanten Aufhe-



 

31974850_9,  

Seite 68/86 

bung sowie teilweisen Neuschaffung der genehmigten Kapitalien – inhaltlich 
weitgehend unverändert in die Satzung der Westwing Group SE übernommen. 

6.2.2.1 Grundkapital, genehmigte und bedingte Kapitalien (§ 4 der SE-Satzung) 

Die formwechselnde Umwandlung erfolgt unter Wahrung der Identität der Ge-
sellschaft, sodass das Grundkapital der Westwing Group AG in der zum Zeitpunkt 
der Eintragung der formwechselnden Umwandlung in das Handelsregister beste-
henden Höhe zum Grundkapital der Westwing Group SE wird. Im Zeitpunkt der 
Erstattung dieses Umwandlungsberichts beträgt das Grundkapital der Westwing 
Group AG EUR 20.903.968,00 und ist in 20.903.968 auf den Inhaber lautende 
Stückaktien ohne Nennbetrag mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital 
von je EUR 1,00 eingeteilt). Dies ist in § 4 Abs. 1 UAbs. 1 sowie § 4 Abs. 2 der SE-
Satzung entsprechend wortgleich zur bisherigen Regelung in der AG-Satzung dar-
gestellt. 

In § 4 Abs. 1 wird ein neuer Unterabsatz 2 eingefügt, der die Angabe enthält, 
dass das Grundkapital der Westwing Group SE durch Umwandlung der Westwing 
Group AG in eine Europäische Gesellschaft (Societas Europaea, SE) in voller Höhe 
erbracht ist. Die Aufnahme dieser Regelung dient der Einhaltung der aktienrecht-
lichen Gründungsvorschriften. 

Die bisherige Angabe zur Erbringung des Grundkapitals der Westwing Group AG 
durch Formwechsel der Westwing Group GmbH wird inhaltlich unverändert in 
Unterabsatz 3 des § 4 Abs. 1 SE-Satzung übernommen. 

Im Rahmen der Möglichkeit zur Änderung der Satzung werden die genehmigten 
Kapitalien, die aufgrund der vollständigen Erfüllung ihres jeweiligen Zwecks nicht 
länger benötigt werden, ersatzlos aus der Satzung der Westwing Group SE gestri-
chen. Dies betrifft 

(i) die Ermächtigung gemäß § 4 Abs. 3 der AG-Satzung (Genehmigtes Kapi-
tal 2018/I), 

(ii) die Ermächtigung gemäß § 4 Abs. 4 der AG-Satzung (Genehmigtes Kapi-
tal 2018/II), 

(iii) die Ermächtigung gemäß § 4 Abs. 5 der AG-Satzung (Genehmigtes Kapi-
tal 2018/III), und 

(iv) die Ermächtigung gemäß § 4 Abs. 6 der AG-Satzung (Genehmigtes Kapi-
tal 2018/IV). 

Das genehmigte Kapital gemäß § 4 Abs. 7 der Satzung der Westwing Group AG 
(Genehmigtes Kapital 2018/V) soll dagegen unverändert fortbestehen und wird 
daher in der zum Umwandlungszeitpunkt bestehenden Höhe durch § 4 Abs. 3 
der SE-Satzung zum Genehmigten Kapital 2018/V der Westwing Group SE. Die 
bisherige Satzungsregelung in § 4 Abs. 7 der AG-Satzung wird inhaltlich unverän-
dert in die SE-Satzung übernommen. 
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Gleichermaßen soll das genehmigte Kapital gemäß § 4 Abs. 8 der Satzung der 
Westwing Group AG (Genehmigtes Kapital 2018/VI) unverändert fortbestehen 
und wird daher in der zum Umwandlungszeitpunkt bestehenden Höhe durch § 4 
Abs. 4 der SE-Satzung zum Genehmigten Kapital 2018/V der Westwing Group SE. 
Die bisherige Satzungsregelung in § 4 Abs. 8 der AG-Satzung wird inhaltlich un-
verändert in die SE-Satzung übernommen. 

Außerdem soll das gemäß § 4 Abs. 9 der AG-Satzung bestehende Bedingte Kapi-
tal 2018 der Westwing Group AG unverändert fortbestehen und wird in der zum 
Umwandlungszeitpunkt bestehenden Höhe durch § 4 Abs. 5 der SE-Satzung zum 
Bedingten Kapital 2018 der Westwing Group SE. Die bisherige Satzungsregelung 
in § 4 Abs. 9 der AG-Satzung wird inhaltlich unverändert in die SE-Satzung über-
nommen. 

Die Zuständigkeiten von Vorstand und Aufsichtsrat der Westwing Group AG im 
Rahmen der vorstehenden Kapitalien bzw. der Gewährung und Abwicklung von 
Bezugsrechten im Rahmen der Kapitalien liegen künftig beim Vorstand und Auf-
sichtsrat der Westwing Group SE. 

Für den Fall einer Änderung des Grundkapitals oder der Beträge der genehmig-
ten Kapitalien vor Wirksamwerden der formwechselnden Umwandlung in eine 
SE, wird der Aufsichtsrat der Westwing Group AG (und hilfsweise der Aufsichtsrat 
der Westwing Group SE) gemäß Ziffer 3.11 des Umwandlungsplans zur Vornah-
me etwaiger sich ergebender Änderungen der Fassung der SE-Satzung vor dem 
Umwandlungszeitpunkt ermächtigt und angewiesen. 

6.2.2.2 Aktien (§ 5 der SE-Satzung) 

Die Regelung des § 5 der AG-Satzung zum Bestehen von Inhaberaktien, dem Aus-
schluss des Anspruchs der Aktionäre auf Einzelverbriefung und die Festlegung 
der Form und des Inhalts von Aktienurkunden durch den Vorstands mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats wird unverändert als § 5 der SE-Satzung übernommen. 

6.2.3 Verfassung der Gesellschaft (§ 6 bis § 20 der SE-Satzung) 

Die SE-VO eröffnet in Art. 38 lit. b) die Wahl zwischen dem dualistischen System 
mit einem Vorstand und einem Aufsichtsrat und dem monistischen System mit 
einem Verwaltungsrat. In § 6 der SE-Satzung wird daher im Rahmen der form-
wechselnden Umwandlung ein neuer Absatz 1 vorangestellt. Dieser neue § 6 
Abs. 1 der SE-Satzung stellt klar, dass die Westwing Group SE – wie bisher auch 
die Westwing Group AG – ein dualistisches System hat. Die Regelung des § 6 der 
AG-Satzung wird sodann unverändert als § 6 Abs. 2 der SE-Satzung übernommen 
und beinhaltet die klarstellende Angabe, dass die Organe der Westwing Group SE 
der Vorstand, der Aufsichtsrat sowie die Hauptversammlung sind. Insofern erge-
ben sich inhaltlich keine Änderungen zur bisherigen Satzung der Westwing Group 
AG. 
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6.2.3.1 Vorstand (§ 7 bis § 9 der SE-Satzung) 

Die Regelungen der AG-Satzung zum Vorstand in § 7 AG-Satzung (Zusammenset-
zung und Geschäftsordnung) und in § 8 der AG-Satzung (Geschäftsführung und 
Vertretung der Gesellschaft) wurden unverändert für die Westwing Group SE als 
§ 7 der SE-Satzung und § 8 der SE-Satzung übernommen. 

Danach besteht der Vorstand nach § 7 Abs. 1 der SE-Satzung weiterhin aus einer 
oder mehrerer Personen und wie bisher bestimmt der Aufsichtsrat die Zahl der 
Vorstandsmitglieder. Gemäß § 7 Abs. 2 der SE-Satzung kann der Aufsichtsrat wei-
terhin einen Vorsitzenden des Vorstands sowie einen stellvertretenden Vorsit-
zenden ernennen. In § 7 Abs. 3 der SE-Satzung ist wie bisher geregelt, dass die 
Bestellung von Vorstandsmitgliedern, der Abschluss der Anstellungsverträge und 
der Widerruf der Bestellung sowie die Änderung und Beendigung der Anstel-
lungsverträge durch den Aufsichtsrat erfolgen und dieser eine Geschäftsordnung 
für den Vorstand erlassen kann. Gemäß § 7 Abs. 4 der SE-Satzung bleibt es dabei, 
dass die Vorstandsmitglieder für eine Amtszeit von fünf (5) Jahren bestellt wer-
den und Wiederbestellungen zulässig sind. Grundsätzlich darf der Bestellungs-
zeitraum eines Vorstandsmitglieds bei der SE gemäß Art. 46 Abs. 1 Satz 1 SE-VO 
sechs Jahre nicht überschreiten. In der Satzung der Westwing Group SE wird von 
dieser Option jedoch keinen Gebrauch gemacht und es bleibt unverändert bei 
der Amtszeit von fünf (5) Jahren für die Vorstandsmitglieder. 

Ebenso wird § 8 der Satzung der Westwing Group SE unverändert übernommen 
und § 8 Abs. 1 der SE-Satzung sieht vor, dass der Vorstand die Gesellschaft in ei-
gener Verantwortung leitet und die Geschäfte der Gesellschaft nach Maßgabe 
des Gesetzes, der Satzung und der Geschäftsordnung für den Vorstand zu führen 
hat. Zudem wird klargestellt, dass – unbeschadet der Gesamtverantwortung des 
Vorstands – jedes Vorstandsmitglied den ihm durch die Geschäftsordnung zuge-
wiesenen Geschäftsbereich selbständig leitet. Gemäß § 8 Abs. 2 der SE-Satzung 
wird die Gesellschaft so wie bisher durch ein Vorstandsmitglied allein vertreten, 
soweit nur ein Vorstandsmitglied bestellt wird und im Übrigen wird die Gesell-
schaft durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein Vorstandsmitglied gemein-
sam mit einem Prokuristen vertreten. Der Aufsichtsrat kann – so wie bislang in 
der Westwing Group AG – nach § 8 Abs. 3 der SE-Satzung einzelnen Mitgliedern 
des Vorstands Einzelvertretungsbefugnis erteilen und einzelne oder alle Vor-
standsmitglieder generell oder für den Einzelfall von dem Verbot der Mehrfach-
vertretung nach § 181 2. Alt. BGB befreien, wobei § 112 AktG unberührt bleibt. 

Neu ist die Regelung in § 9 der SE-Satzung. Sie listet Geschäfte und Maßnahmen 
auf, für deren Vornahme der Vorstand die Zustimmung des Aufsichtsrats benö-
tigt. Diese Vorschrift trägt dem Umstand Rechnung, dass Art. 48 Abs. 1 der SE-VO 
zwingend vorschreibt, dass die Satzung der SE selbst bestimmte Arten von Ge-
schäften aufführt, für die im dualistischen System das Aufsichtsorgan (hier der 
Aufsichtsrat) dem Leitungsorgan (hier dem Vorstand) seine Zustimmung erteilen 
muss. Ein solcher Katalog zustimmungspflichtiger Geschäfte ist in der bisherigen 
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Satzung der Westwing Group AG nicht enthalten. In § 9 Abs. 1 SE-Satzung ist 
deshalb nunmehr geregelt, dass 

– die Änderung der Geschäftszweige der Gesellschaft und Beendigung be-
stehender und Aufnahme neuer Geschäftszweige; 

– der Abschluss, die Änderung und die Beendigung von Unternehmens-
verträgen im Sinne von §§ 291 ff. AktG; und 

– die Gründung, Verlegung und Schließung wesentlicher Niederlassungen 

der vorherigen Zustimmung des Aufsichtsrats bedürfen. Die vorgenannten Maß-
nahmen und Geschäfte sind der bisherigen Geschäftsordnung für den Vorstand 
der Westwing Group AG entnommen und bedurften bereits in der Westwing 
Group AG der Zustimmung des Aufsichtsrats. Gemäß § 9 Abs. 2 der SE-Satzung 
bleibt es dem Aufsichtsrat der Westwing Group SE zudem vorbehalten, über die 
in § 9 Abs. 1 der SE-Satzung genannten Geschäfte und Maßnahmen hinaus in der 
Geschäftsordnung für den Vorstand oder in der Geschäftsordnung des Aufsichts-
rats oder durch Beschluss weitere Arten von Geschäften und Maßnahmen be-
stimmen, die seiner Zustimmung bedürfen. Dies war bisher generell in § 11 
Abs. 2 der AG-Satzung geregelt. Darüber hinaus kann der Aufsichtsrat der West-
wing Group SE gemäß § 9 Abs. 3 der SE-Satzung die Zustimmung zu einem be-
stimmten Kreis von Geschäften widerruflich allgemein oder für den Fall, dass das 
einzelne Geschäft bestimmten Anforderungen genügt, im Voraus erteilen. Diese 
Möglichkeit hatte der Aufsichtsrat auch bisher in der Westwing Group AG gemäß 
§ 11 Abs. 3 der AG-Satzung, sodass sich im Hinblick auf die Geschäftsführung 
durch den Vorstand in der Westwing Group SE praktisch keine Änderungen ge-
genüber dem Zustand in der Westwing Group AG ergeben. 

6.2.3.2 Aufsichtsrat (§ 10 bis § 15 der SE-Satzung) 

Die Regelung in § 9 der AG-Satzung zur Zusammensetzung, den Wahlen und der 
Amtsdauer des Aufsichtsrats wird in Absatz 1 und Absatz 2 aufgrund der Vergrö-
ßerung des Aufsichtsrats, der Verkürzung der Amtszeit sowie der Regelungen der 
SE-VO zur Amtsdauer der Aufsichtsratsmitglieder angepasst. Im Übrigen werden 
die Regelungen der AG-Satzung zum Aufsichtsrat in § 9 Absätze 3 bis 5 AG-
Satzung (Zusammensetzung, Wahlen, Amtsdauer), § 10 der AG-Satzung (Vorsit-
zender und Stellvertreter), § 11 der AG-Satzung (Rechte und Pflichten des Auf-
sichtsrats) mit Ausnahme der nun in § 9 der SE-Satzung enthaltenen Regelungen, 
§ 12 der AG-Satzung (Geschäftsordnung und Ausschüsse), § 13 der AG-Satzung 
(Sitzungen und Beschlussfassung des Aufsichtsrats) sowie § 14 der AG-Satzung 
(Vergütung) unverändert für die Westwing Group SE als § 10 der SE-Satzung bis 
§ 15 der SE-Satzung übernommen. 

In § 10 Abs. 1 der SE-Satzung ist geregelt, dass der Aufsichtsrat der Westwing 
Group SE wie der Aufsichtsrat der Westwing Group AG aus fünf (5) Mitgliedern 
besteht, die wie bisher von der Hauptversammlung gewählt werden. § 10 Abs. 2 
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der SE-Satzung ist die grundsätzliche Regelung zur Bestelldauer der Aufsichts-
ratsmitglieder enthalten. Während Aufsichtsratsmitglieder einer Aktiengesell-
schaft nicht für einen längeren Zeitraum bestellt werden können als bis zur Be-
endigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das vierte Ge-
schäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt (wobei gemäß § 102 Abs. 1 
AktG das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, nicht mitgerechnet wird), 
können die Aufsichtsratsmitglieder einer SE nach Art. 46 Abs. 1 SE-VO für einen 
in der Satzung festgelegten Zeitraum, der sechs Jahre nicht überschreiten darf, 
bestellt werden. Bei einer SE sind also grundsätzlich längere Amtsperioden zuläs-
sig. Davon macht die Satzung der Westwing Group SE allerdings keinen Ge-
brauch, sondern die bisherige Amtsdauer wird sogar verkürzt. Hierdurch soll den 
Erwartungen insbesondere institutioneller Investoren und den Anforderungen 
moderner Corporate Governance Rechnung getragen werden. In der Westwing 
Group SE wird die Bestellung der Aufsichtsratsmitglieder nach § 10 Abs. 2 der SE-
Satzung nun grundsätzlich (d.h. vorbehaltlich einer abweichenden Festlegung im 
Bestellungsbeschluss) bis zur Beendigung der ordentlichen Hauptversammlung 
erfolgen, die über die Entlastung für das zweite Geschäftsjahr nach dem Beginn 
der Amtszeit beschließt. Klarstellend wird der Zusatz aufgenommen, dass die Be-
stellung längstens für sechs (6) Jahre erfolgen kann. Das Jahr, in welchem die 
Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet und Wiederbestellungen sind weiter-
hin zulässig. Die Amtszeiten der Aufsichtsratsmitglieder sind in der Westwing 
Group SE also grundsätzlich kürzer, denn bisher erfolgte die Bestellung der Auf-
sichtsratsmitglieder der Westwing Group AG bis zur Beendigung der ordentlichen 
Hauptversammlung, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach 
dem Beginn der Amtszeit beschließt. Zudem wird § 10 Abs. 2 Satz 3 der SE-
Satzung neu eingefügt und betrifft die Amtszeit der ersten Aufsichtsratsmitglie-
der. Die Ämter der bisherigen Aufsichtsratsmitglieder der Westwing Group AG 
enden mit Wirksamwerden der formwechselnden Umwandlung. Die aktuellen 
Aufsichtsratsmitglieder der Westwing Group AG, Herr Christoph Barchewitz, Frau 
Dr. Antonella Mei-Pochtler, Michael Hoffmann und Thomas Harding sowie er-
gänzend als zusätzliches, neues Mitglied Frau Mareike Wächter, sollen durch Be-
schluss der Hauptversammlung, die über die Zustimmung zur formwechselnden 
Umwandlung beschließt, zu Mitgliedern des ersten Aufsichtsrats der Westwing 
Group SE bestellt werden. Ihre Amtszeit endet gemäß § 10 Abs. 2 Satz 3 der SE-
Satzung jeweils mit der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das erste 
Geschäftsjahr der Westwing Group SE beschließt. Die kürzere Amtsdauer des ers-
ten Aufsichtsrats folgt aus einer vorsorglichen Anwendung von Art. 15 Abs. 1 der 
SE-VO in Verbindung mit § 30 Abs. 3 AktG. Unverändert aus der AG-Satzung in 
die Satzung der Westwing Group SE wird die Regelung nach § 10 Abs. 3 der SE-
Satzung zur Nachwahl für ein vor Ablauf der Amtszeit ausgeschiedenes Mitglied 
für den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieds, soweit die 
Hauptversammlung die Amtszeit des Nachfolgers nicht abweichend bestimmt 
sowie entsprechend für den Fall einer Nachwahl wegen Wahlanfechtung über-
nommen. Das gilt auch für die Vorschrift des § 10 Abs. 4 über die Bestellung von 
Ersatzmitgliedern, die in einer festzulegenden Reihenfolge an die Stelle vorzeitig 
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ausscheidender oder durch Wahlanfechtung fortgefallener Aufsichtsratsmitglie-
der treten und deren Ämter mit Ende der Hauptversammlung enden, in der eine 
Nachwahl nach § 10 Abs. 3 stattfindet, spätestens jedoch mit Ablauf der Amtszeit 
des ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieds, wobei die Stellung als Ersatzmit-
glied wieder auflebt, wenn das infolge einer Nachwahl ausgeschiedene Ersatz-
mitglied für mehrere Aufsichtsratsmitglieder bestellt worden war. Zuletzt wird 
unverändert aus der Satzung der Westwing Group AG auch die Norm des § 10 
Abs. 5 über die Amtsniederlegung durch Aufsichtsratsmitglieder unter Einhaltung 
einer einmonatigen Kündigungsfrist mit der Möglichkeit zum Verzicht auf die 
Einhaltung der Frist übernommen. 

Die Regelung des § 11 der SE-Satzung entspricht wortgleich § 10 der AG-Satzung 
und durch die formwechselnde Umwandlung ergeben sich insoweit keine Ände-
rungen. Der Aufsichtsrat wählt gemäß § 11 Abs. 1 der SE-Satzung wie bisher in 
der Westwing Group AG aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellver-
treter. Die Wahl erfolgt im Anschluss an die Hauptversammlung, in der die Auf-
sichtsratsmitglieder neu gewählt worden sind, und zu dieser Sitzung bedarf es 
keiner besonderen Einladung. Die Amtszeit des Vorsitzenden und des Stellvertre-
ters entspricht, soweit nicht bei der Wahl eine kürzere Amtszeit bestimmt wird, 
ihrer Amtszeit als Aufsichtsratsmitglied. Nach § 11 Abs. 2 der SE-Satzung hat der 
Aufsichtsrat so wie auch bisher in der Westwing Group AG bei Ausscheiden des 
Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder seines Stellvertreters während seiner Amts-
zeit unverzüglich eine Ersatzwahl vorzunehmen. In § 11 Abs. 3 der SE-Satzung ist 
unverändert gegenüber der AG-Satzung festgelegt, dass der Stellvertreter des 
Vorsitzenden in allen Fällen, in denen er bei Verhinderung des Vorsitzenden in 
dessen Stellvertretung handelt, die gleichen Rechte wie der Vorsitzende hat. Wie 
bisher in der Satzung der Westwing Group AG wird in § 11 Abs. 4 der SE-Satzung 
festgelegt, dass Willenserklärungen des Aufsichtsrats namens des Aufsichtsrats 
durch den Vorsitzenden abgegeben werden und der Vorsitzende ermächtigt ist, 
Erklärungen für den Aufsichtsrat entgegenzunehmen. 

In § 12 der SE-Satzung werden die Rechte und Pflichten des Aufsichtsrats festge-
legt. Zunächst wird in § 12 Abs. 1 identisch zur Regelung des § 11 Abs. 1 der Sat-
zung der Westwing Group AG klargestellt, dass der Aufsichtsrat alle Aufgaben 
und Rechte hat, die ihm durch Gesetz und die Satzung zugewiesen werden. Die 
bisherigen Regelungen in § 11 Abs. 2 und § 11 Abs. 3 der AG-Satzung zu den zu-
stimmungspflichtigen Geschäften werden wortgleich in § 9 Abs. 2 und § 9 Abs. 3 
der SE-Satzung übernommen und in § 12 Abs. 2 der SE-Satzung wird die bereits 
in der Westwing Group AG bestehende Befugnis des Aufsichtsrats zur Änderung 
der Fassung der Satzung festgelegt. Durch die formwechselnde Umwandlung er-
geben sich für die Rechte und Pflichten des Aufsichtsrats daher keine Änderun-
gen. 

Die Norm des § 13 der SE-Satzung entspricht § 12 der AG-Satzung und regelt in 
§ 13 Abs. 1 der SE-Satzung, dass der Aufsichtsrat sich eine Geschäftsordnung gibt 
und in § 13 Abs. 2 der SE-Satzung, dass der Aufsichtsrat nach Maßgabe der ge-
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setzlichen Vorschriften Ausschüsse bilden kann und, soweit das Gesetz oder die 
Satzung es zulassen, ihm obliegende Aufgaben, Entscheidungsbefugnisse und 
Rechte auf seinen Vorsitzenden, einzelne seiner Mitglieder oder aus seiner Mitte 
gebildete Ausschüsse übertragen kann, wobei Zusammensetzung, Befugnisse 
und Verfahren der Ausschüsse vom Aufsichtsrat festgelegt werden. 

In § 14 der SE-Satzung werden die Regelungen aus § 13 der AG-Satzung zu Sit-
zungen und der Beschlussfassung des Aufsichtsrats unverändert für die West-
wing Group SE übernommen. Gemäß § 14 Abs. 1 der SE-Satzung werden die Sit-
zungen des Aufsichtsrats wie auch bisher in der Westwing Group AG vom Vorsit-
zenden unter Einhaltung einer Frist von mindestens vierzehn Tagen einberufen, 
wobei der Tag der Absendung der Einladung und der Tag der Sitzung nicht mitge-
rechnet werden. Die Einberufung kann schriftlich, per Telefax, per E-Mail oder 
mittels sonstiger gebräuchlicher Kommunikationsmittel erfolgen und der Vorsit-
zende kann die Frist in dringenden Fällen abkürzen und die Sitzung mündlich o-
der fernmündlich einberufen. Im Übrigen gelten hinsichtlich der Einberufung des 
Aufsichtsrats die gesetzlichen Bestimmungen sowie die Regelungen der Ge-
schäftsordnung für den Aufsichtsrat. In § 14 Abs. 2 der SE-Satzung ist niederge-
legt, dass der Aufsichtsratsvorsitzende die Sitzungen leitet und gemäß § 14 
Abs. 3 der SE-Satzung werden die Beschlüsse des Aufsichtsrats in der Regel in Sit-
zungen gefasst. Auf Anordnung des Vorsitzenden oder mit Zustimmung aller Auf-
sichtsratsmitglieder können Sitzungen ebenso wie bisher in der Westwing Group 
AG auch in Form einer Telefonkonferenz oder mittels sonstiger elektronischer 
Kommunikationsmittel (insbesondere Videokonferenz) abgehalten und einzelne 
Aufsichtsratsmitglieder telefonisch oder mittels elektronischer Kommunikati-
onsmittel (insbesondere Videoübertragung) zugeschaltet werden und in diesen 
Fällen kann die Beschlussfassung im Wege der Telefonkonferenz oder mittels 
sonstiger elektronischer Kommunikationsmittel (insbesondere Videokonferenz) 
erfolgen. Weiterhin können abwesende bzw. nicht an der Konferenzschaltung 
teilnehmende oder zugeschaltete Aufsichtsratsmitglieder auch dadurch an der 
Beschlussfassung des Aufsichtsrats teilnehmen, dass sie schriftliche Stimmabga-
ben durch ein anderes Aufsichtsratsmitglied überreichen lassen. Darüber hinaus 
können sie ihre Stimme auch im Vorfeld der Sitzung, während der Sitzung oder 
nachträglich innerhalb einer vom Aufsichtsratsvorsitzenden zu bestimmenden 
angemessenen Frist auch mündlich, fernmündlich, per Telefax, per E-Mail oder 
mittels sonstiger gebräuchlicher Kommunikationsmittel abgeben, wobei ein 
Recht zum Widerspruch gegen die vom Vorsitzenden angeordnete Form der Be-
schlussfassung nicht besteht. Dabei gilt gemäß § 14 Abs. 4 der SE-Satzung wie 
auch für die Westwing Group AG, dass eine Beschlussfassung über Gegenstände 
der Tagesordnung, die nicht in der Einladung enthalten waren und auch nicht bis 
zum dritten Tag vor der Sitzung mitgeteilt worden sind, nur zulässig ist, wenn 
kein Aufsichtsratsmitglied widerspricht. Abwesenden Mitgliedern ist in einem 
solchen Fall Gelegenheit zu geben, binnen einer vom Vorsitzenden des Aufsichts-
rats zu bestimmenden angemessenen Frist schriftlich, mündlich, fernmündlich, 
per Telefax, per E-Mail oder mittels sonstiger gebräuchlicher Kommunikations-
mittel der Beschlussfassung zu widersprechen oder ihre Stimme abzugeben. Der 
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Beschluss wird erst wirksam, wenn kein abwesendes Aufsichtsratsmitglied inner-
halb der Frist widersprochen hat. Telefonisch oder mittels elektronischer Kom-
munikationsmittel zugeschaltete Aufsichtsratsmitglieder gelten als anwesend. Im 
Hinblick auf die Regelungen zur Beschlussfassung außerhalb von Sitzungen gelten 
nach § 14 Abs. 5 ebenfalls die Festlegungen, die auch für die Westwing Group AG 
galten, namentlich, dass Beschlussfassungen außerhalb von Sitzungen schriftlich, 
per Telefax, per E-Mail oder mittels sonstiger vergleichbarer Kommunikations-
mittel sowie in Kombination der vorgenannten Formen erfolgen können, wenn 
der Aufsichtsratsvorsitzende dies unter Beachtung einer angemessenen Frist an-
ordnet oder sich alle Aufsichtsratsmitglieder an der Beschlussfassung beteiligen, 
wobei Mitglieder, die sich bei der Beschlussfassung der Stimme enthalten, in die-
sem Sinne an der Beschlussfassung teilnehmen und ein Recht zum Widerspruch 
gegen die vom Vorsitzenden angeordnete Form der Beschlussfassung auch in 
diesem Fall nicht besteht. In § 14 Abs. 6 wird mit unverändertem Wortlaut die 
Satzungsregelung der Westwing Group AG zur Beschlussfähigkeit des Aufsichts-
rats übernommen, d.h. auch der Aufsichtsrat der Westwing Group SE ist be-
schlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder, aus denen er insgesamt 
zu bestehen hat, an der Beschlussfassung teilnimmt. In jedem Fall müssen min-
destens drei Mitglieder an der Beschlussfassung teilnehmen. Abwesende bzw. 
nicht telefonisch oder über elektronische Kommunikationsmittel (insbesondere 
Videokonferenz) teilnehmende oder zugeschaltete Aufsichtsratsmitglieder, die 
nach Maßgabe von § 14 Abs. 3 bzw. Abs. 5 ihre Stimme abgeben, sowie Mitglie-
der, die sich bei der Beschlussfassung der Stimme enthalten, nehmen in diesem 
Sinne an der Beschlussfassung teil. Es ergeben sich insoweit aufgrund der unver-
änderten Größe des Aufsichtsrats mit fünf (5) Mitgliedern keine Änderungen zur 
Beschlussfähigkeit in der Westwing Group AG, weil weiterhin mindestens drei (3) 
Mitglieder an der Beschlussfassung teilnehmen müssen. Die Beschlüsse des Auf-
sichtsrats der Westwing Group SE werden, soweit das Gesetz nicht zwingend et-
was anderes bestimmt, nach § 14 Abs. 7 der SE-Satzung mit einfacher Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen gefasst und Stimmenthaltungen gelten in diesem 
Sinne nicht als abgegebene Stimmen. Die entspricht der bisherigen Regelung für 
die Beschlussmehrheit des Aufsichtsrats der Westwing Group AG. Weiterhin gilt 
nach § 14 Abs. 7 Satz 3 und Satz 4 der SE-Satzung unverändert die Regelung, dass 
bei Stimmengleichheit die Stimme des Aufsichtsratsvorsitzenden den Ausschlag 
gibt und dieses Recht seinem Stellvertreter im Falle der Verhinderung des Auf-
sichtsratsvorsitzenden nicht zusteht. 

Bezüglich der Niederschriften über Beschlüsse des Aufsichtsrats bleibt es eben-
falls bei der bisher für die Westwing Group AG geltenden Regelung, die nun ge-
mäß § 14 Abs. 8 der SE-Satzung festlegt, dass über die Beschlüsse und Sitzungen 
des Aufsichtsrats sowie über in diesen Sitzungen verabschiedete Beschlüsse Nie-
derschriften zu fertigen sind, die vom Vorsitzenden zu unterzeichnen bzw. – für 
Beschlüsse außerhalb von Sitzungen – vom Vorsitzenden schriftlich festzuhalten 
sind und allen Aufsichtsratsmitgliedern zugeleitet werden müssen. 
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Die Regelung zur Vergütung des Aufsichtsrats in § 14 der AG-Satzung wird wort-
gleich in § 15 der SE-Satzung überführt. In § 15 Abs. 1 der SE-Satzung ist für das 
jeweilige Geschäftsjahr der Gesellschaft geregelt, dass die Aufsichtsratsmitglie-
der eine feste Grundvergütung in Höhe von EUR 25.000,00 erhalten, der Auf-
sichtsratsvorsitzende eine feste Grundvergütung in Höhe von EUR 40.000,00 und 
jeder Stellvertreter eine feste Grundvergütung von EUR 30.000,00 erhalten. Zu-
sätzlich wird in § 15 Abs. 2 der SE-Satzung entsprechend der bisherigen Regelung 
für die Westwing Group AG festgelegt, dass für die Tätigkeit im Prüfungsaus-
schuss des Aufsichtsrats zusätzlich der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
EUR 20.000,00 und jedes andere Mitglied des Prüfungsausschusses 
EUR 10.000,00 für das jeweilige Geschäftsjahr der Gesellschaft erhalten. Gemäß 
§ 15 Abs. 3 SE-Satzung ist die Vergütung nach Ablauf des jeweiligen Geschäfts-
jahres zahlbar und Aufsichtsratsmitglieder, die nur während eines Teils eines vol-
len Geschäftsjahres dem Aufsichtsrat oder einem Ausschuss des Aufsichtsrats 
angehören oder das Amt des Vorsitzenden oder des Stellvertreters innehaben, 
erhalten eine entsprechende anteilige Vergütung. Nach § 15 Abs. 4 und Abs. 5 
SE-Satzung bleibt es bei den für die Westwing Group AG geltenden Regelungen, 
wonach den Aufsichtsratsmitgliedern vernünftigerweise entstehenden Auslagen 
sowie die etwa auf ihre Vergütung und Auslagen zu entrichtende Umsatzsteuer 
erstattet werden und sie im Interesse der Gesellschaft in die Vermögensschaden-
Haftpflichtversicherung für Organmitglieder einbezogen, soweit eine solche be-
steht, wobei die Prämien hierfür von der Gesellschaft getragen werden. 

6.2.3.3 Hauptversammlung (§ 16 bis § 20 der SE-Satzung) 

In § 16 bis § 20 der SE-Satzung sind die Regelungen über die Einberufung und die 
Durchführung der Hauptversammlung der Westwing Group SE enthalten. Dabei 
wurden im Wesentlichen die Vorschriften aus der AG-Satzung (dort § 15 bis § 19 
der AG-Satzung) übernommen und im Hinblick auf die für die SE geltenden ge-
setzlichen Vorschriften bezüglich der Frist für das Stattfinden der Hauptver-
sammlung sowie hinsichtlich der Mehrheitserfordernisse für satzungsändernde 
Beschlüsse angepasst. Daneben wurde klarstellend die Möglichkeit der Ver-
sammlungsleitung durch einen externen Dritten ausdrücklich ergänzt. Von diesen 
drei Aspekten abgesehen, sind die Regelungen über die Einberufung und die 
Durchführung der Hauptversammlung identisch mit denen, die bereits in der Sat-
zung der Westwing Group AG geregelt sind. 

Im Hinblick auf Ort und Einberufung der Hauptversammlung regelt § 16 Abs. 1 
der SE-Satzung abweichend von § 15 Abs. 1 der AG-Satzung nunmehr, dass die 
Hauptversammlung innerhalb der ersten sechs (6) Monate, statt bisher acht (8) 
Monate jedes Geschäftsjahres stattfindet. Die Anpassung war erforderlich, weil 
nach Art. 54 Abs. 1 Satz 1 SE-VO die ordentliche Hauptversammlung einer SE mit 
Sitz in Deutschland binnen sechs (6) Monaten nach Abschluss des letzten Ge-
schäftsjahres zusammentreten muss. Die Regelung in § 16 Abs. 2 der SE-Satzung 
bestimmt unverändert im Vergleich zur Westwing Group AG, dass die Hauptver-
sammlung vorbehaltlich der gesetzlichen Einberufungsrechte des Aufsichtsrats 
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und einer Aktionärsminderheit durch den Vorstand einberufen wird und nach 
Wahl des einberufenden Organs am Sitz der Gesellschaft oder am Sitz einer 
deutschen Wertpapierbörse stattfindet. Zudem wird die Hauptversammlung wei-
terhin auch in der Westwing Group SE nach § 16 Abs. 3 der SE-Satzung mindes-
tens mit der gesetzlich vorgeschriebenen Mindestfrist einberufen. Abgesehen 
von der um zwei (2) Monate verringerten Frist für das Stattfinden der Hauptver-
sammlung ändert sich durch die formwechselnde Umwandlung bezüglich Ort 
und Einberufung der Hauptversammlung nichts. 

Mit Ausnahme einer redaktionellen Anpassung wird die Vorschrift des § 16 der 
AG-Satzung unverändert als § 17 in die SE-Satzung übernommen. Dementspre-
chend sind nach § 17 Abs. 1 der SE-Satzung wie auch bisher die Aktionäre zur 
Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts in der 
Hauptversammlung berechtigt, die sich rechtzeitig angemeldet und ihren Aktien-
besitz nachgewiesen haben. Die Anmeldung muss der Gesellschaft gemäß § 17 
Abs. 2 der SE-Satzung unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse 
mindestens sechs (6) Tage vor der Hauptversammlung zugehen und in der Einbe-
rufung kann eine kürzere, in Tagen zu bemessende Frist vorgesehen werden; zu-
dem sind der Tag der Hauptversammlung und der Tag des Zugangs hierbei nicht 
mitzurechnen. Die Anmeldung muss nach § 17 Abs. 3 der SE-Satzung in Textform 
(§ 126b BGB) oder auf einem sonstigen, von der Gesellschaft näher zu bestim-
menden elektronischen Weg in deutscher oder englischer Sprache erfolgen. In 
§ 17 Abs. 4 der SE-Satzung ist geregelt, dass der Nachweis des Aktienbesitzes 
durch Vorlage eines vom Letztintermediär in Textform (§ 126b BGB) in deutscher 
oder englischer Sprache ausgestellten Nachweises über den Anteilsbesitz zu er-
bringen ist und hierfür ein Nachweis gemäß § 67c Abs. 3 AktG ausreicht. Der 
Nachweis des Aktienbesitzes hat sich auf den Beginn des 21. Tages vor der 
Hauptversammlung (Nachweisstichtag) zu beziehen und muss der Gesellschaft 
unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs (6) 
Tage vor der Hauptversammlung zugehen, wobei in der Einberufung eine kürze-
re, in Tagen zu bemessende Frist vorgesehen werden kann und der Tag der 
Hauptversammlung und der Tag des Zugangs jeweils nicht mitzurechnen sind. 
Gemäß § 17 Abs. 5 der SE-Satzung kann das Stimmrecht durch Bevollmächtigte 
ausgeübt werden. Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis 
der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform (§ 126b 
BGB), sofern in der Einberufung keine Erleichterungen bestimmt werden. Die 
Einzelheiten für die Erteilung der Vollmachten, ihren Widerruf und ihren Nach-
weis gegenüber der Gesellschaft werden mit der Einberufung der Hauptver-
sammlung bekannt gemacht und § 135 AktG bleibt unberührt. Nach § 17 Abs. 6 
der SE-Satzung ist der Vorstand ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre 
Stimmen, ohne an der Hauptversammlung teilzunehmen, schriftlich oder im We-
ge elektronischer Kommunikation abgeben dürfen (Briefwahl). Der Vorstand ist 
auch ermächtigt, Bestimmungen zum Umfang und Verfahren dieser Rechtsaus-
übung zu treffen. Zuletzt regelt § 17 Abs. 7 der SE-Satzung, dass der Vorstand 
vorsehen kann, dass Aktionäre an der Hauptversammlung auch ohne Anwesen-
heit an deren Ort und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen und sämtliche 
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oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer Kommu-
nikation ausüben können (Online-Teilnahme) und dass der Vorstand ermächtigt 
ist, Bestimmungen zu Umfang und Verfahren der dementsprechenden Teilnahme 
und Rechtsausübung zu treffen. 

In § 18 der SE-Satzung wird die Regelung des § 17 der AG-Satzung zur Versamm-
lungsleitung übernommen und dahingehend konkretisiert, dass auch ein exter-
ner Dritter durch den Aufsichtsrat zum Versammlungsleiter gewählt werden 
kann (§ 18 Abs. 1 Satz 3 SE-Satzung). Im Übrigen regelt§ 18 Abs. 1 der SE-Satzung 
weiterhin, dass der Aufsichtsratsvorsitzende oder ein von ihm bestimmtes ande-
res Aufsichtsratsmitglied den Vorsitz in der Hauptversammlung führt (Versamm-
lungsleiter). Für den Fall, dass weder der Aufsichtsratsvorsitzende noch ein von 
ihm bestimmtes Aufsichtsratsmitglied den Vorsitz übernimmt, wird der Ver-
sammlungsleiter durch den Aufsichtsrat gewählt, wobei auch ein externer Dritter 
gewählt werden kann. Wählt der Aufsichtsrat den Versammlungsleiter nicht, so 
ist dieser durch die Hauptversammlung unter dem Vorsitz einer vom Vorstand 
hierfür bestimmten Person zu wählen. Nach dem gegenüber der AG-Satzung un-
veränderten Wortlaut des § 18 Abs. 2 der SE-Satzung leitet der Versammlungslei-
ter die Verhandlungen und regelt den Ablauf der Hauptversammlung. Er kann 
sich hierbei, insbesondere bei der Ausübung des Hausrechts, der Unterstützung 
von Hilfspersonen bedienen und er bestimmt die Reihenfolge der Redner und 
der Behandlung der Tagesordnungspunkte sowie die Form, das Verfahren und 
die weiteren Einzelheiten der Abstimmung und kann, soweit gesetzlich zulässig, 
über die Zusammenfassung von sachlich zusammengehörigen Beschlussgegen-
ständen zu einem Abstimmungspunkt entscheiden. Ebenfalls ohne Änderungen 
im Gegensatz zu AG-Satzung ist der Versammlungsleiter nach § 18 Abs. 3 der SE-
Satzung ermächtigt, das Rede- und Fragerecht zeitlich angemessen zu beschrän-
ken. Er kann dabei insbesondere Beschränkungen der Redezeit, der Fragezeit o-
der der zusammengenommenen Rede- und Fragezeit sowie den angemessenen 
zeitlichen Rahmen für den ganzen Hauptversammlungsverlauf, für einzelne Ge-
genstände der Tagesordnung und für einzelne Redner zu Beginn oder während 
des Verlaufs der Hauptversammlung angemessen festlegen; und erforderlichen-
falls die Wortmeldeliste vorzeitig schließen und den Schluss der Debatte anord-
nen. 

In § 19 der SE-Satzung finden sich die unveränderten Regelungen des § 18 der 
AG-Satzung zur Übertragung der Hauptversammlung. Nach § 19 Abs. 1 ist der 
Vorstand ermächtigt, die Bild- und Tonübertragung der Hauptversammlung zuzu-
lassen und die näheren Einzelheiten dazu zu regeln. Zudem ermöglicht § 19 
Abs. 2 der SE-Satzung die Teilnahme von Aufsichtsratsmitgliedern an der Haupt-
versammlung im Wege der Bild- und Tonübertragung, sofern das Aufsichtsrats-
mitglied seinen Wohnsitz im Ausland hat oder am Tag der Hauptversammlung an 
der Teilnahme gehindert ist. 

In den Regelungen zur Beschlussfassung der Hauptversammlung, die in § 20 der 
SE-Satzung niedergelegt sind, wurde lediglich eine Anpassung bezüglich des 
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Mehrheitserfordernisses für satzungsändernde Beschlüsse vorgenommen und im 
Übrigen die Regelung des § 19 der AG-Satzung wortgleich übernommen. 

Nach § 20 Abs. 1 der SE-Satzung gewährt jede Aktie in der Hauptversammlung 
eine Stimme und nach § 20 Abs. 2 Satz 1 der SE-Satzung werden Beschlüsse der 
Hauptversammlung wie auch bisher in der Westwing Group AG mit einfacher 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen und, soweit eine Kapitalmehrheit erforder-
lich ist, mit einfacher Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen Grund-
kapitals gefasst, sofern nicht nach zwingenden gesetzlichen Vorschriften oder 
dieser Satzung eine höhere Mehrheit erforderlich ist. Dies entspricht den Vorga-
ben von Art. 57 SE-VO in Verbindung mit § 133 Abs. 1 AktG. Hingegen gilt für Sat-
zungsänderungen der neu eingefügte § 20 Abs. 2 Satz 2 der SE-Satzung, der vor-
sieht, dass es für satzungsändernde Beschlüsse, soweit nicht zwingende gesetzli-
che Vorschriften eine andere Mehrheit vorsehen, einer Mehrheit von zwei Drit-
teln der abgegebenen Stimmen bzw., sofern mindestens die Hälfte des Grundka-
pitals vertreten ist, der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen bedarf. 
Diese Ergänzung im Vergleich zur AG-Satzung wurde vor dem Hintergrund der 
Regelung in Art. 59 Abs. 1 und 2 SE-VO in Verbindung mit § 51 SEAG aufgenom-
men. Zweck der Regelung ist es, ebenso wie bei § 19 Abs. 2 Satz 1 der AG-
Satzung, die notwendigen Mehrheitserfordernisse – soweit gesetzlich zulässig – 
bis zur einfachen Mehrheit herabzusetzen. Nach dem inhaltlich unveränderten 
§ 20 Abs. 2 Satz 3 der SE-Satzung bleibt das in § 103 Abs. 1 Satz 2 AktG vorgese-
hene Mehrheitserfordernis für die Abberufung von Aufsichtsratsmitgliedern un-
berührt. 

6.2.4 Jahresabschluss und Gewinnverwendung (§ 21 bis § 23 der SE-Satzung) 

Die Vorschriften des § 20 bis § 22 der AG-Satzung wurden unverändert als § 21 
bis § 23 der SE-Satzung für die Westwing Group SE übernommen. 

6.2.4.1 Geschäftsjahr (§ 21 der SE-Satzung) 

Nach § 21 der SE-Satzung bleibt das Geschäftsjahr der Westwing Group SE un-
verändert das Kalenderjahr. 

6.2.4.2 Jahresabschluss (§ 22 der SE-Satzung) 

In § 22 Abs. 1 der SE-Satzung wird genau wie bisher bei der Westwing Group AG 
geregelt, dass der Vorstand in den ersten drei (3) Monaten des Geschäftsjahres 
den Jahresabschluss und den Lagebericht bzw. den Konzernabschluss und den 
Konzernlagebericht für das vergangene Geschäftsjahr aufzustellen und diese Un-
terlagen unverzüglich dem Aufsichtsrat und dem Abschlussprüfer vorzulegen hat, 
wobei er dem Aufsichtsrat zugleich einen Vorschlag für die Verwendung des Bi-
lanzgewinns vorzulegen hat, den er der Hauptversammlung machen will. Nach 
§ 22 Abs. 2 der SE-Satzung stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss 
fest und sind ermächtigt, Beträge bis zur Hälfte des Jahresüberschusses in andere 
Gewinnrücklagen einstellen. Sie sind darüber hinaus ermächtigt, weitere Beträge 
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bis zu 100 % des Jahresüberschusses in andere Gewinnrücklagen einzustellen, so-
lange und soweit die anderen Gewinnrücklagen die Hälfte des Grundkapitals 
nicht übersteigen und auch nach der Einstellung nicht übersteigen würden. 

6.2.4.3 Gewinnverwendung und ordentliche Hauptversammlung (§ 23 der SE-Satzung) 

Abgesehen von der Anpassung an die Frist von sechs (6) Monaten für das Statt-
finden der Hauptversammlung werden die Regelungen des § 22 der AG-Satzung 
unverändert als § 23 der SE-Satzung für die Westwing Group SE übernommen 
und die formwechselnde Umwandlung führt insoweit zu keinen Änderungen be-
züglich der Verteilung des Bilanzgewinns, der Festlegung der Gewinnbeteiligung 
bei Kapitalerhöhungen oder der Einstellung in Rücklagen oder der Möglichkeit, 
eine Sachausschüttung zu beschließen. 

Nach § 23 Abs. 1 der SE-Satzung beschließt die Hauptversammlung alljährlich in 
den ersten sechs (6) Monaten des Geschäftsjahres über die Verwendung des Bi-
lanzgewinns, über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands und des Auf-
sichtsrats und über die Wahl des Abschlussprüfers (ordentliche Hauptversamm-
lung) sowie in den im Gesetz vorgesehenen Fällen über die Feststellung des Jah-
resabschlusses. Die Änderung der Frist von bisher acht (8) Monaten auf nunmehr 
sechs (6) Monate ist erforderlich, weil die ordentliche Hauptversammlung in der 
SE mit Sitz in Deutschland gemäß Art. 54 Abs. 1 Satz 1 SE-VO binnen sechs (6) 
Monaten nach Abschluss des letzten Geschäftsjahres zusammentreten (vgl. be-
reits die Erläuterung bei der entsprechenden Änderung in § 16 der SE-Satzung 
unter Ziffer 6.2.3.3). Wie auch bisher für die Westwing Group AG bestimmen sich 
nach § 23 Abs. 2 der SE-Satzung die Anteile der Aktionäre am Gewinn nach ihren 
Anteilen am Grundkapital und in § 23 Abs. 3 der SE-Satzung wird festgelegt, dass 
im Falle der Erhöhung des Grundkapitals die Gewinnbeteiligung der neuen Aktien 
abweichend von § 60 Abs. 2 AktG bestimmt werden kann. Schließlich bestimmt 
§ 23 Abs. 4 der SE-Satzung, dass die Hauptversammlung anstelle oder neben ei-
ner Barausschüttung eine Verwendung des Bilanzgewinns im Wege einer Sach-
ausschüttung beschließen kann und zudem in dem Beschluss über die Verwen-
dung des Bilanzgewinns Beträge in Gewinnrücklagen einstellen oder als Gewinn 
vortragen kann. 

6.2.5 Schlussbestimmungen (§ 24 und § 25 der SE-Satzung) 

In den Schlussbestimmungen der Satzung der Westwing Group SE wird eine Be-
stimmung zu den Kosten der formwechselnde Umwandlung in die SE aufge-
nommen. Im Übrigen werden die Regelungen unverändert aus der AG-Satzung 
übernommen. 

6.2.5.1 Gründungskosten/Formwechselaufwand (§ 24 der SE-Satzung) 

Die Bestimmung zu den Gründungskosten der Westwing Group AG aus § 23 der 
AG-Satzung ist in § 24 Abs. 1 der SE-Satzung übernommen. Die Eintragung der 
Westwing Group AG in das Handelsregister liegt weniger als 30 Jahre zurück, so-
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dass bei einer formwechselnden Umwandlung die Übernahme dieser Satzungs-
bestimmungen in die Satzung des Rechtsträgers neuer Rechtsform durch § 243 
Abs. 1 Satz 2 und 3 UmwG gesetzlich vorgeschrieben ist. Zusätzlich werden die 
Angaben zu den Kosten der formwechselnden Umwandlung in die SE als neuer 
§ 24 Abs. 2 in die SE-Satzung aufgenommen. Demnach sieht § 24 Abs. 2 der SE-
Satzung vor, dass die Kosten des Formwechsels der Gesellschaft von der Rechts-
form der Aktiengesellschaft in die Rechtsform der Societas Europaea (SE) (insbe-
sondere Notar- und Gerichtsgebühren, Kosten der Veröffentlichung, Steuern, 
Prüfungs- und Beratungskosten) bis zu einem Betrag von EUR 400.000,00. von 
der Gesellschaft getragen werden. Diese Festlegung der von der Westwing Group 
SE zu tragenden Kosten ihrer Gründung als SE ist gemäß Art. 15 Abs. 1 SE-VO in 
Verbindung mit § 26 Abs. 2 AktG notwendiger Bestandteil der Gründungssatzung 
der Westwing Group SE. 

6.2.5.2 Sprachfassung (§ 25 der SE-Satzung) 

In § 25 der SE-Satzung wird die bisherige Regelung zur Sprachfassung des § 24 
der AG-Satzung unverändert übernommen, sodass die deutsche Sprachfassung 
der Satzung maßgeblich ist und die englische Sprachfassung als unverbindliche 
Übersetzung nicht Teil der Satzung der Westwing Group SE ist. 

7. AUSWIRKUNGEN DER FORMWECHSELNDEN UMWANDLUNG 

Entsprechend der Vorgabe in Art. 37 Abs. 4 SE-VO werden nachfolgend die Aus-
wirkungen dargelegt, die der Übergang zur Rechtsform der SE für die Aktionäre 
und Arbeitnehmer der Westwing Group AG hat. 

Im Ergebnis hat die formwechselnde Umwandlung der Westwing Group AG in ei-
ne SE für die Aktionäre der Gesellschaft nur wenige unmittelbare Auswirkungen. 
Mit Wirksamwerden der formwechselnden Umwandlung werden die Aktionäre 
der Gesellschaft nicht mehr an einer deutschen Aktiengesellschaft, sondern an 
einer Europäischen Gesellschaft (SE) beteiligt sein. Diese unterliegt zum Teil Best-
immungen, die von den auf eine Aktiengesellschaft anwendbaren gesetzlichen 
Regelungen abweichen (vgl. hierzu auch die Erläuterungen unter vorstehender 
Ziffer 4). Zudem erhält sie durch die formwechselnde Umwandlung eine neue 
Satzung (vgl. hierzu die Erläuterungen unter vorstehende Ziffer 6.2). 

7.1 Auswirkungen der formwechselnden Umwandlung für die Aktionäre 

7.1.1 Anteilsverhältnisse, Dividendenberechtigung 

Die Aktionäre der Westwing Group AG sind mit Wirksamwerden der formwech-
selnden Umwandlung kraft Gesetzes Aktionäre der Westwing Group SE. Ihre Be-
teiligung besteht aufgrund der Identität des Rechtsträgers unverändert fort. Die 
Aktionäre der Westwing Group AG werden daher im gleichen Umfang und mit 
der gleichen Zahl von auf den Inhaber lautenden Stückaktien am Grundkapital 
der Westwing Group SE beteiligt sein, wie sie unmittelbar vor Wirksamwerden 
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der formwechselnden Umwandlung am Grundkapital der Westwing Group AG 
beteiligt sind. 

Auch die mit den Aktien verbundenen Rechte, einschließlich der Dividendenbe-
rechtigung, ändern sich durch die formwechselnde Umwandlung der Westwing 
Group AG in eine SE nicht. Über die Verwendung des Bilanzgewinns entscheidet 
– wie bisher bei der Westwing Group AG – die Hauptversammlung der Westwing 
Group SE. 

7.1.2 Neuverbriefung der Aktien 

Die auf den Inhaber lautenden Stückaktien der Westwing Group AG sind derzeit 
in Globalurkunden verbrieft. 

Die vorhandenen Globalurkunden werden mit der formwechselnden Umwand-
lung der Westwing Group AG in die Westwing Group SE unrichtig. Die globalver-
brieften Aktien der Gesellschaft sollen daher in einer oder mehreren neuen, von 
der Westwing Group SE ausgestellten Globalurkunde(n) verbrieft werden. Dies 
geschieht durch einen Austausch der Globalurkunden bei der Clearstream. 

Die Depotbanken werden anschließend alle Depotbestände von Aktien der 
Westwing Group AG auf Aktien der Westwing Group SE ändern. Von den Aktio-
nären ist hierzu nichts zu veranlassen. Die Internationale Wertpapier-
Identifikationsnummer (ISIN) DE000A2N4H07 für die bestehenden Aktien ändert 
sich durch die formwechselnde Umwandlung in eine SE nicht.  

7.1.3 Fortbestand der Börsennotierung 

Die formwechselnde Umwandlung hat keine Auswirkungen auf die Börsennotie-
rung der Westwing Group AG und den börsenmäßigen Handel der Aktien. Die 
Aktionäre der Westwing Group AG können auch nach der formwechselnden 
Umwandlung der Westwing Group AG in eine SE ihre dann an der Westwing 
Group SE bestehenden Aktien an jeder Börse handeln, an der die Aktien derzeit 
notiert sind (vgl. bereits vorstehende Ziffer 6.1.1). Es bedarf hierzu keiner geson-
derten Börsenzulassung der Aktien der Westwing Group SE, da durch die form-
wechselnde Umwandlung die Gesellschaft weder aufgelöst noch neu gegründet 
wird. Die formwechselnde Umwandlung hat auch keine Auswirkungen auf die 
bestehende Einbeziehung der Aktien der Westwing Group AG in Börsenindizes. 

7.1.4 Fortbestand der Mitteilungspflichten nach WpHG 

Hinsichtlich der Mitteilungspflichten über Stimmrechtsanteile finden für die zu-
künftige Westwing Group SE als börsennotierte SE, wie für die Westwing Group 
AG als börsennotierte Aktiengesellschaft, über Art. 9 Abs. 1 lit. c) (ii) SE-VO die 
Regelungen der §§ 33 ff. WpHG Anwendung. Gemäß § 44 WpHG können Aktio-
närsrechte daher auch bei der SE unter bestimmten Voraussetzungen nicht aus-
geübt werden, wenn bestimmte Mitteilungspflichten verletzt werden. Vor Wirk-
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samwerden der formwechselnden Umwandlung abgegebene Mitteilungen über 
Stimmrechtsanteile bleiben von der formwechselnden Umwandlung unberührt. 
Der Umstand der formwechselnden Umwandlung selbst löst für sich insbesonde-
re keine erneute Mitteilungspflichten für Aktionäre der Gesellschaft nach den 
§§ 33 ff. WpHG aus. 

7.1.5 Sonstige gesellschaftsrechtliche Auswirkungen 

Zu den sonstigen gesellschaftsrechtlichen Auswirkungen der formwechselnden 
Umwandlung siehe auch die Erläuterungen zum Vergleich der Strukturelemente 
der Westwing Group AG und der Westwing Group SE, insbesondere der Rechts-
stellung der Aktionäre, unter vorstehender Ziffer 4.4 und die Erläuterungen der 
Satzung der Westwing Group SE unter vorstehender Ziffer 6.2. 

7.1.6 Steuerliche Auswirkungen 

Wegen des Grundsatzes der Rechtsträgeridentität ist mit der formwechselnden 
Umwandlung der Westwing Group AG in eine SE keine Vermögensübertragung 
verbunden. Die formwechselnde Umwandlung ist auf Ebene der Gesellschaft da-
her steuerneutral und löst bei der Gesellschaft insbesondere keine Ertrags- oder 
Verkehrssteuern aus. 

Bezüglich der laufenden Besteuerung der SE gelten dieselben steuerlichen Vor-
schriften wie für die Westwing Group AG. 

Aktionären der Westwing Group AG wird empfohlen, im Hinblick auf bei ihnen 
möglicherweise bestehende, steuerlich relevante Besonderheiten ihre steuerli-
chen Berater zu konsultieren. Dies gilt insbesondere für Aktionäre, für die aus-
ländische Steuerrechtsbestimmungen anwendbar sind. 

7.2 Auswirkungen der formwechselnden Umwandlung für die Arbeitnehmer 

Art. 37 Abs. 9 SE-VO bestimmt, dass die zum Zeitpunkt der Eintragung bestehen-
den Rechte und Pflichten der umzuwandelnden Gesellschaft aus Arbeitsverträ-
gen oder Arbeitsverhältnissen hinsichtlich der Beschäftigungsbedingungen mit 
der Eintragung der SE auf diese übergehen. 

Die Auswirkungen, die der Übergang zur Rechtsform der SE für die Arbeitnehmer 
haben wird, werden im Einzelnen bei der Erläuterung des Umwandlungsplans in 
vorstehender Ziffer 6.1.9 näher erläutert. 

  



 

31974850_9,  

Seite 84/86 

DEFINITIONEN 

AG-Satzung ............................................. 7 

AktG ........................................................ 6 

Arbeitnehmervertretungen .................. 46 

Bedingtes Kapital 2018 ......................... 13 

Beteiligungsvereinbarung ..................... 59 

BGB ....................................................... 10 

BVG ....................................................... 59 

DCGK ..................................................... 10 

DCGK-Entsprechenserklärung .............. 21 

Ermächtigungsbeschluss I ..................... 14 

Ermächtigungsbeschluss II .................... 14 

Ermächtigungsbeschluss III ................... 15 

FISG ....................................................... 29 

FSMA ....................................................... 2 

Genehmigtes Kapital 2018/I ................. 12 

Genehmigtes Kapital 2018/II ................ 12 

Genehmigtes Kapital 2018/III ............... 12 

Genehmigtes Kapital 2018/IV ............... 12 

Genehmigtes Kapital 2018/V ................ 13 

Genehmigtes Kapital 2018/VI ............... 13 

Gesellschaft ............................................ 6 

MAR ...................................................... 21 

Mitgliedstaaten .................................... 16 

Order ...................................................... 2 

Relevanten Personen ............................. 2 

Schuldverschreibungen ........................ 13 

SE ............................................................ 6 

SEAG ....................................................... 6 

SEBG ....................................................... 6 

SE-Satzung .............................................. 6 

SE-VO ...................................................... 6 

Umwandlungsplan .................................. 6 

Umwandlungsprüfer .............................. 6 

UmwG ..................................................... 6 

USA ......................................................... 2 

Westwing B.V. ...................................... 49 

Westwing Group AG ............................... 6 

Westwing Group SE ................................ 6 

Westwing Netherlands Holding ........... 49 

WpHG ................................................... 15 

WSV-Ermächtigung ............................... 13 

  





 

31974850_9,  

Seite 86/86 

ANLAGE 

Übersicht über die Struktur des Westwing-Konzerns 

 

 

 


